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Einleitung

In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) wurde der 
gesamte Bereich des Wohnens stark vom Staat reglementiert. 
Kontinuierlich erweiterte er seine Einflussnahme, um die Verfü-
gungsgewalt über den Wohnraum zu erlangen. Die Wohnungs-
vergabe steuerte der Staat ebenso wie die Wohnungsbautä-
tigkeit. Sogar die Mietpreise legte er fest. Dennoch stellte die 
Wohnungsnot eines der größten Alltagsprobleme der Bevöl-
kerung dar. Obdachlosigkeit bestand zu keiner Zeit. Niemand 
musste auf der Straße leben, da ein Mindestmaß an Unterbrin-
gung gewährleistet wurde. Die Wohnungsnot äußerte sich viel-
mehr in einem Mangel an qualitativ hochwertigem Wohnraum, 
der den Bedürfnissen der Menschen entsprach. Es fehlte an 
sauberen, warmen, komfortablen, bautechnisch sicheren und 
genügend großen Wohnungen. Der Wohnstandard in Altbau-
wohnungen bewegte sich oft unter oder knapp an der Zumut-
barkeitsgrenze. Heizung, Bad, wohnungseigene Innentoilette 
sowie Warmwasseranschluss sind heute Normalität, waren 
hingegen zu DDR-Zeiten ein Wohnluxus.

Der Wohnungsfrage – also der Frage nach einer umfassen-
den Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum in quantita-
tiver und qualitativer Hinsicht – nahm sich die Führung der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) frühzeitig 
an. Das Wohnen als sozial-gesellschaftliches Ereignis zählt 
zu den wichtigsten menschlichen Grundbedürfnissen, wes-
halb ihm die Partei eine zentrale Funktion bei der Errichtung 
einer sozialistischen Gesellschaftsordnung zuschrieb. Über 
das Wohnen ließ sich direkt Einfluss auf die Lebenswelt der 
Bürger nehmen. Die SED begann die Wohnverhältnisse der Be-
völkerung im sozialistischen Sinn zu gestalten und modernen 
Ansprüchen anzupassen.
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Neben wirtschaftspolitischen Interessen, wie z. B. der An-
siedlung von Arbeitskräften an Orten mit hohem Personalbe-
darf, stand hinter den wohnungspolitischen Steuerungsmaß-
nahmen die sozialpolitisch motivierte Idee einer umfassenden 
staatlichen Fürsorge. In ihrem Selbstverständnis als Arbeiter-
partei hatte sich die SED eine gerechte Verteilung des Wohn-
raums sowie die Schaffung gleicher Wohnverhältnisse zum Ziel 
gesetzt. Ein finanzielles Ausbeuten und ein Benachteiligen 
der Arbeiterschaft wie in vorsozialistischer Zeit durfte es nach 
Ansinnen der Parteiführung beim Wohnen nicht mehr geben. 
Damit sollte sich eine der zentralsten und frühesten Forderun-
gen der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung erfüllen. 
Von der Parteiführung wurde dieser Umstand stets als große 
Errungenschaft propagiert, wodurch dem Wohnen eine starke 
ideologische Funktion zukam. Aber auch die Belohnung und 
Erzeugung von Systemloyalität mithilfe einer Wohnung waren 
handlungsleitend. Vor allem während Honeckers Regierungs-
zeit wurden die Maßnahmen des Staats zur Lösung der Woh-
nungsfrage gezielt als Mittel der Systemlegitimierung und -sta-
bilisierung eingesetzt.

Bei der Behebung der Wohnungsnot setzte die SED auf 
den industriellen Massenwohnungsbau. Rund 2,2 Millio-
nen in Block- und Plattenbauweise errichtete Wohneinheiten 
(WE) verteilten sich landesweit v. a. auf Neubaugebiete und 
riesige Wohnkomplexe, die bis heute das architektonische 
Aussehen und die Wohnlandschaft der neuen Bundesländer 
prägen. Seine Hochphase erfuhr der Massenwohnungsbau 
unter Honecker. Mit einem großen Wohnungsbauprogramm 
versuchte Honecker, die Wohnungsfrage bis zum Jahr 1990 
zu lösen. Das Vorhaben erwies sich jedoch als ein komplexes 
Phänomen. Die Bewältigungsstrategien in der Plan- und Man-
gelwirtschaft gestalteten sich vielfältig und widersprüchlich. 
Allen inneren und äußeren Krisen zum Trotz hielt die SED bis 
Ende 1989 an ihrem Bauprogramm fest.

Für die Bevölkerung blieb das Thema Wohnungssuche ein 
leidiger Aspekt des Lebensalltags. Viele Betroffene teilten 
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ähnliche Erfahrungen. Jahrelanges Warten, Ärger mit dem Woh-
nungsamt und das Verfassen von Eingaben gehörten ebenso 
dazu wie Improvisationstalent und Beharrlichkeit. Die Woh-
nungssuche lässt sich als Mischung aus Hoffnung und Resi-
gnation, Wut und gefundenem Glück beschreiben. Die staat-
liche Zuteilung einer Wohnung erwies sich als Wegmarke in 
den Biografien zahlreicher DDR-Bürger.
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Ausgangslage (1945 bis 1949)

Durch den Zweiten Weltkrieg waren auf dem Gebiet der Sow-
jetischen Besatzungszone (SBZ) etwa 870.000 Wohnungen 
von den einst 5,2 Millionen (Stand 1939) vollständig zer-
stört, was einem Abgang von etwa 17 Prozent entspricht. Be-
sonders schwer traf es Groß- und Mittelstädte. Halberstadt 
und Dessau verloren gut 80 Prozent, Nordhausen und Plauen 
75 Prozent, Dresden 65 Prozent und Magdeburg 50 Prozent 
ihres Wohnungsbestandes. Im sowjetisch besetzten Ostteil 
Berlins fehlten zum Kriegsende 40 Prozent: von den ursprüng-
lich 575.000 Wohnungen blieben 345.000 übrig. Leipzig ver-
lor 40.000 Wohnungen und 52.000 galten als schwer beschä-
digt. Weit weniger betroffen waren Gotha, Erfurt, Eisenach oder 
Schwerin. Diese Städte büßten zwischen drei und fünf Prozent 
ihres Wohnungsbestandes ein. Vor allem in sehr umkämpften 
ländlichen Regionen litt die Wohnsubstanz, wie in vielen Dör-
fern des Oderbruchs oder an wichtigen Verkehrswegen. Unter 
anderem hatte Creuzburg hohe Verluste zu verzeichnen. Beim 
Vorrücken der Alliierten nach Thüringen büßte die Kleinstadt 
unter amerikanischem Artilleriebeschuss am 1. April 1945 
etwa 85 Prozent ihrer Wohnhäuser ein.

Da üblicherweise nicht nur ganze Wohnungen, sondern 
auch Einzelzimmer vermietet wurden, und Wohnungen teils 
mit mehreren Parteien belegt waren, wog der kriegsbedingte 
Abgang umso schwerer. Schätzungsweise 7,3 Millionen Wohn-
räume weniger standen den Einwohnern in der SBZ zur Verfü-
gung. Die hohe Zahl an Flüchtlingen aus den ehemaligen deut-
schen Ostgebieten sowie Hunderttausende Kriegsheimkehrer 
verschärften die Not. Mitte 1947 stieg die Bevölkerungszahl 
im Vergleich zu 1939 um 14,6 Prozent von 15,1 auf 17,3 Mil-
lionen. Der Anteil an Wohnungssuchenden bewegte sich bei 
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schätzungsweise 1,5 Millionen. Nur über eine Mehrfachbele-
gung von Wohnungen sowie eine Wohnungszwangswirtschaft 
zur effektiven Nutzung der verfügbaren Raumkapazitäten ließ 
sich die Versorgung mehr schlecht als recht gewährleisten.

Die Regulierung der Wohnraumverteilung lag vollständig in 
der Hand der staatlichen Verwaltung und somit unter Einfluss-
nahme der SED. Von diesem Zeitpunkt an galt die Wohnung als 
soziales Gut. Nur so glaubte man, »kapitalistische Wohnstruk-
turen« überwinden und die Wohnungsfrage beheben zu kön-
nen. Dazu wurde der private Wohnungsmarkt aufgelöst. Staat-
liche Wohnungsämter waren für alle Wohnangelegenheiten 
zuständig. Ihnen oblag sowohl die Belegung des kommuna-
len als auch privaten Wohnraums. Das Eigentum an Wohnhäu-
sern und Wohnraum verbot die SED während ihrer gesamten 
Herrschaft nicht, dafür konnten Haus- und Wohnungseigentü-
mern die Nutzungsrechte entzogen werden. Nur dadurch lie-
ßen sich Zehntausende Flüchtlingsfamilien auf Einzelzimmer 
in Privatwohnungen und -häusern verteilen.

Die Menschen waren gezwungen, sich räumlich zu be-
schränken und noch enger zusammenzurücken. Der Wohnkom-
fort war niedrig. Beschädigte Wände, Dächer und Treppenauf-
gänge sowie fehlende Heizmöglichkeiten und Sanitäranlagen 
stellten massive Beeinträchtigungen dar, mit denen man sich 
arrangierten musste. Rund 760.000 Wohnungen galten als teil-
zerstört. Sie dienten vielfach als Provisorium und Unterschlupf. 
Rund eine Million Menschen fanden selbst in überbelegten 
Wohnungen keine Bleibe. Sie mussten auf Garagen, Keller, 
Ställe, Lager oder Baracken ausweichen. Die schmutzigen, 
feuchten und schwer beheizbaren Quartiere waren Brutstät-
ten für Typhus und Tuberkulose.

Nur etwa zwei Drittel des Wohnungsbestandes der SBZ be-
fand sich in einem akzeptablen Zustand. Deren Anteil nahm 
aber weiter ab. Die Besatzungsmacht requirierte für die 
Unterbringung von Soldaten, der Militärverwaltung sowie der 
sowjetischen Geheimpolizei Wohnhäuser und Wohnungen. 
Gleichzeitig musste Wohnraum umgewidmet werden, denn 
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zahlreiche Geschäfts- und Verwaltungsgebäude waren funk-
tionsuntüchtig.

In den vier Besatzungsjahren lag der Schwerpunkt der Bau-
aktivitäten auf der Instandsetzung der teilzerstörten Wohnun-
gen. Knapp die Hälfte konnte durch staatliche Bauinitiativen 
und insbesondere durch private Baumaßnahmen bis Okto-
ber 1949 wieder hergerichtet werden. Eine umfassende und 
grundlegende Sanierung erfolgte angesichts der schwierigen 
Umstände und aufgrund des akuten Materialmangels eher 
selten. Es fehlten Baumaschinen, Werkzeuge, Baumaterial, 
Transportkapazitäten und Fachkräfte. Bauhandwerker und 
Laien arbeiteten Hand in Hand und konnten vielfach nur im-
provisieren, um Häuser notdürftig bewohnbar zu machen. In 
der Regel hieß das, die sanitären Einrichtungen wiederherzu-
stellen und die gröbsten Ausbesserungen vorzunehmen. Der 
Erhalt der Wohnraumsubstanz erwies sich als Wettlauf gegen 
die Zeit. Einfache Reparaturen reichten oft nicht aus, beson-
ders bei komplizierten Zerstörungsbildern. Und so ließ sich der 
Verfall von 130.000 teilzerstörten Wohnungen nicht mehr auf-
halten. Diesen Trend konnte der überschaubare Neubau von 
Wohnobjekten nicht abfedern. In den Städten der SBZ kamen 
während der vier Besatzungsjahre nur etwa 15.000 Wohnun-
gen neu hinzu.

Das größte Neubauprojekt fand indes auf dem Land statt 
und war die Kampagne zur Errichtung von 101.800 Neubauern-
häusern im Zeitraum von 1947 bis 1950. Im Zuge der Boden-
reform (1945 bis 1948) versprach man Neubauernfamilien 
(meist besitzlose Landarbeiter, Kriegsflüchtlinge und Heimat-
vertriebene aus den Ostgebieten) Kleinsthäuser mit Stube, 
Schlafraum und Küche als schnelle und billige Wohnlösung.

Dem Programm gingen einige kleinere Bauprojekte vo-
raus. Mit Neuheide entstand im März 1946 auf dem enteig-
neten Gelände des Rittergutes Großfurra bei Sondershausen 
die erste Neubauernsiedlung in der SBZ. In den Häusern mit 
einer Grundfläche von 8,5 mal 20 Metern befanden sich Wohn- 
und Wirtschaftsbereiche unter einem Dach. Die Wohnräume 
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diese hatte man zumeist in den von den Eigentümern verlas-
senen Gutshäusern übergangsweise einquartiert. Durch struk-
turelle Planungsdefizite, unklare Zuständigkeitsverhältnisse, 
Landflucht sowie Baustoffengpässe blieb das gesteckte Ziel 
von über 100.000 Neubauernhäusern bis zur Gründung der 
DDR nur zu 21 Prozent erfüllbar.
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Zwischen Aufbruch und Stagnation  –  
Die Ära Ulbricht (1949 bis 1971)

Erstes Wohnungsbauprogramm der Republik

Zur Staatsgründung der DDR war die Wohnraumsituation an-
gespannt. Rund 1,2 Millionen Wohnungen wurden benötigt. 
Auf den Ämtern stapelten sich die Wohnungsanträge, wovon 
600.000 als besonders dringlich galten. Gleichzeitig versi-
cherte die Staatsführung, sich der Wohnungsfrage anzuneh-
men und die Versorgung mit Wohnraum zu gewährleisten. In 
der Verfassung von 1949 heißt es: »Jedem Bürger und jeder Fa-
milie ist eine gesunde und ihren Bedürfnissen entsprechende 
Wohnung zu sichern«. Dahinter verbarg sich aber keinesfalls 
das Recht auf eine eigene Wohnung, sondern nur die Garan-
tie einer Unterbringung. Notunterkünfte in Holzbaracken und 
in ungenutzten Zimmern oder Kammern von bewohnten Woh-
nungen oder Eigenheimen blieben bis weit in die 1950er-Jahre 
an der Tagesordnung. Die staatlich organisierte Mehrfachbe-
legung war mitunter von Zwang und Willkür begleitet.

Der Staat sicherte sich nicht nur die Nutzungsrechte am 
Boden, sondern begann auch frühzeitig mit der schrittwei-
sen Verstaatlichung der Bauwirtschaft, um so die Nutzungs-
gewalt über die materiell-technischen und humanen Res-
sourcen dieses Sektors zu erlangen. Die junge DDR stand 
vor der Großaufgabe, ein Land aus eigener Kraft neu auf-
zubauen. Die Wohnungsfrage bildete für die SED deshalb 
nur eine »Baustelle« von vielen. Zahlreiche Verwaltungsge-
bäude, Schulen, Universitäten, Kultureinrichtungen sowie 
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die Bildung von Stammbelegschaften sowie eine Reduktion 
illegaler Übersiedlungen in die Bundesrepublik.

Stalinstadt (Eisenhüttenstadt), Hoyerswerda, Rostock, 
Bitterfeld, Leuna sowie die Produktionsstätten der Wismut 
in Sachsen und Thüringen zählten u. a. zu den Aufbaustand-
orten. Beispielsweise entstanden innerhalb von fünf Jahren 
jeweils 6.000 Wohneinheiten in Stalinstadt (ab 1951) und 
in Hoyerswerda (ab 1955) zur Ansiedlung Tausender neuer 
Arbeitskräfte für die Stahlschmiede sowie das Braunkohlever-
edelungswerk »Schwarze Pumpe«. Die Einwohnerzahl Stalin
stadts stieg von 2.400 im Jahr 1952 auf 15.150 im Jahr 1955. 
Beide Orte wurden zu Wohnstädten ausgebaut. Sie erlangten 
das Prädikat einer »sozialistischen Vorzeigestadt« und den 
Titel »erste und zweite sozialistische Stadt auf deutschem 
Boden«. Bei der Errichtung fanden die Prinzipien einer so-
zialistischen Architektur- und Städtebauweise Anwendung. 
Dabei übernahm man das städtebauliche Planungselement 
des Wohnkomplexes aus der Sowjetunion, welches neben den 
reinen Wohnobjekten Infrastruktur- und Versorgungseinrich-
tungen umfasste. Die Qualität der soliden Wohnungen lag hin-
sichtlich der Ausstattung mit Innentoilette und -bad sowie der 
Wohnfläche deutlich über dem Landesdurchschnitt. DDR-weit 
konnten 1950 nur 29 Prozent der Wohnungen eine Innentoi-
lette und 20 Prozent ein Bad vorweisen. Gerade einmal zwei 
Prozent besaßen eine Zentralheizung. Im Mittel verfügte jede 
Wohnung über 2,5 Zimmer.

Obwohl die verbesserten Wohnbedingungen an den In-
dustriestandorten einen Arbeitskräftezuzug nicht nur ermög-
lichen, sondern auch beschleunigen sollten, führte die Priori-
tätssetzung im Wohnungswesen zu einem Auseinanderklaffen 
der Wohnbedingungen in der DDR. Besonders die Einwohner 
von Kleinstädten und Gemeinden fühlten sich benachteiligt, 
was zum Leidwesen der Arbeiter- und Bauernpartei die Land-
flucht vorantrieb. Um die Bevölkerung auf dem Land zu halten, 
startete eine Kampagne zur Aufwertung der dortigen Wohn- 
und Lebensbedingungen. In Angriff genommen wurde der 
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Umbau von 200 Dörfern zu sogenannten »sozialistischen Dör-
fern«. Hierbei folgte man der Idee von fortschrittlichen, saube-
ren und strukturierten Wohn-, Freizeit- und Arbeitseinheiten. 
Das Dorf Mestlin, etwa 40 Kilometer östlich von Schwerin und 
Sitz der damals größten Landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaft (LPG) der DDR, wurde unter den 200 Gemein-
den zum »sozialistischen Musterdorf« auserkoren. Im Eilver-
fahren hatte man die alte Bausubstanz abgetragen und durch 
moderne, komfortable Wohnneubauten mit Be- und Entwässe-
rung ersetzt. An die Stelle von holprigen, matschigen Wegen 
traten nun geteerte Straßen mit Beleuchtung und Kanalisa-
tion. Konsum, Kindergarten, Schule und sogar ein Kranken-
haus durften nicht fehlen. Ein für den Ort überdimensiona-
les Kulturhaus mit 700 Quadratmetern entstand. Darin waren 
neben einem Festsaal das Standesamt, Versammlungsräume, 
die Zentralbibliothek, ein Kino sowie eine Klubgaststätte mit 
Weinstube untergebracht. Als DDR-Vorzeigedorf mit überdurch-
schnittlichen Lebensbedingungen avancierte Mestlin für zahl-
reiche Landbewohner, vor allem für junge Familien, zum Sehn-
suchtsort. Die Einwohnerzahl schnellte in kurzer Zeit auf etwa 
1.700 an. Gleichzeitig war der Ort repräsentativer Anziehungs-
punkt für die DDR-Prominenz mit ihren ausländischen Gästen.

Höchste Priorität bei der Wohnraumversorgung wurde Ost-
Berlin zuteil. Im republikweiten Vergleich konnte die Haupt-
stadt den größten Neubauzuwachs vorweisen. Ihr Wiederauf-
bau besaß eine enorme ideologische sowie gesellschafts- und 
wirtschaftspolitische Symbolkraft sowohl nach innen als auch 
nach außen. Für die SED bzw. die junge Republik war Ost-Berlin 
Vorzeigeobjekt und wichtigster Verwaltungssitz. Der rasche 
Wiederaufbau demonstrierte den Machtanspruch der Partei 
und sollte die wirtschaftliche sowie gesellschaftliche Kraft und 
Überlegenheit des Sozialismus zeigen. Seit ihrer Gründung 
stand die DDR in einem ständigen Wettbewerb mit der Bundes-
republik, der ebenfalls auf dem Gebiet des Wohnens ausgetra-
gen wurde. Das Ringen beider Systeme trat im Fall Berlins auf-
grund der Teilung und der damit bedingten räumlichen Nähe 
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sowie wegen der historischen und politischen Bedeutung der 
Stadt besonders stark hervor. Eines der wichtigen Prestige-
objekte war der Wohnungsneubau in der Berliner Stalinallee. 
Die Straße stand für einen Neubeginn, eine »goldene Zukunft« 
des Landes unter Führung der SED, sowie für die enge Freund-
schaft mit der Sowjetunion. Die stark zerbombte ehemalige 
»Große Frankfurter Straße« wurde ab 1950 zu einem Pracht-
boulevard nach sowjetischem Vorbild ausgebaut. Pompöse 
Wohnhäuser, die schnell unter dem Begriff »Arbeiterpaläste« 
bekannt wurden, säumen bis heute die Straße. Die Wohnun-
gen waren für damalige Verhältnisse hell, luftig und geräumig. 
Sie verfügten über eine Zentralheizung, eine wohnungseigene 
Innentoilette, ein Bad sowie über fließend warmes und kaltes 
Wasser. In den Hauseingängen stand jederzeit ein Portier zu 
Diensten. All das suggerierte der Bevölkerung eine Wohnmo-
derne und einen Wohnkomfort, den die SED aber zu keinem 
Zeitpunkt andernorts erreichen konnte und wollte.

Mit etwas bescheideneren Wohnstandards als in der Stali-
nallee begann Anfang der 1950er-Jahre der staatliche Neubau 
in den stark zerstörten Groß- und Mittelstädten, wie Dresden, 
Magdeburg, Chemnitz, Dessau, Rostock, Nordhausen oder 
Leipzig. Zwischen 1951 und 1952 entstanden beispielsweise 
in der Straße der III. Weltfestspiele (heute Jahnallee) fünfge-
schossige Ziegelgebäude mit insgesamt 238 Wohnungen als 
erster staatlicher Wohnungsneubau in der Stadt Leipzig. Ein 
weiteres markantes Großprojekt war die Ringbebauung des 
Roßplatzes mit 197 Wohnungen in den Jahren 1953 bis 1955. 
Diese Maßnahmen wurden teils vom Nationalen Aufbauwerk 
(NAW) der DDR begleitet, das 1951 als Masseninitiative in Trä-
gerschaft der Nationalen Front gegründete wurde. In zahlrei-
chen freiwilligen Arbeitsstunden wurden durch Helfer Trümmer 
beseitigt sowie Gebäude neu errichtet oder instand gesetzt. 
Das NAW ging aus dem »nationalen Aufbauprogramm Berlin« 
hervor und war anfangs nur für Bauvorhaben in Ost-Berlin 
vorgesehen. Später wurde dessen Tätigkeit auf die gesamte 
DDR ausgeweitet. NAW-Helfer waren vor allem beim Bau der 





21

Stalinallee beteiligt sowie an der Gewinnung von Baumaterial 
für Wohnungsbauprojekte in den zerstörten Städten. Schwer-
punkt der Arbeit bildete hingegen die Umsetzung von Gesell-
schaftsprojekten, wie Kulturhäuser, Schulen, Turnhallen oder 
Feuerwehrstationen.

Obwohl die freiwilligen Helfer, die privaten Bauhandwer-
ker und die staatliche Wohnungsbauwirtschaft einen Kraftakt 
beim Wiederaufbau leisteten, blieben die Ergebnisse auf dem 
Gebiet des Wohnungswesens hinter den Erwartungen zurück. 
Statt pompöse Wohnpaläste forderte die Bevölkerung eine ra-
schere Verbesserung ihrer Wohnbedingungen und einen for-
cierteren Wohnungsneubau, wofür die SED-Spitze noch nicht 
bereit war. Ändern sollte sich das mit dem Volksaufstand am 
17. Juni 1953. Erstmals wurde die Parteiführung mit den har-
ten Fakten des sozialen Unmuts konfrontiert. Daraufhin schlug 
die SED einen neuen Kurs ein, welcher mehr den Bedürfnis-
sen der Bevölkerung nachkommen und für sozialen Frieden 
sorgen sollte. Der Wohnungsbau erhielt eine materielle und 
finanzielle Aufwertung, sodass ab 1953/54 republikweit inten-
sivere Baumaßnahmen stattfanden. Die Zahl der Neubauten 
steigerte sich um knapp ein Drittel. Neben der staatlichen Bau-
wirtschaft schufen ebenfalls Wohnungsbaugenossenschaften 
neuen Wohnraum.

Die Zulassung von Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
(AWG) war ein weiteres Ergebnis des neuen Kurses der SED. 
Sie schienen für den Abbau der Wohnungsnot zwingend er-
forderlich. Die AWGs waren an mindestens einen sogenann-
ten Trägerbetrieb gebunden. Trägerbetriebe unterstützten ihre 
AWGs finanziell aus Gewinnausschüttungen oder durch Mate-
rialzugaben. 1954 gründete sich in der Warnowwerft Rostock 
eine der ersten AWGs. Bis 1958 entstanden etwa 1.200 AWGs 
mit landesweit 160.000 Mitgliedern. Zu einer der Mitglieder-
stärksten zählte die 1956 von der Sowjetisch-Deutschen Ak-
tiengesellschaft (SDAG) Wismut gegründete AWG »Glück Auf« 
Gera. 1959 waren dort 640 Mitglieder registriert. Jedoch stan-
den die AWGs nicht jedem Bürgen offen. In den Anfangsjahren 
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beschränkte sich der Mitgliederkreis ausschließlich auf die An-
gehörigen der beteiligten Trägerbetriebe. Für die Betriebe ver-
einfachte das die Wohnraumversorgung unter der Stammbe-
legschaft. Mit der Bindung an die Genossenschaftswohnung 
erhoffte man sich den Effekt einer größeren Betriebstreue. 
Ab 1957 durften vereinzelt Angehörige von Einrichtungen 
des Handels, der Post oder der staatlichen Verwaltungen bei-
treten. Die Aufnahme als Genossenschaftler war an gewisse 
Bedingungen geknüpft. Neben dem nachgewiesenen Wohn-
raumbedarf mussten bis zur Wohnungszuteilung Genossen-
schaftsanteile erworben werden. Deren Anzahl richtete sich 
nach der gewünschten Wohnungsgröße. Außerdem hatte je-
der Genossenschaftler manuelle Eigenleistungen zu erbrin-
gen. Die Bautätigkeit erfolgte zumeist in Kooperation mit pri-
vaten, staatlichen und halbstaatlichen Baubetrieben. Bauland 
stellte der Staat zur Verfügung, genauso wie zinslose Kredite.

Der produktive Anteil der AWGs am Gesamtwohnungsneu-
bauvolumen lag in den späten 1950er-Jahren bei rund 20 Pro-
zent. Dadurch waren sie eine relevante Größe. Mit 52 Prozent 
standen aber die privaten Bauherren an der Spitze. Sie bilde-
ten die Hauptkraft bei der Wohnraumschaffung. Deren Leistun-
gen bei der Werterhaltung waren beachtlich, fanden jedoch in 
den staats- und parteioffiziellen Verlautbarungen kaum Wi-
derhall.

Insgesamt kamen landesweit zwischen 1949 und 1959 
über 370.000 Wohnungen durch Neubau hinzu. Weitere 
136.000 WE wurden durch Umbaumaßnahmen gewonnen 
oder konnten mittels Instandsetzungen wieder dem Bestand 
zugeführt werden. Infolge einer Vernachlässigung dringender 
Sanierungsmaßnahmen diente knapp ein Fünftel der Neubau-
ten als Ersatz für den verfallbedingten Wohnraumabgang. Die 
Verteilungsengpässe im Bauwesen gingen stets zu Lasten des 
Wohnungsbaues. Gleichzeitig dominierten traditionelle hand-
werkliche Technologien. Diese bedingten lange Bauzeiten, 
waren kosten-, material- und personalintensiv und schufen 
nur geringe Quantitäten. Dafür setzte man auf handwerkliche 
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Qualität und architektonische Schönheit. Vor allem zu Beginn 
der 1950er-Jahre wurde die Frage nach der Verbesserung der 
Wohnbedingungen nicht allein von sozialen Überlegungen 
bestimmt. Vielmehr überwogen idealistisch-künstlerische 
Aspekte. Die sozialistische Wohnkultur – ob bei der Innen-
einrichtung oder der Architektur – wurde nach ästhetischen 
Gesichtspunkten ausgerichtet. Leitlinien kamen aus der Sow-
jetunion. So entstanden repräsentative Wohnhauszeilen im 
Stil des Sozialistischen Klassizismus, der in der Sowjetunion 
entwickelt wurde und von einer monumentalen, ausschwei-
fenden Ornamentik der Gebäudefassaden und Innenwände 
gekennzeichnet ist. Die Architekturform unterlag zahlreichen 
Variationen, da eine Anpassung an regionale Bautraditionen 
erfolgte. Mit Wohnobjekten in diesem Baustil verband man 
die Idee, für die Arbeiterklasse anspruchsvolle Wohnverhält-
nisse zu schaffen. Dieses Ansinnen bezog sich nicht allein 
auf das äußere Erscheinungsbild. Die Häuser wiesen durch 
ihre hochwertige Ausstattung, Funktionalität sowie großzü-
gige und praktische Raumaufteilung einen überdurchschnitt-
lichen Komfort auf. Der Baustil kam u. a. beim Wiederaufbau 
Neubrandenburgs, Dresdens und Magdeburgs oder bei der Er-
richtung neuer Wohnsiedlungen, wie Rostock Reutershagen I 
(1953 bis 1957) oder Stalinstadt (Eisenhüttenstadt), großflä-
chig zum Einsatz. Bedeutende Einzelprojekte waren die Sta-
linallee in Ost-Berlin oder der Leipziger Roßplatz. Landesweit 
entstanden Gebäude als Lückenfüller bzw. anstelle einzelner 
kriegszerstörter Häuser. Das Ausstattungs- und Bauniveau va-
riierte je nach politischer oder wirtschaftlicher Bedeutung des 
Standortes. Trotzdem übertrafen alle Gebäude den lokalen 
Standard, weshalb die Wohnungen überaus begehrt waren.

Die durchschnittliche Wartezeit auf eine Wohnung (Alt- und 
Neubau) betrug DDR-weit fünf bis sechs Jahre für eine Fami-
lie. Alleinstehende mussten zum Teil acht bis zehn Jahre war-
ten. In Zehntausenden Beschwerden machten unzufriedene 
Bürger ihrem Ärger über die angespannte Wohnraumsituation 
Luft. Bewegende Schicksale finden sich darin wieder. Kaum 
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Hoffnungsträger Siebenjahrplan

Die Enttäuschung über die anhaltenden Unzulänglichkeiten 
bei der Wohnqualität und Wohnraumversorgung war bei der 
Bevölkerung groß. Deshalb sollte der am 1. Oktober 1959 be-
schlossene Siebenjahrplan (Laufzeit von 1959 bis 1965) mit 
seinem umfangreichen Wohnungsbauprogramm Abhilfe für 
die etwa 700.000 Wohnungssuchenden schaffen. Ulbricht ver-
sicherte, dass am Ende des Siebenjahrplanes durch den Bau 
sowie die Instandsetzung von rund 772.000 Wohnungen die 
Wohnungsnot in der gesamten DDR der Vergangenheit ange-
höre. Sein ehrgeiziges Vorhaben verkündete er mit den Wor-
ten: »daß im Laufe des Siebenjahrplanes, d. h. bis 1965, der 
noch bestehende Wohnungsmangel im wesentlichen über-
wunden werden muß. […] Mit diesem Wohnungsbauprogramm 
wird erstmalig in einem Teil Deutschlands – in der Deutschen 
Demokratischen Republik – durch die Arbeiter- und Bauern-
macht die seit Jahrhunderten bestehende Wohnungsnot der 
werktätigen Massen in historisch kürzester Frist beseitigt.«

Die Grundlage für Ulbrichts Vorhaben bildete der forcierte 
Einsatz des industriellen Bauens, weil Forderungen nach 
einer Beschleunigung des Wohnungsbaues sowie nach Ein-
sparungen laut wurden. Durch standardisierte Bautypen mit 
einheitlichen Grundrissen und in Serie vorgefertigten Bau-
elementen war ein ökonomischer und effizienter Wohnungs-
bau angesichts kürzerer Bauzeiten und eines geringen Auf-
wands möglich. Die Planvorgaben glaubte man in erster Linie 
mit dem Bau von Trabantenstädten sowie kleineren Neubau-
siedlungen auf der »grünen Wiese« zu erreichen. Ab 1953 er-
folgte schrittweise die Einführung des industriellen Bauens 
und schon 1960 lag dessen Anteil am gesamten Wohnungs-
neubau bei 50 Prozent.

Zuerst kam die Bauform der Großblockbauweise zum Ein-
satz. Anstatt Mauern arbeitsintensiv in traditioneller Form vor 
Ort mit der Stein-auf-Stein-Methode zu errichten, setzten Bau-
handwerker die im Gießverfahren hergestellten Blockelemente 
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variabel nach dem Baukastenprinzip zusammen. Die Bauteile 
punkteten durch ihr geringes Gewicht, jedoch benötigte man 
mehrere für ein Wand- oder Deckensegment. Bei der Großta-
fel- bzw. Großplattenbauweise (umgangssprachlich Platten-
bauweise), die ab Mitte der 1960er-Jahre zur führenden Bau-
form aufstieg, war für ein Wandsegment nur noch eine aus 
Stahlbeton vorgefertigte, großflächige Platte nötig. Während 
in Blockbauweise Viergeschosser mit Spitzdach dominierten, 
ließen sich mit der Plattenbauweise nicht nur Geschosshöhen 
von mehr als fünf Etagen erreichen, sondern auch Gebäude 
mit Flachdächern errichten. Das sparte Ziegel und Arbeitszeit.

Wichtige Baustandorte bestimmten die SED-Wirtschafts-
vorhaben, u. a. des »Chemieprogramm der SED« von 1958. 
Wohnsiedlungen entstanden beispielsweise für die Arbeits-
kräfte des Erdölverarbeitungswerks in Schwedt. Die übrigen 
Industriesektoren blieben nicht ganz unberücksichtigt. Ab 
1957 hielt mit dem Bau der Nordsiedlung I die Großblockbau-
weise in der Stadt Jena Einzug, wo wichtige Produktionsstät-
ten der optischen Industrie sowie Glasindustrie der DDR (VEB 
Carl Zeiss Jena sowie VEB Jenaer Glaswerk Schott & Genossen) 
beheimatet waren. Die ersten mehrgeschossigen Wohnblöcke 
wurden entlang der Leipziger Straße errichtet. Aber nicht al-
lein die Wirtschaftszentren sollten profitieren. Für das Land be-
standen ebenfalls große Pläne. Unter anderem sah der Eichs-
feldplan (1958) vor, die wirtschaftliche Entwicklung des wenig 
industrialisierten Eichsfeldes im Nordwesten des Bezirkes Er-
furt konzentriert voranzutreiben. Das Dorf Leinefelde wurde als 
Standort einer Baumwollspinnerei auserkoren und zur Stadt 
ausgebaut. Wohnblocks im industriellen Fertigungsverfahren 
dienten der Ansiedlung mehrerer Tausend Menschen.

Mit dem industriellen Wohnungsbau folgte die DDR einem 
weltweiten Trend. Zeitgleich entstanden Siedlungen in Groß-
block- sowie Plattenbauweise in der Sowjetunion und ihren 
Satellitenstaaten, aber auch in der Bundesrepublik, in Frank-
reich, in Skandinavien oder in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, wo 1902 diese Bauform erstmalig zum Einsatz kam. 
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Der industrielle Wohnungsbau beschränkte sich nicht allein 
auf randstädtische Siedlungen. Wie in der Bundesrepublik 
konzentrierte man sich auf die großflächige Neugestaltung der 
durch den Krieg in Mitleidenschaft gezogenen Innenstädte, 
um so repräsentative Zentren aufzubauen.

Der Einsatz des industriellen Bauens führte zur Steigerung 
der DDR-Wohnungsproduktion um jährlich 10.000 Einheiten. 
Der positive Trend sollte aber keinesfalls über regionale Ver-
werfungen hinwegtäuschen. Fortschritte in Leipzig oder Ost-
Berlin standen akuten Plandefiziten in den Bezirken Gera und 
Suhl gegenüber. Probleme mit der Technik sowie bei der prak-
tischen Umsetzung der Prozesse behinderten den Bauablauf. 
In einem Bericht des Wirtschaftsrates beim Rat des Bezirkes 
Gera für das erste Halbjahr 1960 heißt es: »Die Fertigstellung 
der Wohnungseinheiten ist völlig zurückgeblieben. Der Bezirk 
Gera steht an letzter Stelle in der Republik.« Dabei wurde mo-
niert: »Der Wohnungsbau war in den letzten Monaten mehr 
oder weniger dem Selbstlauf überlassen«, was schließlich zu 
einem Planrückstand von über 70 Prozent führte. Für die woh-
nungssuchende Bevölkerung und die Wohnungsämter eine 
»Katastrophe«, wie der Wirtschaftsrat resignierte. Etwas we-
niger drastisch zeigten sich die Ergebnisse in anderen Teilen 
der Republik. Dennoch waren die Entwicklungen in den bei-
den thüringischen Bezirken Indikatoren für Planungsschwie-
rigkeiten und erste Turbulenzen im Siebenjahrplan.

Ulbricht hielt an seinem Bauprogramm zur Beseitigung der 
Wohnungsnot fest. Die versprochene Hochstufung des Woh-
nungsbaus in der Rangfolge »volkswirtschaftlich bedeuten-
der Planziele« kam aber erst in der zweiten Hälfte des Jahres 
1960 zum Tragen. Durch die damit verbundene materielle und 
personelle Aufstockung der Baubetriebe konnten die meisten 
Hemmnisse beseitigt und die Arbeitsproduktivität gesteigert 
werden. Von da an befand sich der Wohnungsbau auf einer 
Erfolgsspur. Im Sommer 1961 wurde die Produktion jedoch 
etwas gebremst. Gründe waren die zunehmende wirtschaft-
liche Schieflage der DDR und insbesondere der schrittweise 
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befestigte Ausbau der Grenze zur Bundesrepublik. Der außer-
gewöhnlich hohe Bedarf an Baumaterial und Bauarbeitern für 
die Grenzanlagen sowie die Sicherungs- und Versorgungs-
gebäude der Grenztruppen waren weder im Siebenjahrplan 
noch im jährlichen Volkswirtschaftsplan vorgesehen. Trotzdem 
konnten durch die stärkere Berücksichtigung des Wohnungs-
wesens 85.580 WE im Jahr 1961 und etwas über 80.000 im 
Jahr 1962 gebaut werden. Das waren nicht die anvisierten Ziel-
größen, aber die höchsten Produktionsstände seit Republik-
gründung. Aufgrund der massiven wirtschaftlichen Schwierig-
keiten stieß das Bauwesen an seine Grenzen. Eine Anhebung 
der Bauzahlen war ausgeschlossen, vielmehr zeichnete sich 
eine rückläufige Tendenz ab. Zur Sicherung von Vorhaben im 
Industriebau wurden dem Wohnungsbau vermehrt Kapazitäten 
entzogen. Bis 1965 über 772.000 Wohnungen zu schaffen und 
den Wohnstandard der Bundesrepublik zu erreichen, erwies 
sich als aussichtsloses Vorhaben. Die andauernde Überforde-
rung der DDR-Wirtschaft angesichts überzogener Vorgaben in 
vielen Gesellschaftsbereichen sowie Sektoren der Volkswirt-
schaft führte schließlich Ende des Jahres 1962 zum Scheitern 
des Siebenjahrplanes. Der Abbruch des Siebenjahrplanes be-
deutete die Aufgabe aller angekündigten Wohnungsbauziele.

VI. SED-Parteitag – Reform- und Modernisierungsbestrebun-
gen im Wohnungswesen

In vermeintlich greifbare Nähe rückte die Lösung der Woh-
nungsfrage mit dem VI. SED-Parteitag 1963. Ulbricht präsen-
tierte mit dem »Neuen Ökonomischen System der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft« (NÖS) ein neues Wirtschaftspro-
gramm. Ziel war die Modernisierung der Volkswirtschaft zur 
Steigerung der Produktivität. Mit dem Reformprogramm er-
hoffte man sich notwendige Impulse für eine zügige und ef-
fiziente Entwicklung des industriellen Wohnungsbaues. Das 
veranlasste Ulbricht zu dem erneuten Versprechen: »Die Partei 
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widmet ihre Kräfte der Aufgabe, alle Werktätigen mit Wohnun-
gen ausreichend zu versorgen. Der Kern des Wohnungspro-
blems besteht in den nächsten Jahren darin, den Wohnungs-
mangel, eine der schlimmen Folgen des verbrecherischen 
Hitlerkrieges, zu überwinden.«

Der seit Mitte der 1950er-Jahre verfolgte Zentralisierungs- 
und Konzentrationsprozess im staatlichen Wohnungsbau 
wurde forciert weitergeführt. Die bestehende Zersplitterung 
der Leitungen, der einzelnen Bauträger sowie die Vermi-
schung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Neubaus 
und der Werterhaltung hatte man aufgehoben, um das Bau-
wesen institutionell nach dem Produktionsprinzip neu zu 
ordnen. Anfang der 1960er-Jahre kam es in jedem Bezirk so-
wie in Ost-Berlin zur Bildung von Wohnungsbaukombinaten 
(WBK), welche den Großteil des staatlichen Wohnungsneu-
baus übernahmen und direkt dem jeweiligen Bezirksbauamt 
unterstanden. Sie waren auf den industriellen Massenwoh-
nungsbau spezialisiert. Dort bündelten sich alle materiellen, 
technischen und humanen Kapazitäten. Das Aufgabenspek-
trum reichte von der Projektierung über die Produktion der 
Bauelemente in den angegliederten Plattenwerken bis hin zur 
Montage auf den Baustellen. Dabei standen ihnen u. a. Hoch- 
und Tiefbaukombinate, bezirkliche Projektierungsbüros sowie 
Betriebe der Baustoffversorgung und technischen Gebäude-
ausrüstung zur Seite. Alle Maßnahmen erfolgten in Abstim-
mung mit den Bauämtern auf Bezirks-, Kreis- und Stadtebene. 
Weiterhin oblag den Wohnungsbaukombinaten der Entwurf 
eigener Gebäudetypen. Dies erfolgte in enger Kooperation 
mit der Hochschule für Architektur und Bauwesen Weimar so-
wie der Deutschen Bauakademie (ab 1973 Bauakademie der 
DDR), welche in erster Linie die unterschiedlichen Plattenty-
penserien entwickelte.

Einen kleineren Teil des Wohnungsneubaues übernah-
men Kreisbaubetriebe sowie Landbaubetriebe, auch wenn 
ihr Fokus auf der Errichtung von Produktionsstätten und 
Gesellschaftseinrichtungen lag. Gebaut wurden einzelne, 
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die zentralen Vorgaben. Über die Grundlinien der Wohnungs-
politik wurde im Politbüro entschieden. Das betraf unter ande-
rem den Umfang und die Standorte des Wohnungsbaues oder 
die Prinzipien der Wohnungsverteilung. Die Entscheidungen 
traf ein kleiner Kreis aus Mitgliedern des Politbüros sowie des 
Zentralkomitees (ZK). Die wichtigsten Akteure waren dabei der 
Erste Sekretär des ZK der SED (Generalsekretär) sowie der ZK-
Sekretär für Wirtschaft.

Entsprechend dem in der DDR vorherrschenden Prinzip des 
demokratischen Zentralismus sowie der doppelten Unterstel-
lung lag die Umsetzung der Wohnungspolitik sowohl in der 
Hand der Partei- als auch der Staatsorgane. Während sich die 
Parteiorgane für die Anweisung sowie Kontrolle der staatlichen 
Organe der jeweiligen Leitungsebene verantwortlich zeigten, er-
folgte die praktische Verwirklichung der zentralen Parteidirekti-
ven zur Wohnungspolitik hingegen durch die Organe des Staats-
apparates. Beim Ministerrat wurden im Rahmen der Vorgaben 
des Politbüros sowie der ZK-Sekretariate die entsprechenden 
Beschlüsse zur Wohnungspolitik gefasst. Hervorzuheben ist, 
dass, entgegen dem DDR-üblichen Grundsatz der Konzentration 
und Zentralisierung, auf dem Sektor der Wohnungspolitik eine 
starke Zersplitterung bei der Organisation und Planung vorlag. 
Weder beim Ministerrat noch beim ZK existierte ein spezielles 
Organ, das ausschließlich für die Wohnungspolitik zuständig 
war. Vielmehr verteilten sich die wohnungspolitischen Kom-
petenzen auf verschiedene Fachorgane. So sind die Aufgaben 
arbeitsteilig in erster Linie von der Staatlichen Plankommis-
sion, dem Ministerium für Bauwesen sowie dem Ministerium 
für Finanzen wahrgenommen worden. Diese Organisationspra-
xis führte dazu, dass sich Kompetenzen einzelner Fachberei-
che überschnitten und diese miteinander darum konkurrierten. 
Die Hauptverantwortung für die Umsetzung der vom Ministerrat 
getroffenen Vorgaben lag ab 1965 bei den Räten der Bezirke.

Die im Zuge des NÖS erfolgte Strukturreform im Bauwesen 
versetzte die DDR nicht in der Lage, das Planziel von jährlich 
99.000 WE zu erfüllen oder die Ergebnisse des Jahres 1961 zu 
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reproduzieren. Vielmehr machten sich schon 1964 die Schwä-
chen des NÖS auf dramatische Weise bemerkbar. Besonders 
unter den Kürzungen von Rohstofflieferungen aus der Sowjet-
union litt massiv die Volkswirtschaft. Das störte in der Folge 
alle Planvorhaben. Die Wohnungsneubauleistung nahm rapide 
ab und sank 1966 auf ein Tief von 53.366 WE. Um diese Ent-
wicklung abzufedern, forcierte die Staatsführung in den Fol-
gejahren den Um- und Ausbau sowie die Instandsetzung von 
Wohnungen. Etwa 12.000 Wohnungen jährlich ließen sich so 
zwischen 1965 und 1970 aufwerten bzw. in einen bewohnba-
ren Zustand versetzen. Den Rückgang beim Neubau vermoch-
ten diese Maßnahmen nur minimal auszugleichen. Sie waren 
zu keinem Zeitpunkt bedarfsgerecht. Der Altbaubestand ver-
fiel zusehends und bedurfte dringender Reparaturen. Selbst 
die Hauptstadt mit ihrem Vorrang im Wohnungswesen blieb 
davon nicht verschont. Rund 353.000 der 453.000 registrier-
ten Wohnungen waren im Jahr 1965 reparaturbedürftig.

Die Indienstnahme der Wohnungspolitik für die Wirtschafts-
politik war für Ulbricht weiterhin maßgebend: »Es wird notwen-
dig sein, sich im Wohnungsbau auf die Industrieschwerpunkte 
und Stadtzentren zu konzentrieren. Gegenwärtig ist es so, daß 
wichtige Aufgaben in neuen Industriezentren nicht erfüllt wer-
den, weil für die Arbeitskräfte nicht die notwendigen Wohnun-
gen zur Verfügung stehen.« Unabhängig von ideologischen Phra-
sen und sozialpolitischer Rhetorik wogen ökonomische Zwänge 
sowie Prestigefragen für Ulbricht mehr als sozialpolitische Be-
lange. Als Werbeträger des Sozialismus und Demonstrationsob-
jekte des politischen, gesellschaftlichen und ganz besonders 
wirtschaftlichen Fortschritts galten die Bezirksstädte und dabei 
insbesondere Schrittmacherstädte wie Ost-Berlin, Leipzig, Mag-
deburg, Karl-Marx-Stadt (Chemnitz), Dresden oder Halle. Punktu-
ell plante der Staat riesige Schlafstädte. Errichtet wurden Zweck-
bauten, um so viele Menschen wie möglich zu beherbergen. Mit 
Halle-West (später in Halle-Neustadt umbenannt) entstand vor 
dem Hintergrund des »Chemieprogramms der SED« (1958) ab 
Herbst 1963 eines der bedeutendsten Großsiedlungsprojekte 
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der DDR. Ausgelegt war die Trabantenstadt für mehrere Tau-
send Arbeitskräfte der chemischen Industrie der Leunawerke 
im nahen Leuna sowie der Buna-Werke in Schkopau. All diese 
Bauvorhaben besaßen einen hohen Versorgungsrang mit Bau-
stoffen und Arbeitskräften. Mit ähnlicher Triebkraft verfolgte 
die SED u. a. den Innenstadtumbau der Bezirksstädte Suhl und 
Karl-Marx-Stadt. Die historische Bausubstanz wurde im großen 
Stil abgerissen und durch Plattenbauten ersetzt.

Wohnungsbauprojekte an nachgeordneten Standorten be-
schränkte die Staatsführung auf das Nötigste. Die Wohnungs-
suchenden wurden von den für die Wohnungspolitik zustän-
digen staatlichen und parteilichen Organen gezielt vertröstet 
und durch das Versprechen auf eine bessere Zukunft hinge-
halten. Die unzureichende Wohnraumversorgung wurde da-
bei stets als ein Relikt des Kapitalismus und des NS-Regimes 
propagiert. Von der Bevölkerung erwartete Ulbricht ein Arran-
gieren mit der persönlichen Wohnsituation und Verständnis 
dafür, dass die Entwicklung einer fortschrittlichen Volkswirt-
schaft im Vordergrund stehe. Aber die Fokussierung auf große 
Wohnsiedlungsprojekte in Ballungs- und Industriezentren re-
sultierte in einem Ungleichgewicht bei der Wohnraumvertei-
lung und somit in einer Verschärfung der Wohnungsnot zum 
einen an den Orten, die keine allzu hohe wirtschaftliche Prio-
rität besaßen und vom Neubau fast unberücksichtigt blieben, 
und zum anderen an den Baustandorten selbst. Die Lenkung 
von Arbeitskräften in die Ballungszentren und deren bevor-
zugte Versorgung mit Wohnraum führte in der Konsequenz zu 
einer Vernachlässigung der ansässigen Bevölkerung. Damit 
gewann die Wohnungsnot umso mehr an Brisanz.

Wohnungsbaugigantismus im Zeichen der SED-Strukturpolitik

Die SED-Führung verlangte von den wohnraummäßig be-
nachteiligten Bürgern große Entbehrungen, wurde doch de-
ren Lebensqualität fundamental eingeschränkt. Statt der 
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erhofften Verbesserungen änderten sich die Wohnbedingun-
gen nur minimal. Die Wohnungsnot avancierte zur größten 
»Alltagssorge«, was sich in einer Vielzahl von Eingaben und 
Beschwerden niederschlug. Konfrontationen zwischen Woh-
nungssuchenden und den Wohnungsämtern sowie betriebli-
chen Sozialstellen, aber auch unter den Suchenden selbst, 
blieben nicht aus und störten den sozialen Frieden, wodurch 
die Wohnungsfrage im Verlauf der 1960er-Jahre an sozialer 
Sprengkraft gewann.

Mit dem VII. Parteitag 1967 wurde die zuvor beschriebene 
Entwicklung sogar verstärkt. Ulbrichts neue Wirtschafts- bzw. 
Strukturpolitik des Ökonomischen Systems des Sozialismus 
(ÖSS) war auf den Ausbau von Hochtechnologien ausgerich-
tet. Diese hatte zum Ziel, ausgewählte, sogenannte struktur-
bestimmende Schlüsselindustrien bzw. Technologiezweige – 
vorrangig auf dem Gebiet der Elektronik, Elektrotechnik und 
des Wissenschaftlichen Gerätebaues – konzentriert zu för-
dern, um diese »Spitzen- und Pionierleistungen« erbringen 
zu lassen. Umfangreiche Investitionsvorhaben zum Bau gi-
gantischer Industrie- und Wohnkomplexe waren vorgese-
hen. Eines der größten Projekte betraf die Stadt Jena. Nach 
Ulbrichts Vorstellung sollte Jena im Zeitraum von 1969 bis 
1975 zu einem »Zentrum der Großforschung und -produktion 
für die Rationalisierungs- und Automatisierungstechnik der 
DDR« entwickelt werden. Hinter diesem Vorhaben stand die 
planvolle Verkettung von Industrieproduktion und Universi-
tätsforschung zur Förderung des beim VEB Carl Zeiss angesie-
delten Industriezweigs des Wissenschaftlichen Gerätebaues. 
Neben der Errichtung ausgedehnter Produktionsanlagen für 
den VEB Carl Zeiss war ein moderner Universitätskomplex mit 
Forschungsgebäuden geplant. Der enorme Arbeitskräftebe-
darf sollte über die Ansiedlung geregelt werden. Man rech-
nete mit einem Anstieg der Bevölkerung um 55.000 Perso-
nen innerhalb von fünf Jahren. Voraussetzung dafür war die 
Schaffung zusätzlichen Wohnraumes in Form von 18.300 
Neubauwohnungen im Stadtzentrum sowie vorrangig an der 



36

südlichen Peripherie Jenas. Jena avancierte zur Großbaustelle. 
Nicht ohne Stolz verkündete der Bezirksbaudirektor, dass in 
Jena »ab 1970 täglich mehr Bauleistungen realisiert werden, 
als gegenwärtig auf der größten Baustelle der Republik, dem 
Berliner Alexanderplatz.«

Indem die Staats- und Parteiführung die Anzahl der Pro-
jekte und somit die Investitionen permanent erhöhte, über-
stieg die Strukturpolitik bei Weitem die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Republik und führte zu einer anhaltenden 
Wirtschafts- und Wachstumskrise. Die ohnehin knappen Res-
sourcen wurden auf immer mehr Projekte verteilt, wodurch 
sich die Versorgungslage auf den Baustellen verschärfte. Still-
stand auf den Bauplätzen, die Verschleppung bestehender 
Bauvorhaben sowie Ressourcenkämpfe zwischen den Bezirken 
und Baubetrieben führten im Jahr 1969 zu einem Wohnungs-
baurückstand von 20 Prozent. Die Konsequenzen waren fatal. 
1969 konnten allein im Jenaer Zeiss-Betrieb 500 Arbeitskräfte 
»wegen fehlender WE nicht eingestellt werden« oder sie lehn-
ten den Arbeitsvertrag wegen »der relativ langen Wartezeit auf 
eine Wohnungszuweisung ab.« Gezwungenermaßen kompri-
mierte die Staatsführung einen Großteil der Bauaktivitäten. 
Der landesweite Wohnungsbauplan für 1970 wurde drastisch 
reduziert. Aber das geschwächte Bauwesen erreichte selbst 
das geschmälerte Mengenziel nur knapp. Spätestens Ende des 
Jahres 1970 war das Scheitern der Strukturpolitik offensicht-
lich. Die einseitige Konzentration der begrenzten Ressourcen 
auf den Ausbau der Hochtechnologien ging mehr und mehr 
zu Lasten des Lebensstandards der Bevölkerung. Und so blie-
ben die Wohnwertverbesserungen vielerorts weit hinter den 
Erwartungen zurück.

Der Wohnungsbestand verjüngte sich schleppend. Die 
Wohnverhältnisse im Altbau empfanden viele Bürger als 
trostlos. Rund 65 Prozent aller Wohnungen besaßen weder 
ein eigenes Bad noch eine eigene Toilette. Das Etagenbad so-
wie Etagen- oder Außentoiletten dominierten die Wohnver-
hältnisse. Die Zentralheizung war vor allem ein Luxus weniger 
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städtischer Wohnungen. Geheizt wurden die Zimmer in erster 
Linie mit einzelnen Kohleöfen. In der Küche war der Propan-
gasherd weiterhin die wichtigste Wärmequelle. 1970 verfüg-
ten nur knapp 10 Prozent aller Wohnungen über die drei Kom-
fortausstattungsmerkmale Bad, Toilette und Zentralheizung. 
Aufgrund der geringen Wohnungsgrößen kamen nur wenige 
Kinder und Jugendliche in den Genuss eines eigenen Zimmers 
als Rückzugsraum. Aber nicht allein die Ausstattung, sondern 
auch der bauliche Zustand der vor 1945 errichteten Wohnob-
jekte sorgte für Unzufriedenheit. Bei den bezirklichen Plan-
kommissionen fielen allzu oft Entscheidungen gegen eine 
Sanierung zugunsten des Neubaus. Gleichzeitig wurde die 
Bautätigkeit privater und genossenschaftlicher Hand zurück-
gefahren.

Beim genossenschaftlichen Wohnungsbau sank der Anteil 
an der Gesamtbauleistung von 63 Prozent im Jahr 1962 auf 17 
Prozent im Jahr 1971. Hauptgrund für die schrittweise Redu-
zierung waren gegensätzliche Interessenslagen zwischen Wirt-
schaftsplanern und den Genossenschaften. Vor dem Hinter-
grund von Ulbrichts Wirtschaftspolitik mit ihrer Fokussierung 
auf ausgewählte Wirtschaftsstandorte erschien Wohnraum-
ökonomen die ausschließliche Entscheidungsgewalt des Staa-
tes über den Bau und die Belegung der Neubauwohnungen 
weitaus lukrativer als die Beteiligung der Genossenschaften 
an den Baukosten oder die Erbringung von Eigenleistungen 
beim Innenausbau. Zur Regulierung der AWGs blieben staat-
liche Kredite aus. Sogar der Ministerrat erließ einen landes-
weiten Aufnahmestopp für AWG-Mitglieder.

Einschränkungen galten ebenso für den privaten Woh-
nungsbau. Diesen hatte der Staat noch drastischer sanktio-
niert. Von ursprünglich über 70 Prozent Anfang der 1950er-
Jahre rutschte dessen Produktivanteil bereits 1960 auf sieben 
Prozent. 1969 lag die Quote bei unter einem Prozent und 
1970 wurde DDR-weit kein einziges privates Eigenheim er-
richtet. Die rasant abnehmende Zahl privater Baubetriebe 
machte es schwierig, Handwerker, Material und Bautechnik 
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zu bekommen. Aber das war für die Bauherren keinesfalls das 
größte Problem. Gezielt blockierte der Staat private Bauakti-
vitäten, indem Bauland nicht mehr freigegeben wurde oder 
Baugenehmigungen und Sparkassenkredite verwehrt wurden. 
Mit großem Ehrgeiz verfolgte die SED das Ziel, den staatlichen 
Anteil am Gesamtwohnungsbestand der DDR zu erhöhen, um 
ihre Kontroll- und Zugriffsrechte über den Wohnraum zu erwei-
tern. Nur so glaubte die Partei, ihre Vorstellung von gleichen 
Wohnbedingungen für alle Bürger im Sozialismus zu verwirk-
lichen. Der private Eigenheimbau stand einem solchen Ansin-
nen entgegen. Parteiideologen interpretierten das Eigenheim 
als Relikt kleinbürgerlicher Lebensmentalität, das Neidreak-
tionen sowie soziale Abgrenzungstendenzen unter der Bevöl-
kerung hervorrufe.

Trotz allen Hinhaltens versuchte die Partei mit kleinen Ges-
ten, den Wünschen der Bevölkerung entgegenzukommen. Aber 
dadurch wurden die Bürger in ihrem Verlangen nach Wohn-
verbesserungen zusätzlich bestärkt. Im Artikel 37 der neuen 
Verfassung vom 6. April 1968 gewährte der Staat jedem Bür-
ger das »Recht auf Wohnraum für sich und seine Familie«. Zu-
sätzlich versprach man einen forcierten Wohnungsbau sowie 
eine gerechte Wohnraumvergabe. Dieses erstmals in der Ge-
schichte der DDR verfassungsmäßig festgeschriebene »Recht« 
auf eine Wohnung entstammte dem ideologischen Einlenken 
der Parteiführung angesichts der enttäuschten Reaktionen der 
Bevölkerung auf die wohnungspolitischen Ergebnisse des VII. 
Parteitages. Enthielt die Verfassung von 1949 die bloße Zusi-
cherung einer wohnraummäßigen Unterbringung, besaß der 
Bürger nun das »Recht«, beim Staat eine »eigene« Wohnung 
einzufordern. Und selbst die hinzugefügte Klausel, wonach 
dieses Recht nur »entsprechend den volkswirtschaftlichen 
Möglichkeiten und örtlichen Bedingungen« gewährt werde, 
hielt die Wohnungssuchenden nicht davon ab. Die Zahl der 
Wohnungsanträge sowie Eingaben zu Wohnungsangelegen-
heiten stieg sprunghaft an, was die Partei- und Staatsorgane 
massiv unter Druck setzte.
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Keines der von Ulbricht initiierten Wohnungsbauprogramme 
wurde vollständig umgesetzt. Die hohen Zielstellungen auf 
dem Gebiet der Wohnungspolitik erwiesen sich stets aufs 
Neue als unrealistisch und blieben reine Absichtserklärun-
gen. Die Vergabegrundsätze empfanden viele Bürger als un-
gerecht. Sie liefen jedem Versuch zuwider, die Wohnungsfrage 
zu lösen. Republikweit verschärfte sich die Wohnungsnot und 
Wohnunzufriedenheit. Das war der Nährboden für potenzielle 
Unruhen in der Bevölkerung sowie fühlbare Spannungen mit 
der Staatsführung.
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Neustart in der Wohnungspolitik –  
Die Ära Honecker (1971 bis 1989)

Aufwertung des Wohnungsbaus

Die wirtschaftlichen Folgen der Strukturpolitik sowie die Unzu-
friedenheit eines Großteils der Menschen mit den Lebensbe-
dingungen in der DDR ebneten den Weg zu einem Wechsel an 
der Parteispitze. Ulbricht verlor durch das entschlossene Fest-
halten an seiner kaum mehr zu realisierenden Wirtschaftspoli-
tik an Unterstützung und Einfluss innerhalb des Politbüros und 
Zentralkomitees. Die Ablösung Ulbrichts durch Honecker im 
Mai 1971 ging mit einer Neuausrichtung der SED-Wirtschafts- 
und Sozialpolitik einher, womit Honecker einen weitreichen-
den Entspannungs- und Stabilisierungskurs einschlug. Dieser 
war in der Hauptsache an den Forderungen der Bevölkerung 
nach besseren Lebensbedingungen ausgerichtet, um das ver-
lorene Vertrauen in die Staats- und Parteiführung wiederher-
zustellen.

Honecker lehnte es ab, den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt auf Kosten des Lebensniveaus zu erzwingen. Viel-
mehr sollten die Wirtschaft und die Wissenschaft das Mittel 
zur Befriedigung der gesellschaftlichen Bedürfnisse der breiten 
Massen sein, was einem der Hauptziele des XXIV. Parteitages 
der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) im März 
1971 entsprach. Offen stellte sich Honecker gegen die in der 
Ära Ulbricht verbreitete Praxis der Vertröstung. Schneller als 
zuvor sollten die Bürger ihren Anteil am wirtschaftlichen Auf-
schwung erhalten. Schließlich lautete Honeckers Forderung, 
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»daß sich angestrengte Arbeit tatsächlich auf das Lebens-
niveau der Bevölkerung nicht erst in ferner Zukunft, sondern 
bereits unmittelbar auswirkt.« Diese Einsicht gewann durch die 
unruhige politische Lage in Polen an Triebkraft. Zahlreiche SED-
Funktionsträger hegten die Befürchtung, die Missstimmung 
unter den Bürgern könnte einen erneuten Volksaufstand wie 
im Jahr 1953 entfachen. Die Partei sah ihre Machtposition und 
ideologische Glaubwürdigkeit schwinden. Deshalb traten an 
die Stelle von Ulbrichts visionären Modernisierungsbestrebun-
gen eine Reihe sozialpolitischer Maßnahmen. Einen Schwer-
punkt bildete neben einer besseren Konsumgüterversorgung 
die Beseitigung der akuten Wohnungsnot. Zum einen hatte 
der Wohnungsneubau nicht mehr an wenigen Schwerpunk-
ten, sondern verteilt über das gesamte Land und in den zuge-
sicherten Mengen zu erfolgen. Zum anderen sollte die staatli-
che Wohnraumvergabe stärker nach sozialen Dringlichkeiten 
ausgerichtet werden und weniger nach wirtschaftlichen Erwä-
gungen. Insbesondere kinderreiche Familien und Arbeiter, aber 
auch Angestellte in schwierigen Lebens- und Wohnsituationen 
würden laut Honecker von der neuen Wohnungspolitik profi-
tieren. In den Augen der Parteiführung bildete die Verbesse-
rung der Wohnbedingungen ein willkommenes Mittel, die Be-
völkerung von den Vorteilen des Sozialismus zu überzeugen.

Die Wohnungsfrage avancierte zum Motor der neuen SED-
Wohlfahrtspolitik. Diese vereinte sozial- und machtpolitische 
wie auch gesellschafts- und wirtschaftspolitische Komponen-
ten. Eine Steigerung der Wohnungsbauproduktion erklärte die 
Parteiführung »zur Grundbedingung des Wirtschaftswachs-
tums«. Laut Honeckers Konzept der »Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik«, also der Ausrichtung von Produktion und 
Wissenschaft auf die Bedürfnisse des Menschen, sollten sich 
beide Bereiche gegenseitig befruchten. Von der Befriedigung 
des Wohnbedürfnisses erwartete man Zufriedenheit und Loya-
lität sowie eine positive Rückwirkung auf den Leistungswillen 
der Bürger. Parteioffiziell hieß es: »Das Wohnen ist eine wich-
tige Bedingung zur Reproduktion der Arbeitskraft«, also ein 
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Mittel zur massiven Steigerung der Arbeitsproduktivität. Das 
damit einhergehende wirtschaftliche Wachstum sollte eine 
grundlegende Verbesserung der Konsumgüterversorgung und 
des Lebensstandards bewirken. Untersuchungen von Ökono-
men ergaben, dass die Wohnraum- und Wirtschaftskrise Ende 
der 1960er-Jahre ein drastisches Absinken der Produktivkraft 
unter den Werktätigen hervorrief.

Auf dem VIII. Parteitag im Juni 1971 verkündetet Honecker, 
die materielle Fundierung des Wohnungsbausektors anzuhe-
ben. Jährlich 100.000 Wohneinheiten durch Neu-, Um- und 
Ausbau sowie Instandsetzung, also 500.000 Wohnungen bis 
zum Ende des Fünfjahrplanes im Jahr 1975, wurden garantiert.

Bei der Erfüllung der Zielvorgaben legte die Partei großen 
Ehrgeiz an den Tag. Hauptmittel war der industrielle Woh-
nungsbau, um den anhaltend hohen Wohnraumbedarf schnell 
zu bedienen. Dabei konnte auf einen reichen Erfahrungsschatz 
zurückgegriffen werden. Abläufe zur Massenproduktion vor-
gefertigter Bauelemente gestalteten sich unter Ausnutzung 
neuer wissenschaftlicher und technischer Möglichkeiten im-
mer effizienter und ressourcensparender. Das staatliche Bau-
wesen verfügte nicht nur über ein etabliertes Repertoire an 
Typenbauserien der Block- und Plattenbauweise, sondern ent-
wickelte diese auch stetig weiter. Erstmals kam 1973 die Woh-
nungsbauserie 70, kurz WBS 70, in der Stadt Neubrandenburg 
zum Einsatz und avancierte zum am häufigsten angewandten 
Wohnungsbausystem der DDR. Wenige standardisierte Platten-
bauteile und eine einheitliche Bauweise garantierten die varia-
bel bestimmbare Errichtung eines Wohngebäudes gemäß dem 
Baukastenprinzip. Für das Bad gab es fertige Raumzellen, die 
nur noch per Kran eingesetzt werden mussten. Auf diese Weise 
ließ sich nicht nur die Bauzeit verkürzen, sondern auch der 
Arbeitsaufwand pro Wohneinheit um 25 und der Einsatz von 
Zement und Stahl um etwa 10 Prozent reduzieren. Ein hoher 
Produktionsausstoß bei relativ geringen Entwicklungs- und In-
vestitionskosten sowie vielfältige Kombinationsmöglichkeiten 
der Bauelemente, die eine bedarfsgerechte Konstruktion der 
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Der Anteil der AWGs am gesamten Neubauvolumen er-
reichte Mitte der 1970er-Jahre die Marke von 45 Prozent. Der 
Eigenheimbau bewegte sich bei 11,8 Prozent. Beide Werte 
dürfen aber nicht so interpretiert werden, dass die Genos-
senschaften sowie die privaten Bauherren das staatliche 
Bauwesen im genannten prozentualen Umfang voll entlas-
teten. Manuelle Leistungen mussten AWG-Mitglieder durch 
den Einsatz des industriellen Bauens nur noch in einem ge-
ringen Umfang erbringen. Tiefbau sowie Montage oblagen 
den bezirklichen Baukombinaten. Eigenheimbauer nutzten 
ebenfalls die Möglichkeiten industrieller Bauverfahren, in-
dem sie ein Fertigteilhaus aus staatlicher Produktion errich-
ten ließen und so Arbeitskraft sparten. Sowohl die AWGs mit 
ihren Mitgliedern als auch die Fertighausbauer waren in-
sofern für das staatliche Wohnungswesen eine Entlastung, 
als dass sie den Innenausbau, die Wohngebietsgestaltung 
sowie die langfristige Bewirtschaftung der Wohneinheiten 
übernahmen. Auf dem letzteren Tätigkeitsfeld lag das Augen-
merk, schließlich musste der Staat für die Instandhaltung 
kommunaler Wohnungen Fachpersonal und Material in be-
trächtlichem Maße aufbringen. Die Erschließung ungenutz-
ter Ressourcen war beabsichtigt. Das bezog sich nicht nur 
auf die Arbeitskraft freiwilliger oder bezahlter Helfer, son-
dern vor allem auf betriebliche und private Materiallager. 
Deshalb blieben AWG-Wohnungen zumeist in besserem Zu-
stand als ihre kommunalen Pendants. Im Gegensatz zu den 
materiellen und manuellen Ressourcen spielten die von den 
AWGs zu tragenden Kosten für die erbrachten Leistungen 
der bezirklichen Baukombinate im zentral geplanten Bau-
wesen eine untergeordnete Rolle. Die AWGs wurden durch 
den Staat massiv subventioniert. Die Kreditbedingungen wa-
ren überaus günstig. Die Staatsbank gewährte Kredite, de-
ren Zinsen die AWGs nicht aus Eigenmitteln tilgen mussten. 
Diese wurden vielmehr aus dem Staatshaushalt beglichen. 
Beim Eigenheimbau übernahmen die privaten Bauherren 25 
Prozent der Kosten.





48

DDR und ein wichtiges Zeichen an die Bevölkerung. Selbst die 
Vorgabe von 115.000 Wohnungen durch übrige Bauleistungen 
ließ sich mehr als verwirklichen. Rund 70.000 WE wurden ent-
weder um- und ausgebaut oder instandgesetzt. Bei weiteren 
139.000 WE erfolgte eine Modernisierung.

»Jedem eine warme, trockene und saubere Wohnung!«  –  
Honeckers großes Wohnungsbauprogramm

Kurz nach dem VIII. Parteitag wurde dem Wohnungsbau noch 
größere Aufmerksamkeit zuteil. Frühzeitig arbeitete die Partei-
führung an einem langfristigen, groß angelegten Wohnungs-
bauprogramm. Auf der 10. Tagung des ZK der SED am 2. Ok-
tober 1973 wurde das gigantische Bauvorhaben erstmalig der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Honecker versprach den Neubau, 
den Um- und Ausbau, die Rekonstruktion sowie die Moder-
nisierung von 2,8 bis drei Millionen Wohnungen im Zeitraum 
von 1976 bis 1990, um damit »die Wohnungsfrage als soziales 
Problem bis 1990 zu lösen«. Darunter verstand die SED-Füh-
rung, die Wohn- und Lebensverhältnisse von rund zwei Drit-
teln der Bevölkerung (ca. 10,5 Millionen) grundlegend zu ver-
bessern.

Mit dem IX. Parteitag 1976 fiel der Startschuss für Hone-
ckers großes Wohnungsbauprogramm, das als bedeutendste 
sozialpolitische Aufgabe seit Gründung der DDR der Öffent-
lichkeit präsentiert wurde und somit zum Hauptelement der 
SED-Sozialpolitik aufstieg. An das Bauvorhaben war das Ver-
sprechen geknüpft, jedem Haushalt eine warme und trockene 
Wohnung in einem funktionsfähigen Zustand bis zum Jahr 
1990 bereitzustellen. Bauminister Junker legte Wert darauf, 
dass die »Ausstattung, besonders die sanitären Einrichtungen 
und die Heizung, modernen Ansprüchen genügt« und die Woh-
nungen »zugleich der Größe der Familie, der Familienstruktur 
und den unterschiedlichen Bedürfnissen der Familienmitglie-
der angemessen« sei.
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Mit der Hinwendung zum Wohnungsbau erreichte die Par-
teiführung Anfang der 1970er-Jahre tatsächlich die erhoffte 
Stabilisierung ihrer Position und eine breitere Zustimmung in 
der Bevölkerung. Jede Aufwertung der Lebensqualität war posi-
tiv besetzt und wurde als Fortschritt wahrgenommen. Mit dem 
Bauprogramm schuf die SED das bekannteste Aushängeschild 
und eines der wichtigsten Propagandamittel der Honecker-
Ära. Die SED demonstrierte damit gegenüber dem Ausland, 
insbesondere der Bundesrepublik, und der eigenen Bevölke-
rung ihre Vorreiterrolle auf dem Gebiet der sozialen Fürsorge. 
Die neue Wohlfahrtspolitik galt für weite Teile der Einwohner-
schaft als Befreiungsschlag aus den Zwängen von Ulbrichts 
Wirtschaftspolitik und somit als Korrektur einer verfehlten So-
zialpolitik. Die frühen 1970er-Jahre wurden deshalb von vie-
len DDR-Bürgern als Aufbruchs- und Aufschwungphase emp-
funden.

Das Programm wurde stets als »Einheit von Neubau, Re-
konstruktion und Modernisierung« beschrieben. Der Fokus lag 
von Anfang an auf dem Neubau zur Erhöhung des Wohnungs-
bestandes. Als sogenannte Hauptaufgabe tituliert, wurde ihm 
mit dem IX. Parteitag eine zentrale Position in der DDR-Volks-
wirtschaft zuteil, die er bis zum Ende der DDR unverändert 
einnahm.

In welchen genauen Größenordnungen und nach welchem 
zeitlichen Ablauf der Neubau, der Um- und Ausbau, die Re-
konstruktionen sowie die Modernisierungen bis 1990 erfol-
gen sollten, war im Jahr 1976 weder der Parteiführung noch 
Bauökonomen bekannt. Vielmehr legte man in Abhängigkeit 
der gesamtwirtschaftlichen Planvorgaben von Parteitag zu Par-
teitag und damit von Fünfjahrplan zu Fünfjahrplan die konkre-
ten Zielgrößen fest. Sicherheit bestand darüber, dass sich das 
Bauvolumen proportional zur Steigerung des Arbeits- und Le-
bensniveaus zu entwickeln habe. Die Mittel galt es jährlich um 
durchschnittlich 10 Prozent zu erhöhen.
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Umsetzung und Ergebnisse

Wohnungsneubau

Die DDR-Bauwirtschaft stand vor einer Mammutaufgabe. Die 
Voraussetzungen zum Anlaufen des großen Wohnungsbau-
programms waren keinesfalls optimal. Die Ölkrise von 1974 
und deren Nachwirkungen schwächten die Wirtschaft. Das 
konnte die Parteiführung von ihrem Vorhaben aber keines-
wegs abhalten. Bis 1976 erfolgten wichtige Weichenstellun-
gen im Bauwesen. Die Planungsmethodik wurde kontinuier-
lich verfeinert, um die komplexen Prozesse steuern zu können. 
Die Wohnungsbaukombinate bekamen Ressourcen in bisher 
nie dagewesenem Umfang zugeteilt. Rückständige Kombinate 
wurden mit großem Aufwand durch personell-technische Auf-
stockungen stabilisiert. Um den hohen Bedarf an Bauelemen-
ten zu bedienen, erhöhte das Bauministerium kontinuierlich 
die Zahl der Plattenwerke. Allein im Jahr 1977 verteilten sich 
47 über das gesamte Land. Diese befanden sich zumeist in 
der Nähe von Großbaustellen. Republikweit entstanden in 
Groß-, Mittel- und Kleinstädten neue Wohnsiedlungen. Viel-
fach wurden bestehende Plattenbaugebiete bis 1990 weiter 
ausgebaut.

1976 begann der Aufbau von Leipzigs größter Wohnsied-
lung. Die acht Wohnkomplexe in Leipzig-Grünau umfassen bis 
heute ein Gebiet von vier Kilometern Länge und zweieinhalb 
Kilometern Breite. Bis 1988 wurde das Areal mit 37.600 WE be-
baut, in denen 1989 ca. 85.000 Menschen lebten. Eine Groß-
baustelle mit gigantischen Dimensionen, auf der bis zu 5.000 
Bauarbeiter gleichzeitig tätig waren. Das Wohnungsbaukom-
binat Leipzig betrieb parallel sieben Taktstraßen (bautechni-
sche Anlagen aus einzelnen Teilsystemen), die unermüdlich 
im Fließbandverfahren Wohnungen fertigten. Sechs Arbeiter 
einer Baubrigade montierten pro Schicht eine WE. Aber Grünau 
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war nicht das größte Plattenbaugebiet der DDR. Übertroffen 
wurde es noch von Halle-Neustadt und der ab 1977 errichte-
ten Wohnsiedlung Berlin-Marzahn. Marzahn steht mit 60.000 
WE sogar an der Spitze aller Plattenbausiedlungen Europas. 
Aufgrund der hohen Plattenbaudichte verfügte Ost-Berlin über 
30 Prozent mehr industriell gefertigte Neubauwohnungen als 
der gesamte Bezirk Dresden.

In der sächsischen Metropole Dresden schuf der Staat im 
Stadtteil Prohlis zwischen 1976 bis 1980 etwa 10.000 Neu-
bauwohnungen. Erfurts Großwohnsiedlung Nord (1989 etwa 
50.000 Einwohner) erhielt ab 1977 seine Erweiterung mit 
dem Plattenbaugebiet Roter Berg, das für etwa 15.000 Men-
schen ausgelegt war. 1978 begann z. B. der Bau von Görlitz-
Königshufen und in Rostock-Groß-Klein arbeiteten die Kräne 
des Wohnungsbaukombinates ab 1979 an der Errichtung von 
8.200 Wohnungen für rund 21.000 Menschen. In der Haupt-
stadt sowie in Bezirks- und Industriestädten lebten über 60 
Prozent der Bevölkerung in Großwohnsiedlungen.

Der Begriff »Wohnungsneubau« bezeichnete nicht aus-
schließlich die industriell gefertigte Neubauwohnung, son-
dern auch den staatlichen und privaten Eigenheimbau. Die 
Einfamilien- sowie Doppelhäuser wurden vor allem an Stadt- 
und Dorfrändern errichtet. Meist entstanden Einfamilienhaus-
siedlungen. Bevorzugt wurde die Nähe zu Wohnkomplexen 
bzw. Neubaugebieten, um die dortige Infrastruktur nutzen zu 
können.

Bauverlauf

Der technologische Fortschritt im industriellen Wohnungsbau 
trug zur Übererfüllung von Honeckers erstem Fünfjahrplan seit 
seinem Machtantritt im Wohnungsneubau bei und sollte in 
der Folge ebenfalls Schrittmacher sein. Man erwartete enorme 
Leistungssteigerungen. Das zeigte sich besonders auf dem 
IX. Parteitag. Dort legte die SED-Führung für den Zeitraum von 
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39.000 Wohnungen weniger als anvisiert. Aller Technikeupho-
rie und dem anhaltend hohen Beschleunigungsglauben der 
SED zum Trotz erkannte man schon Ende der 1970er-Jahre 
die Schwierigkeit, bis 1990 – also innerhalb von nur zehn Jah-
ren – die erforderliche Menge an Neubauwohnungen zu lie-
fern. Die Erfüllbarkeit des Bauprogramms schien nun mehr 
als gefährdet. Deshalb sah sich die Parteiführung Ende 1979 
gezwungen, ohne viel Aufsehen den Beginn des großen Woh-
nungsbauprogramms vom Jahr 1976 auf das Jahr 1971 zu ver-
legen. Dadurch war eine Anrechnung der zwischen 1971 und 
1975 geschaffenen 398.000 Neubauwohnungen auf die ver-
sprochenen 2,8 bis drei Millionen Wohneinheiten möglich. 
Die Modifikation erfolgte kommentarlos in allen staatlichen 
und parteilichen Verlautbarungen und wurde bis 1989 konse-
quent beibehalten.

Die Rückdatierung des Wohnungsbauprogramms kam einer 
Kürzung des Bauvolumens um etwa 20 Prozent gleich und ver-
schaffte der SED genug Spielraum bei der weiteren Umset-
zung ihres Vorhabens. Auf dem X. Parteitag 1981 erhöhte die 
SED die Zielgröße des vorangegangenen Volkswirtschaftspla-
nes um 50.000 Einheiten auf 600.000. Die Bauwirtschaft er-
reichte mit einem Mehr von 21.000 Neubauwohnungen als 
im vorangegangenen Fünfjahreszeitraum wiederum einen Re-
kord, jedoch wurde die Planvorgabe des X. Parteitages mit 
einer Erfüllungsquote von 88,6 Prozent erneut verfehlt. Das 
Wohnungswesen konnte entgegen dem Hoffen der Parteifüh-
rung seine Leistungskraft nur minimal steigern. Zunehmend 
stieß es an seine Grenzen. Mit fast 111.000 Neubauwohnun-
gen jährlich erzielte die DDR den höchsten Stand 1981 und 
1982. Die Produktion war in den Folgejahren rückläufig, denn 
das Bauwesen geriet zunehmend in eine Krise.

Trotz zahlreicher Investitionsverlagerungen hin zum Woh-
nungsneubau verschärfte sich in den 1980er-Jahren die Situa-
tion auf den Baustellen. Die wirtschaftliche Schieflage der DDR 
kam zum Tragen. Zunehmend herrschte Materialmangel, ob-
wohl die Staatliche Plankommission in den Perspektivplänen 
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und die Bezirksräte in den Volkswirtschaftsplänen die Bau-
ressourcen in ausreichenden Mengen für die Wohnungsbau-
projekte einkalkulierten. Die Komplexität des republikweiten 
Massenwohnungsbaues überforderte die staatlichen Organe 
aller Ebenen mit der Planung und Leitung. Besonders hem-
mend wirkte dabei die mangelnde Koordination zwischen 
den Baukombinaten (Wohnungsbaukombinate, Kombinate für 
Hoch- und Tiefbau und Kombinate für Baustoffversorgung), 
dem Bauministerium, den Stadt-, Kreis- und Bezirksbauäm-
tern, kommunalen Wohnungsabteilungen sowie Kreisbau-
betrieben. Baumaßnahmen konnten teils nicht in einem Zug 
durchgeführt werden, da Materialien, Werkzeuge, Maschinen 
oder Wohnungs- und Gebäudeausrüstungen (Aufzüge, Außen-
verkleidungen oder Rohrleitungen) weder in den gewünschten 
Mengen vorhanden waren noch termingerecht geliefert werden 
konnten. Beispielsweise kam es aufgrund zu weniger Kräne 
vielfach zu Einsatzüberlappungen, wodurch Taktstraßen still-
standen. Manche Objekte blieben nach Abschluss der Mon-
tage über Tage oder Wochen im Rohbau stecken. Fehlende 
Linoleum-Fußbodenbeläge, Fenster, Türen, Waschbecken, Klo-
setts, Elektroherde, Armaturen, Heißwasserboiler, Heizkörper 
oder Öfen bremsten den Innenausbau. Oft scheiterte eine ra-
sche Umsetzung schon an Kleinigkeiten, wenn z. B. Gerüste für 
Malerarbeiten nicht verfügbar waren. Die ständigen Unterbre-
chungen führten nicht nur zu Rückständen in der Wohnungs-
produktion, sondern auch zu einer anhaltenden Unzufrieden-
heit unter den Bauschaffenden.

Engpässe zogen sich wie ein roter Faden durch den Pro-
duktionsablauf. Die Verantwortlichen versuchten diese punk-
tuell zu beheben, indem u. a. fehlendes Werkzeug oder Mate-
rial andernorts abgezogen wurde. Aber damit verschob sich 
das Problem nur und neue Rückstände bauten sich auf. Für 
die Beteiligten war diese Praxis immer weniger beherrschbar. 
Meldungen der Baubetriebe, der Gewerkschaften und sogar 
des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) über Versorgungs- 
und Produktionsschwierigkeiten häuften sich und zeigten, wie 
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sehr die zentralen Zielstellungen von der Bauwirklichkeit ab-
wichen. Beispielsweise formulierte die Betriebsleitung eines 
nordthüringischen Kreisbaubetriebs folgenden Hilferuf: »Bitte 
sofort auf den Tisch […] infolge der in den letzten Wochen sto-
ckenden und nunmehr zum Erliegen gekommenen Zementbe-
lieferung […] verzeichnen wir […] PRODUKTIONSSTILLSTAND. 
Trotz Ausschöpfung aller uns zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten ist zur Zeit keine Verbesserung der Situation zu er-
warten.«

Die Hilferufe der Betriebe fanden bei SED-Funktionären in 
den Leitungen auf Kreis- und Bezirksebene Gehör. Die Verant-
wortung und Lösung schoben sie aber den staatlichen Stel-
len zu. Bezirksbaudirektoren wurden in die Pflicht genommen, 
»zur zielgerichteten Gestaltung des Wohnungsbauprogramms 
bis 1990« die von Honecker geforderte »kontinuierliche Zu-
lieferung mit Bauelementen sicherzustellen«. Aber oft ge-
nug waren den Entscheidungsträgern die Hände gebunden. 
In wenigen, besonders schwerwiegenden Fällen sahen sich 
Bezirksratsvorsitzende oder Wohnungsbaukombinatsdirek-
toren gezwungen, den Plan auf eigene Verantwortung zu re-
duzieren, um die Kapazitäten besser zu bündeln und ein pas-
sables Ergebnis vorweisen zu können. Diese Maßnahme fand 
bei der SED-Führung wenig Zustimmung und war unter den 
Wohnraumverantwortlichen des Staatsapparates sowie bei 
Wirtschaftsfunktionären äußerst unbeliebt, denn sie konnte 
Parteistrafen oder sogar den Postenverlust nach sich ziehen. 
Um dies zu umgehen, wurden Rückstände durch Falschmel-
dungen verschleiert. Auf diese Weise ließen sich Produktions-
ergebnisse aufbessern.

Die beschriebenen Defizite auf den Baustellen waren der 
SED aufgrund des umfassenden Berichtswesens bekannt 
und trafen in Ost-Berlin auf einen empfindlichen Nerv. Inner-
halb der SED-Führungsriege endeten Auseinandersetzungen 
um Schwierigkeiten im Wohnungsbau stets in Schuldzuwei-
sungen und einem Hin- und Herschieben der Verantwortung, 
ohne dass grundsätzlich an der Zielvorgabe gerüttelt wurde. 
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beschlossen und abgezogen. Berlin bleibt Berlin! Ich möchte 
nur noch mal im Politbüro klarstellen: Über Berlin gibt es keine 
Diskussion!« Die dadurch verursachte materielle Unterversor-
gung spitzte sich in den Regionen außerhalb Ost-Berlins zu. 
Eine derartige Verteilungspraxis führte zusammen mit den 
strukturellen Schwächen des Bauwesens und den systemim-
manenten Problemen der Planwirtschaft wiederholt zu Plan-
rückständen sowie Arbeitsunterbrechungen auf den Baustel-
len und in den Plattenwerken.

Auf dem XI. Parteitag 1986 hatte die Parteiführung das Neu-
bauvolumen etwas niedriger angesetzt. Verabschiedet wurde 
ein Programm zum Bau von 591.000 WE bis 1990, also 9.000 
weniger als im vorangegangenen, aber nicht erfüllten Fünfjahr-
plan. Intensivere Um- und Ausbau-, Instandsetzungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen von Altbauwohnungen sollten die 
Minderproduktion ausgleichen. Dennoch glaubte das Polit-
büro fest an die Machbarkeit einer jährlichen Errichtung von 
durchschnittlich 118.500 Neubauwohnungen und Eigenhei-
men, also gut 7.500 mehr pro Jahr als zu Spitzenbauzeiten. 
Diese Mengenziele überstiegen jedoch erneut die Leistungs-
fähigkeit des angeschlagenen DDR-Wohnungsbauwesens.

Die Abstimmung der Arbeitsprozesse innerhalb der Bau-
kombinate lief in den späten 1980er-Jahren immer proble-
matischer. Daneben verursachte die Produktions- und Bau-
technik erhebliche Störungen im Betriebsablauf. Wiesen die 
Baumaschinen im Jahr 1975 eine Verschleißquote von 53 Pro-
zent auf, waren es zum Ende der DDR sogar 70 Prozent, was 
hohe Ausfallzeiten angesichts defekter und fehlender Tech-
nik hervorrief. Hinzu kam die rückständige DDR-Technologie 
zur Produktion von Baumaschinen. Ersatz konnte nur bedingt 
in Eigenleistung und durch Improvisation geschaffen werden. 
Rund 50 Prozent der Baumaschinen mussten ebenso wie Per-
sonenaufzüge für Wohnhochhäuser gegen DM (Deutsche 
Mark) oder andere westliche Währungen sowohl aus dem so-
zialistischen als auch nichtsozialistischen Ausland (Bundesre-
publik, Polen, Tschechoslowakei oder Sowjetunion) importiert 
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werden. Das trug unter anderem zur Auslandsverschuldung 
und zur schrittweisen Zahlungsunfähigkeit der DDR bei. In-
folge der rigorosen Verschuldungspolitik und des auszehren-
den wirtschaftlichen Niederganges war die DDR kaum noch in 
der Lage, notwendige Ersatzteile oder Geräte zu importieren, 
um veraltete Anlagen bzw. das gesamte Bauwesen zu erneu-
ern. Gleichzeitig musste die rohstoffarme Republik Baures-
sourcen in großen Mengen gegen Devisenzahlung einführen. 
Dabei ließen außenwirtschaftliche Faktoren, wie die Preisstei-
gerung der Kraft- und Rohstoffe auf dem Weltmarkt, die Kosten 
für den Wohnungsbau stetig steigen. Daran änderte die stän-
dige Verfügbarkeit der Binnenwährung nichts. Durch den aku-
ten Devisenmangel schwand der finanzielle Spielraum der DDR 
in den 1980er-Jahren rapide, sodass Honeckers Programm im-
mer weniger bezahlbar war. Unter diesen Bedingungen blieb 
jedes von der SED gesteckte Planziel unerreichbar.

Einen Ausweg aus der Krise erkannte die Parteiführung in 
der Durchsetzung einer noch tiefgreifenderen Einsparpolitik 
als zuvor. Die Reduzierung von Material bei der Herstellung 
und Montage der Plattenelemente, die Verkleinerung der Woh-
nungsgrößen bei gleichzeitiger Arbeitsintensivierung auf den 
Baustellen oder die Disziplinierung der Bauschaffenden soll-
ten einen effizienten Einsatz von Bau- und Kraftstoffen be-
wirken. Einsparpotenzial sah man bei der kostspieligen Per-
sonenaufzugstechnik. Um deren Verwendung zu minimieren, 
wurde zunehmend auf hochgeschossige Wohnscheiben und 
Hochhäuser verzichtet. Stattdessen setzten Bauökonomen auf 
Fünf- und Viergeschossblocks. Kurzfristig und auf das gesamte 
Bauvolumen bezogen bewirkten die Rationalisierungsmaß-
nahmen einen messbaren Stabilisierungseffekt. Der Prozess 
rückläufiger Bauzahlen ließ sich dadurch nur verlangsamen, 
aber nicht stoppen.

Mit der Zeit rief das rigorose Sparen eher gegenteilige Ef-
fekte hervor. Bausachverständige monierten die hohe Bruch-
quote bei den Plattenbauelementen aufgrund der Reduktion 
von Stahl und Zement im Herstellungsprozess. In der Summe 
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verursachte das einen hohen Material- und Zeitverlust, denn 
defekte Teile mussten aufwendig erneuert bzw. getauscht 
werden. Markanteste Negativerscheinung der Einsparpolitik 
war die drastische Abnahme der Bauqualität. Generell galten 
die in industrieller Bauweise errichteten Objekte trotz eini-
ger bautechnischer Schwächen als solide. In den 1960er- und 
1970er-Jahren waren diese den bundesdeutschen Pendants 
gleichwertig. Aber die im letzten Drittel der 1980er-Jahre er-
richteten Neubauten wiesen zunehmend Mängel auf wegen 
Fehlplanungen sowie der Nichteinhaltung von Baustandards 
und -regeln. Eine rasche Rissbildung im Mauerwerk sowie eine 
unzureichende Wärmedämmung zählten zu den häufigsten 
Beanstandungen der Mieter. Undichte Fugen zwischen den 
Plattenelementen und undichte Türen und Fenster monierten 
unter anderem Bewohner in der 1988 errichteten Siedlung 
Gotha-Siebleben. Das war kein Einzelfall. Die dadurch verur-
sachte Energieverschwendung blieb für die Volkswirtschaft 
nicht ohne Folgen. Für Verärgerung sorgten ebenfalls durch-
feuchtete Außenwände wegen Konstruktionsfehlern an Dach-
einstiegen und Balkonen. Der nachträgliche Reparaturaufwand 
am Mauerwerk und an den Fenstern war beträchtlich, genauso 
wie die Enttäuschung der Mieter. Oftmals bedurfte es einer 
Flut an Beschwerden und Eingaben, bis sich die Wohnungs-
träger um eine Korrektur der Baufehler bemühten. Die notwen-
digen Nachbesserungen banden jedoch Kapazitäten, die bei 
der Werterhaltung der maroden Altbausubstanz fehlten. Weit 
weniger dramatisch, aber als sehr unangenehm empfanden 
die Bewohner den eingesparten Lärmschutz.

Unter Verschleiß der wirtschaftlichen Substanz versuchte 
die Parteiführung das Bauprogramm mit aller Macht auf hohem 
Niveau fortzusetzen. Aber die Politik immer größerer Einspa-
rungen funktionierte im zentralisierten Bauwesen im letzten 
Drittel der 1980er-Jahre nicht mehr, denn die offensichtlichen 
Defizite in allen Bereichen der DDR-Wirtschaft schränkten die 
Handlungsfähigkeit drastisch ein. Zentrale Planvorgaben blie-
ben reine Fiktion und die prognostizierten Steigerungsraten 
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bestehende Ensemble einpassen, um eine harmonische Ein-
heit aus Neu- und Altbau im Stadtbild zu erreichen. Diese Form 
der Rekonstruktion fand schon in den späten 1960er- und frü-
hen 1970er-Jahren u. a. in Merseburg ihre Anwendung.

Mit dem forcierten Siedlungsbau an den Ortsrändern ging 
mehr und mehr Acker- und Weideland verloren. Beschwerden 
Landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften häuften 
sich. Bauplaner auf der einen und die Landwirtschaft auf der 
anderen Seite standen in einem Wettbewerb um Land. Die 
SED-Führung befand sich in einer Zwickmühle, weshalb sie 
in den frühen 1980er-Jahren dazu überging, das ungenutzte 
Potenzial in den Innenstädten heranzuziehen. Großprojekte 
im Siedlungsbau, wie z. B. ein mehrere Tausend Wohnungen 
umfassender Neubaukomplex am südwestlichen Stadtrand 
Erfurts, gingen deshalb über die Planung nicht mehr hinaus. 
Die Hinwendung zu einem intensiveren innerstädtischen Woh-
nungsneubau wurde durch den Altbauverfall beschleunigt. 
Das anfängliche Lückenfüllen reichte nicht mehr aus. Bauli-
che Konzeptionen für die Stadtzentren beinhalteten nun Re-
konstruktionsmaßnahmen, die fast ausschließlich den Aus-
tausch alter Bausubstanz durch Plattenbauobjekte vorsahen. 
Das war unter anderem bei der Altstadtrekonstruktion in Go-
tha oder Greifswald der Fall. Die industrielle Bauweise galt als 
Motor und eröffnete den Planern ein breites Repertoire an Ge-
staltungsmöglichkeiten. Wohnblocks und Versorgungseinrich-
tungen in Plattenbauweise sowie moderne architektonische 
Gesellschaftsgebäude, wie z. B. das Haus der Kultur in Gera, 
sollten die Innenstädte der Republik dominieren. Die Bewah-
rung bestehender städtebaulicher Strukturen und Traditionen 
sowie Fragen des Denkmalschutzes spielten eine untergeord-
nete Rolle.

Für einen Großteil der DDR-Stadtzentren lagen konkrete 
Umbaupläne für den Zeitraum von 1980 bis 2000 vor. Schon 
seit den 1950er-Jahren stand die landesweite Umgestaltung 
der Innenstädte auf der Agenda. Visionäre Leuchttürme als 
Zeichen des sozialistischen Aufschwungs schuf man in den 
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Modernisierung, Instandsetzung sowie Um- und Ausbaumaß-
nahmen im Altbaubestand

Die Parteiführung gab sich keiner Illusion hin, die anvisierte 
sozialistische Umgestaltung der Wohnverhältnisse innerhalb 
weniger Jahrzehnte zu verwirklichen. Geschätzt hätte es hun-
dert Jahre bedurft, um die gesamte Bevölkerung mit einer Neu-
bauwohnung zu versorgen. Die SED wusste um die Bedeutung 
des Erhalts der Altbausubstanz bei der zeitnahen Lösung des 
republikweiten Wohnungsproblems. Für Millionen DDR-Bür-
ger blieb der Altbau, also die vor 1945 errichteten Häuser und 
Wohnungen, die einzig verfügbare Wohnkategorie. Aber im 
Gegensatz zu den Neubauten ergaben sich dort die meisten 
Probleme hinsichtlich der Ausstattung und des Bauzustandes. 
Seit dem VIII. Parteitag und besonders in den 1980er-Jahren 
widmete die SED der unter Ulbricht vernachlässigten Wohn-
raumerhaltung mehr Aufmerksamkeit.

Der Sektor Wohnraumerhaltung umfasste folgende drei Auf-
gabenfelder: die Rekonstruktion, die Instandsetzung sowie die 
Modernisierung. Unter Rekonstruktion verstand man die bau-
liche Wiederherstellung einer unvermietbaren, kurz vor dem 
Verfall stehenden Altbauwohnung. Diese Maßnahme trug dazu 
bei, verloren gegangenen Wohnraum erneut einer Nutzung zu-
zuführen. Zu den Instandsetzungen rechnete man alle Repara-
turen zur Beseitigung von Schäden sowie Verschönerungsmaß-
nahmen an bewohnten bzw. vermietbaren Altbauwohnungen. 
Modernisierungen beinhalteten im engeren Sinn alle Verbes-
serungen der Ausstattung. Drei aufeinander aufbauende Mo-
dernisierungsstufen gab es. Stufe 1 galt als Mindestausstat-
tung. Diese umfasste eine Küche mit Wasseranschluss, eine 
Spüle, ein Waschbecken sowie einen Gas-, Kohle- oder Elek-
troherd. Stube sowie Kinder- bzw. Schlafzimmer verfügten über 
eine Ofenheizung. Weiterhin zählten zu dieser Kategorie der 
Grundanschluss an die kommunale Trinkwasserversorgung 
nebst Abwasserkanälen sowie die Installation einer Innento-
ilette. Stufe 2 vervollständigte Stufe 1 durch die Einrichtung 
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eines Badezimmers mit Warmwasseranlage, Waschbecken und 
Wanne oder Dusche. Stufe 3 schloss alle vorherigen Maßnah-
men ein, ergänzt um das Ausstattungsmerkmal einer moder-
nen Heizungsanlage. Anstelle einzelner Kohleöfen erwärmten 
regulierbare Heizkörper die Räumlichkeiten. Als modernisiert 
zählte eine Wohnung, wenn sich ihre Ausstattungskategorie 
um mindestens eine Stufe erhöhte.

Ein weiteres Aufgabenfeld des Wohnungsbauprogramms 
betraf die sogenannten Um- und Ausbaumaßnahmen im Alt-
bau. Hierzu zählten Wohnungsneuaufteilungen sowie der 
Ausbau von Kellerräumen und Dachböden zu eigenständigen 
Wohneinheiten. Auf diese Weise ließ sich zusätzlicher bzw. 
bedarfsgerechter Wohnraum gewinnen. Gleiches galt für den 
Rückbau von in Verkaufsstellen oder Büros umgewidmeten 
Wohnungen. Wurden diese aus der Not heraus geschaffenen 
Provisorien im Zuge des Neubaus von Kaufhallen oder Verwal-
tungsgebäuden frei, standen sie dem staatlichen Wohnungs-
wesen zur Verfügung. 

Die VEBs der Kommunalen Wohnungsverwaltung, die An-
fang der 1970er-Jahre teils in den VEBs der Gebäudewirtschaft 
aufgingen, übernahmen Um- und Ausbaumaßnahmen und ins-
besondere Modernisierungen. Oft kam es dabei zu Konflik-
ten mit der Bevölkerung, wenn Produktionsleiter die Weisung 
erhielten, die Wohnungen von Parteifunktionären durch das 
Fliesen des Bades, das Tapezieren aller Zimmer, den Einbau 
hochwertigerer Armaturen und Geräte oder das Einziehen von 
Zwischendecken zu bevorzugen. Diese Leistungen zählten im 
Modernisierungskatalog nicht zum Standardrepertoire. Die 
meisten Bürger hatten sich mit der Grundausstattung abzu-
finden. Um Verschönerungsmaßnahmen mit Farbe, Tapete und 
Fliesen mussten sich die Bewohner selbst kümmern. Neben 
Modernisierungen oblagen den Betrieben der Werterhaltung 
alle Baureparaturen. Diese reichten von kleineren Ausbesse-
rungen bis hin zur Herrichtung baupolizeilich gesperrter Woh-
nungen. Grundhafte Instandsetzungen ganzer Häuser wurden 
wegen der besseren technischen und materiellen Ausrüstung 
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an die kreisgeleiteten Baureparaturbetriebe, wie die VEB Bau-
reparaturen, VEB Kreisbaubetriebe und VEB Gebäudeinstand-
setzung, delegiert. Zusätzlich waren die Brigaden der bezirkli-
chen Bau- und Reparaturkombinate aktiv. Neben der Sanierung 
von Betrieben, Einrichtungen und Infrastrukturobjekten über-
nahmen sie die Komplettinstandsetzung ganzer Häuserzeilen 
oder spezielle Funktionsbereichsmodernisierungen (Sanitär- 
und Heizungsanlagen, Fassaden, Dächer).

Das Mammutvorhaben auf dem Gebiet der Wohnraum-
erhaltung sollte nach Meinung der SED-Führung nicht allein 
das staatliche Bauwesen tragen. Motivations- und Mobilisie-
rungspotenzial sah man bei den Produktionsbetrieben. Unter 
Verwendung eigener Materialfonds sanierten deren Baubri-
gaden unbewohnbare Wohnungen für wohnungssuchende 
Mitarbeiter, behoben bauliche Missstände oder übernah-
men die Installation von Heizungs- und Sanitäranlagen. Ein 
materiell gut situiertes Kombinat konnte 15 bis 30 Wohnun-
gen pro Jahr komplett herrichten. Mittlere Betriebe realisierten 
bis zu zwei Wohnungen pro Jahr. Die Räte der Städte schlos-
sen eigens dafür Vereinbarungen mit Betrieben ab, die Mit-
glied in den »Interessengemeinschaften zur Verbesserung 
der Arbeits-, Lebens- und Wohnbedingungen der Bürger« wa-
ren. Außerdem bestand gegenüber der Partei die Verpflich-
tung, sich – meist im Vorfeld von Feier- und Parteitagen – für 
die Übernahme sozialer Aufgaben bereitzuerklären. Unter-
stützung bei Wohnungsreparaturen oder Modernisierungen 
erhielten nicht allein Werksangehörige, sondern auch Groß-
familien und Rentner, die in keinem Bezug zum Betrieb stan-
den. All diese Maßnahmen setzten die Betriebe massiv unter 
Druck. Bei der SED sowie den Wohnraumverantwortlichen er-
zeugten sie hingegen eine hohe Erwartungshaltung. Dahinter 
stand wirtschaftliches Kalkül bzw. die zwingende Notwendig-
keit, zusätzliche Ressourcen freizusetzen, um das staatliche 
Wohnungswesen bei der Realisierung des Wohnungsbaupro-
gramms zu entlasten. Ökonomen hofften auf die Einsatzbe-
reitschaft von Betrieben ebenso wie von Einrichtungen, weil 
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sie in Eigenregie und ohne bürokratische Hürden die Wohn-
raumprobleme ihrer Belegschaft lösen konnten.

Die Indienstnahme der Betriebe barg jedoch Konfliktpoten-
zial und stand für die innere Widersprüchlichkeit des Systems. 
Die Erschließung zusätzlicher Ressourcen war oft ein von Im-
provisation geprägter Kraftakt und bedeutete, dass sich die 
Betriebe aus den ihnen vom Staat zugewiesenen Baustoffkon-
tingenten bedienen mussten, die ausschließlich für die In-
standhaltung oder Erweiterung des Werkes vorgesehen waren. 
Konnte Fehlendes für das Wohnungswesen nicht an anderer 
Stelle eingespart oder abgezweigt werden, wurde zwischen 
Betrieben getauscht. Mit diesen Aktivitäten bewegten sich die 
Betriebe oft in einem Graubereich. Kam es dadurch zu Produk-
tionsrückständen, hatten sich die Direktoren zu rechtfertigen. 
Die begangene Verletzung der staatlichen Ordnung wurde mit 
Disziplinarmaßnahmen geahndet.

Aus der Not heraus griffen Betriebe und Einrichtungen auf 
das Leistungs- und Arbeitskräftepotenzial der FDJ, der Na-
tionalen Front sowie des Freien Deutschen Gewerkschafts-
bunds (FDGB) zurück. Hier setzte man auf das Engagement 
der Massenorganisationen zur gemeinschaftlichen Lösung ge-
sellschaftlicher Probleme. Kreativität, Eigeninitiative, Organi-
sationstalent und Durchsetzungsvermögen waren gefragt. Ini-
tiativen unter Parolen wie »Umgebaut und Ausgebaut«, »Wir 
steigen den Dächern aufs Dach« oder »Dächer dicht!« wurden 
veranlasst, bei denen sogenannte Bauarbeiter-Feierabend-
brigaden in ihrer Freizeit Altbauwohnungen älterer Menschen 
sanierten, Fassaden erneuerten oder lecke Mietshausdächer 
flickten.

»Gefühlt war kaum ein Dachboden nicht in unregelmäßi-
gen Abständen mit Töpfen, Eimern und Pfannen zum Auffangen 
des Regenwassers bedeckt«, wie der Leiter eines Reparatur-
trupps aus Leipzig berichtete. Dieses Phänomen bestand repu-
blikweit. Deshalb startete 1984 in Berlin-Prenzlauer Berg u. a. 
das Wettbewerbsprogramm »Dächer dicht auch in der zwei-
ten Schicht« zum XI. Parteitag. Bis 1988 sollten alle maroden 
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Dächer im Stadtbezirk repariert sein. Eine ähnlich gelagerte 
Initiative zur Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität war 
die von der Nationalen Front der DDR initiierte Aktion »Schö-
ner unsere Städte und Gemeinden – Mach mit!«. Republik-
weit wurden Wohngebiets- oder Dorfgemeinschaften, aber 
auch Mitglieder von Arbeits- oder Sportkollektiven angehal-
ten, während ihrer Freizeit unentgeltliche Arbeitsleistungen 
für die Gemeinschaft zu erbringen. Im Rahmen des sozialisti-
schen Wettbewerbs konnten im Jahr 1984 beispielsweise zehn 
Wohnungen für invalide bzw. ältere Bürger im Dorf Hensch-
leben (Kreis Sömmerda) renoviert werden. Als Anreiz und Aus-
gleich stellte man begehrte FDGB-Ferienplätze oder Urlaubs-
reisen in Aussicht.

Eine andere Form der Hilfe wurde Bewohnern kommuna-
ler Wohnungen bei der Werterhaltung zuteil. In den 1980er-
Jahren erhielten willige Mieter in der Regel eine finanzielle 
oder materielle Unterstützung, wenn sie zum einen unzumut-
bare Wohnbedingungen nachweisen konnten und sich zum 
anderen an der Durchführung von Baumaßnahmen in ihrer 
Wohnung beteiligten oder diese selbst übernahmen. Dadurch 
versuchte die Partei, Bürger zur selbstständigen Lösung ihres 
persönlichen Wohnungsproblems zu motivieren. Die langen 
Wartezeiten auf eine Neubauwohnung kamen dem Staat da-
bei gelegen. Eigenleistungen ermöglichten einen schnelleren 
Zugang zu besseren Wohnbedingungen und staatliche Beihil-
fen lockten besonders seit den späten 1980er-Jahren. Diese 
gab es ebenfalls für das Sanieren einer maroden Altbauwoh-
nung. Mit Beginn des Wohnungsbauprogramms erklärte die 
SED, die Versorgung der Bevölkerung mit Baureparaturkapa-
zitäten zu fördern. In der Realität erwartete der Staat hingegen 
vom Bürger eine hohe Bereitschaft bei der individuellen Ma-
terialbeschaffung.

Die Erhaltung der Wohnraumsubstanz wurde weit mehr 
von der Frage der materiellen und personellen Fundierung 
als von finanziellen Faktoren bestimmt. Oft wird das geringe 
Mietniveau als Hauptgrund für den dramatischen Altbauverfall 
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angesehen. Tatsächlich reichten die staatlich festgelegten 
Mieten von 40 bis 80 Pfennig pro Quadratmeter in Altbau-
wohnungen keinesfalls aus, um staatliche, genossenschaft-
liche und private Wohnungen nur annähernd kostendeckend 
zu unterhalten. Zu bedenken ist aber, dass die Bewirtschaf-
tung aller staatlichen und genossenschaftlichen Wohnungen 
massiv subventioniert wurde und es in der Planwirtschaft zu 
keinem Zeitpunkt an Geld fehlte. Dessen ständige Verfügbar-
keit sicherte jedoch weder den Kommunen noch den AWGs alle 
notwendigen Baustoffe und Handwerkerleistungen. Aufgrund 
des chronischen Ressourcenmangels konnten die Wohnungs-
träger nicht mehr Material beziehen, als ihnen durch die Bau-
ämter zugeteilt wurde und in den staatlichen Baustofflagern 
zum Bedarfszeitpunkt vorhanden war. Beschränkt blieb auch 
die Anzahl der Handwerkeraufträge, denn die wenigen Fach-
kräfte arbeiteten oftmals am Anschlag.

In erster Linie standen private Mietshauseigentümer vor 
dem Problem der Finanzierbarkeit notwendiger Reparaturen 
und Verschönerungsmaßnahmen aufgrund zu geringer Miet-
einnahmen. Trotz des Massenwohnungsbaues war der private 
Anteil an Mehrfamilienmietshäusern mit 25 Prozent (Herbst 
1989) eine nicht zu unterschätzende Größe. Ihr Wohneigen-
tum umfasste hauptsächlich vor 1945 errichtete Objekte und 
besaß somit den größten Sanierungsbedarf. Gleichzeitig be-
stand die Verpflichtung, mit den geringen Mitteln einen be-
wohnbaren Zustand zu gewährleisten. Und so kam man nicht 
umhin, einen Kredit aufzunehmen und sich langfristig zu ver-
schulden. Für viele blieb die Vermietung ein Verlustgeschäft. 
Waren keine ausreichenden Sicherheiten vorhanden, konnte 
ein Kredit sogar verwehrt werden. Zudem besaßen private 
Vermieter kaum Anspruch auf staatliche Reparaturkapazitä-
ten und die Beauftragung von Handwerkerfirmen war äußerst 
kostspielig. Viele Eigentümer resignierten und gaben den 
Wohnraum bewusst dem Verfall preis. Eine Vernachlässigung 
führte aber oft zu Konflikten mit den Mietern und der zustän-
digen Wohnraumbehörde. Den finanziellen und psychischen 
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Belastungen entziehen konnte man sich durch die freiwillige 
Abgabe des Wohneigentums an den Staat. Die Überführung 
in Volkseigentum bedeutete für das Gebäude und die Mieter 
aber nicht zwangsläufig die Rettung. Schätzungen zufolge wa-
ren 50 bis 70 Prozent der übernommenen Objekte so herunter-
gekommen, dass jede Reparatur zu aufwendig gewesen wäre. 
Auf diese Weise schuf der Staat zusätzlich Abbruchhäuser.

Vielfach fehlten qualifizierte Handwerker, die im priva-
ten Bereich sowie für die kommunalen Wohnraumverwaltun-
gen aufwendige und komplizierte Baureparaturen überneh-
men konnten. Die Zahl privater Bau- und Handwerkerfirmen 
ging zwischen 1945 und 1990 um zwei Drittel von 45.900 auf 
14.500 zurück. Verstaatlichungen sowie die damit verbundene 
Eingliederung der Betriebe in Baukombinate ließen deren Zahl 
schrumpfen. Ebenso tiefgreifend auf den Strukturwandel im 
Bauwesen wirkte die massive Anwerbung von Handwerkern 
bzw. des Handwerkernachwuchses durch die bezirklichen In-
dustrie-, Wohnungsbau- sowie Hoch- und Tiefbaukombinate. 
Die Kombinate lockten mit über einer Mark mehr Stundenver-
dienst, günstigeren Arbeitszeiten, einem geringeren Arbeits-
pensum, gewerkschaftlichen Ferienangeboten und nicht zu-
letzt mit der Aussicht auf bessere Wohnbedingungen. Viele 
Betriebseigentümer gaben wegen zu großen Restriktionen oder 
wegen fehlender Nachfolger ihre Geschäfte auf. Erst in den 
späten 1980er-Jahren unternahm die SED größere Anstren-
gungen zum Erhalt und zur Zulassung von Handwerkerfirmen.

Neben personellen Sorgen hatten private Handwerkerfir-
men um ein Vielfaches mehr als die Baukombinate mit dem 
Problem fehlender Fahrzeuge sowie Baumaterialien, -maschi-
nen und -ausrüstungen zu kämpfen. Lieferengpässe und Lü-
cken im ohnehin begrenzten Sortiment, wie beim Zement, bei 
Fliesen oder Tapeten, gehörten besonders in den 1980er-Jah-
ren zum Arbeitsalltag. »Nur mit Schmiergeldern war etwas zu 
erreichen«, wie ein Handwerker aus dem Bezirk Erfurt in seiner 
Staatsratseingabe kritisierte. Und auch das kommunale Woh-
nungswesen erhielt selten eine bedarfsgerechte Zuteilung. Die 
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Wohnungsbestandes einerseits und der Instandhaltung sowie 
Instandsetzung der Altbausubstanz andererseits nicht realisie-
ren. Die von Bauökonomen geforderte Fokussierung auf den 
industriellen Wohnungsbau behinderte, entgegen den zahl-
reichen Verlautbarungen der Partei- und Staatsführung, jegli-
chen Versuch, die marode, überalterte Bausubstanz zu retten. 
Zu groß war der Druck, schnell und ressourcensparend Woh-
nungen zu schaffen. Rein pragmatisch gab man dem Neubau 
als sogenannte Hauptaufgabe den Vorzug. Der Entschluss zu 
diesem Schritt fiel den lokalen Verantwortlichen nicht schwer, 
denn Umbau- und Instandsetzungsmaßnahmen galten als 
überaus arbeits-, kosten- und materialintensiv. Nach Berech-
nungen von Ökonomen war die Komplettsanierung einer Alt-
bauwohnung nicht nur genauso teuer wie eine Neubauwoh-
nung (zwischen 38.000 und 40.000 Mark), sondern in Planung 
und Umsetzung auch zeitaufwendiger. Der erwartete schnelle 
Zuwachs an Wohnraum hätte sich dadurch nur verzögert. In-
tensive Umbauvorhaben oder aufwendige Sanierungen durch 
staatliche Bauträger beschränkte man deshalb auf ein Mini-
mum. Der von Honecker 1971 initiierte Prioritätenwandel hin 
zur Werterhaltung konzentrierte sich in der Praxis zum einen 
auf notwendige Reparaturen, welche zumeist die »reine Be-
wohnbarkeit« gewährleisteten und nur einen bedingten Sanie-
rungseffekt hervorriefen. Zum anderen lag der Schwerpunkt 
auf den Modernisierungen. Obwohl die erbrachten Leistun-
gen in jedem Fall den Wohnwert erhöhten, blieben sie oft nur 
Stückwerk. Der von den Mietern gewünschte Komfort ließ sich 
selten erreichen. Die Freude über eine Innentoilette oder ein 
Badezimmer relativierte sich schnell, wenn andere Mängel, 
wie undichte Fenster und Dächer, nicht behoben wurden.

Die Reparaturen waren weder nachhaltig genug noch reich-
ten sie aus, um den Substanzverlust zu stoppen. Tausende Pro-
blemfälle blieben liegen. Der Verfall sollte ein dramatisches 
Ausmaß erreichen. 1989 besaßen landesweit um die 500.000 
Wohnungen einen bauaufsichtlichen Sperrvermerk. Für 20 Pro-
zent dieser Wohnungen bestand unmittelbare Lebensgefahr. 
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Schätzungen zufolge konnte der republikweite Reparaturbedarf 
nur zu 30 bis 40 Prozent gedeckt werden. Schäden verschlim-
merten sich und mit der Zeit trat der Zustand der Unbeheb-
barkeit ein. In der Folge wurden vermehrt Häuser, Häuserzüge 
und ganze Altstadtkerne abgerissen oder absichtlich dem Ver-
fall preisgegeben, wie das u. a. in Görlitz, Gotha, Rudolstadt, 
Templin, Güstrow, Quedlinburg, Reichenbach, Pasewalk oder 
Meißen praktiziert wurde. Ende der 1980er-Jahre waren 200 
bauhistorisch wertvolle Altstädte für den Abriss vorgesehen. 
Umgestaltungspläne lagen für alle vor. Die kontinuierlich ab-
nehmende Leistungskraft des industriellen Wohnungsbaus 
Ende der 1980er-Jahre blockierte jedoch zum Leidwesen der 
SED-Führung die meisten Altstadtrekonstruktionen.

Die Abrisspläne zeugen vom inneren Widerspruch der Mo-
dernisierungs- und Instandsetzungsbestrebungen der SED. 
Einerseits kam der rasante Verfall Parteiideologen und Städ-
tebauern gerade recht. Andererseits bestand die Notwendig-
keit der Werterhaltung, denn sie war ein Schlüssel zur Lösung 
der Wohnungsfrage. Diese Gegensätzlichkeit irritierte nicht nur 
die Bevölkerung, sondern auch die Akteure der kommunalen 
Wohnungswirtschaft. Mehrfach wurden z. B. in Halle, Leipzig 
oder Magdeburg teilmarode Straßenzüge zum Abbruchgebiet 
erklärt, obwohl dort kurz zuvor Reparaturen und Modernisie-
rungen durch die Kommunalen Wohnungsverwaltungen, aber 
auch Mieter stattfanden. Letztere versetzten die Objekte unter 
großen physischen, psychischen und finanziellen Belastun-
gen in einen bewohnbaren Zustand. Diese Fälle machten das 
Dilemma der Wohnraumerhaltung noch offensichtlicher. Das 
frustrierte alle Beteiligten, zumal die Unterstützung bei der 
Bewältigung dieser Aufgabe zu keinem Zeitpunkt ausreichte. 
Die Werterhaltung wurde in den späten 1980er-Jahren immer 
mehr zu einem Kraftakt und aussichtslosen Kampf gegen den 
unübersehbaren Verfall. Selbst die Appelle der SED an das 
sozialistische Bewusstsein der Menschen, sich im sozialisti-
schen Wettbewerb zu engagieren, fruchteten spätestens 1989 
nicht mehr. Die Machtmittel der Agitatoren beschränkten sich 
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ohnehin auf politisch-ideologische Argumente, und so nahm 
auch unter den freiwilligen Helfern der FDJ wie auch der Na-
tionalen Front oder des FDGBs die Aufopferungsbereitschaft 
ab und die Resignation zu.

Ergebnisse

Die Parteiführung ließ es sich nicht nehmen, mit viel Propa-
gandaeinsatz die Erfolge im Wohnungsbau zu präsentieren. 
Dazu gehörten aufwendig inszenierte Übergabefeiern. Beson-
ders zeremoniell ist in Anwesenheit Honeckers die Schlüssel-
übergabe der dreimillionsten Wohnung am 12. Oktober 1988 
in Ost-Berlin begangen und in Szene gesetzt worden.

Eindrucksvoll demonstrierte Honecker mit der Errichtung 
von knapp 1,92 Millionen Neubauten sowie der Modernisie-
rung von 1,1 Millionen Altbauwohnungen die vorfristige Erfül-
lung seines Versprechens, schließlich sollten erst 1990 bis zu 
drei Millionen WE fertig sein. Es ist unverkennbar, mit welch 
großem Ehrgeiz die DDR-Bauwirtschaft sowie die Partei das 
Wohnungsbauvorhaben angingen. Honecker hielt trotz zahlrei-
cher wirtschaftlicher Schwierigkeiten am Konzept der Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik und damit am offensiven 
Wohnungsbau unumstößlich fest. Die erbrachten Quantitä-
ten sind für die DDR-Wirtschaft beachtlich. Aber bei genauerer 
Betrachtung der offiziellen Bauzahlen blieb das ursprünglich 
von Honecker verkündete Wohnungsbauprogramm mengen-
mäßig unerfüllt.

Dass Honecker schon 1988 die Realisierung seines 1976 
gestarteten Wohnungsbauprogramms verkünden konnte, ist 
vor allem auf die Rückdatierung ins Jahr 1971 zurückzuführen. 
Dieser Eingriff entsprach einer Kürzung des ursprünglichen 
Bauvolumens um fast 20 Prozent. Damit ließen sich Minder-
produktionen späterer Jahre ausgleichen. Und die Rückda-
tierung blieb nicht die einzige Manipulation. Mit Blick auf 
die Baustatistik offenbart sich, wie sehr die SED durch eine 
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nicht mehr separat ausgewiesen, sondern soweit zusammen-
gelegt, dass das Statistische Jahrbuch der DDR ab 1976 nur 
noch zwei Kategorien kannte, den »Neubau« sowie die »Mo-
dernisierung«.

Zur Aufbesserung des Neubauergebnisses wurden alle ge-
schaffenen Um- und Ausbauwohnungen bis zum Jahr 1975 und 
wieder ab 1979 als »Neubau« geführt. In den Jahren dazwi-
schen zählten sie zur Kategorie »Modernisierungen«. Letzterer 
Rubrik gehörten bis 1982 auch alle rekonstruierten Wohnun-
gen an, die danach der Sparte »Neubau« zugewiesen wurden. 
Weiterhin rechnete man jeden neu geschaffenen Unterbrin-
gungsplatz in Pflege- und Feierabendheimen sowie in Arbei-
ter-, Schüler- und Studentenwohnheimen (pro Zimmer zwei bis 
vier Plätze) als fertige, vollwertige Neubauwohnung mit in die 
offiziellen Statistiken ein. Die Bevölkerung wurde bis 1990 im 
Glauben gelassen, dass die Kategorie »Neubau« ausschließ-
lich die Zahl der errichteten Neubauwohnungen und Eigen-
heime dokumentierte.

Aber nicht nur die Parteiführung beschönigte die eigene 
Statistik. Parteikontrollkommissionen stießen bei Unter-
suchungen auf Wohnungsbaubetriebe, die ihre Ergebnisse 
fälschten, »um Monat für Monat eine Planerfüllung vorzutäu-
schen, obwohl der Plan […] nie erfüllt war.« Produktionsrück-
stände wurden durch eine doppelte Buchführung bewusst 
verdeckt. Baukombinate meldeten Neubauwohnungen als 
»fertiggestellt«, auch wenn sich diese noch im Rohbau be-
fanden. Der hohe Erfüllungsdruck nötigte vor allem in den spä-
ten 1980er-Jahren fast alle Wohnungsbaubetriebe dazu, denn 
die Plandisziplin ließ sich oft nicht einhalten. Die SED-Führung 
erwartete indes verlässliche Zahlen aus den Betrieben für ihre 
eigenen Ergebniskorrekturen.

Zeitweise subsumierten die Statistiker unter der Kate-
gorie »Modernisierung« alle Um- und Ausbaumaßnahmen, 
Instandsetzungen, Rekonstruktionen sowie Modernisie-
rungen laut dem Stufenmodell. Wie das interne Berichtswe-
sen zeigte, bestand bei den Modernisierungen das größte 
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verkündete die Betriebsleitung voller Stolz die Erfüllung des 
Wettbewerbsziels »zu Ehren des 40. Jahrestages der DDR«: 
die erfolgreiche Installation eines »Klärgrubenanschlusses« 
an ein Mietwohnhaus, wodurch in einem Zug »sechs Wohnun-
gen modernisiert wurden.«

Attraktiv war die Mehrfachanrechnung von Gesamtbauleis-
tungen an einer Wohnung. Beispielsweise konnte eine Rekons-
truktion, die ab 1983 als Wohnungsneubau gezählt wurde, 
aufgrund der massiven baulichen Eingriffe bzw. Veränderun-
gen gleichzeitig als Modernisierung in die Statistik einfließen, 
wenn die Voraussetzungen aus dem Leistungskatalog für eine 
der drei Modernisierungsstufen erfüllt wurden. Gleiches galt 
für notwendige Instandsetzungen im Zuge einer Verbesserung 
der Wohnungsausstattung. Selbst kleinste Reparaturen erfuh-
ren eine Aufwertung hin zur Instandsetzung. Und nicht nur die 
Leistungen staatlicher Baubetriebe, sondern auch privat von 
Mietern veranlasste bzw. in Eigenregie durchgeführte Arbei-
ten zur Verbesserung der Wohnbedingungen wurden großzü-
gig durch Wohnungskommissionen registriert. Der Erfüllungs-
wille der örtlichen Räte sowie der Druck von »oben« förderten 
diese Erfassungspraktiken. Der Führung in Berlin kamen sie in-
des gelegen. So ließen sich in den Endabrechnungen bequem 
Rückstände im Neubau kaschieren und die Jahrespläne auf-
bessern. Generell versuchte die SED, ihr großes Wohnungsbau-
programm rein mengenmäßig über die Modernisierungen zu 
verwirklichen. Nach offiziellen Angaben aus dem letzten Re-
gierungsjahr Honeckers erbrachten die DDR-Bauwirtschaft so-
wie die Bevölkerung zwischen 1971 und 1988 etwa 1,1 Mil-
lionen Modernisierungen.

Das Missverhältnis zwischen der offiziellen Statistik und 
der Wirklichkeit sollte dem Bürger nicht auffallen. Eine Abkehr 
von dieser Praxis vollzog sich erst mit dem Richtungswech-
sel und den personellen Veränderungen innerhalb der SED im 
Zuge des Volksaufstandes im Herbst 1989. Anfang 1990 er-
folgte eine Bereinigung der gesamten Bauwerte auf der Basis 
intern erfasster Daten der Zentralverwaltung für Statistik der 
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DDR. Diese Zahlen aus der Regierungszeit Honeckers waren 
ursprünglich nicht für die Öffentlichkeit bestimmt, weshalb 
ihnen eine höhere Genauigkeit zugesprochen wird. Unter an-
derem wurden aus der Kategorie Neubau (Neubauwohnungen 
und Eigenheime) alle Heimplätze, Datschen (einfaches Frei-
zeit- bzw. Wochenendhaus), Um- und Ausbauwohnungen so-
wie Rekonstruktionen entfernt. Da im Spätsommer 1989 die 
offizielle Jahresstatistik für das Planjahr 1988 und damit das 
letzte geschönte Statistische Jahrbuch der DDR unter der Re-
gierung Honeckers veröffentlicht wurde, betrafen alle nach-
träglichen Korrekturen den Zeitraum von 1971 bis 1988. Die 
neu ermittelten Werte wichen von den ursprünglichen Verlaut-
barungen ab. In diesem Zeitraum wurden über 190.000 als 
»fertiggestellt« ausgewiesene Wohnungsneubauten nicht als 
solche errichtet. Demzufolge kamen etwa 570.000 Bürger we-
der in den Genuss ihrer Neubauwohnung noch ihres neuen 
Eigenheims, obwohl die offizielle Statistik der Bevölkerung 
eine Zuteilung suggerierte. Stattdessen verbargen sich dahin-
ter Heimplätze oder Wohnraumzugewinne im Altbau.

Präsentiert wurden die revidierten Daten im Statistischen 
Jahrbuch für 1989, das im Mai 1990 erschien. Darin durften 
die Bauzahlen des Planjahrs 1989 nicht fehlen, welche die 
Statistiker auf der Grundlage neuer Erfassungskriterien und 
unter kritischer Verwendung der internen Meldungen berech-
neten. Die Leistungen des Jahres 1990 hatte man erst nach 
der Wiedervereinigung der Öffentlichkeit vorgelegt. Aufgrund 
dessen blieben die Endergebnisse der Jahre 1989 und 1990 
von den Manipulationen der Honecker-Regierung unbehelligt.

Im Ergebnis entstanden zwischen 1971 und 1990 tat-
sächlich nur rund 1,87 Millionen Neubauwohnungen und 
Eigenheime, konkret 256.643 Neubauten weniger als in den 
Volkswirtschaftsplänen mit 2,1 Millionen veranschlagt. Die 
Planerfüllung erreichte eine Quote von ca. 88 Prozent. Der An-
teil an Eigenheimen lag vor der Bereinigung bei 247.396 Ein-
heiten. Danach blieben 196.445 übrig. An Neubauwohnungen 
schuf die DDR in diesem Zeitraum etwa 1,67 Millionen. Das 
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tatsächliche Bauergebnis wirkt noch schwerwiegender für den 
ursprünglichen Bezugszeitraum des großen Wohnungsbau-
programms. Von 1976 bis 1990 realisierte die Bauwirtschaft 
1,3 Millionen Neubauwohnungen. Zusammen mit engagier-
ten Bürgern entstanden 154.765 Eigenheime (siehe Tab. 2).

Im Gegensatz zu den Neubauten gestaltet sich die Ermitt-
lung der übrigen Bauleistungen schwieriger. Bei den Umbau-, 
Ausbau- sowie Instandsetzungs- und Rekonstruktionsmaß-
nahmen beläuft sich die Schätzung für die Jahre ab 1971 auf 
235.687. Bezogen auf die Bauphase ab 1976 bleiben 165.687 
übrig. Ungeklärt ist hingegen die Frage nach den Modernisie-
rungen entsprechend dem Stufensystem. Modernisierungen 
fanden nicht allein auf dem Papier, sondern auch in einem 
sichtbaren Umfang statt. Dafür spricht ein messbar gestiege-
ner Ausstattungsgrad im Altbau. Dennoch wurde deutlich we-
niger realisiert, als von der SED verkündet. Kaum nachvoll-
ziehbare Mehrfachzählungen und andere trickreiche Eingriffe 
machen es unmöglich, belastbare Werte zu ermitteln. Ange-
sichts dessen verzichtete die Zentralverwaltung für Statistik 
der DDR darauf, Modernisierungen im bereinigten Statisti-
schen Jahrbuch auszuweisen. Sogar für 1989 legte sie keine 
Zahlen vor und die Bauleistungen aus dem Jahr 1990 wurden 
nicht mehr statistisch erfasst.

Offen bleibt somit der tatsächliche zahlenmäßige Leis-
tungsendstand von Honeckers Wohnungsbauprogramm. Die 
Frage nach der Erfüllung des Vorhabens lässt sich dennoch 
zum Teil beantworten. Das ursprüngliche Ansinnen, zwischen 
1976 und 1990 mindestens 2,8 Millionen WE zu schaffen, 
war – selbst bei überzogenen Modernisierungswerten – an-
gesichts von 1,47 Millionen Neubauten unerreichbar. Somit 
konnte Honecker sein auf dem IX. Parteitag gegebenes Ver-
sprechen nicht erfüllen. Mit Blick auf den verlängerten Be-
zugszeitraum des Bauprogramms ist die DDR nicht vollständig, 
aber deutlich näher an das geplante Mengenziel herangerückt.

Trotz aller Manipulationen muss fairerweise eingestanden 
werden, dass das Wohnungswesen unter den schwierigen 
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Bedingungen der Mangelwirtschaft mit all ihren Hemmnis-
sen dennoch Erfolge vorweisen konnte und insgesamt ein für 
DDR-Verhältnisse beachtliches Resultat erzielte. Das war vor 
allem der Leistungsbereitschaft Zehntausender Bauschaffen-
der sowie engagierter Bürger zu verdanken. Durch das ununter-
brochene Festhalten der SED-Führung am Wohnungsbaupro-
gramm gehörte der industrielle Massenwohnungsbau zu den 
leistungsfähigsten Wirtschaftszweigen der DDR.

Der Anteil höher ausgestatteter Wohnungen mit eigenem 
Bad konnte zwischen 1971 und 1989 von 39 auf 82 Prozent, 
mit Innen-WC von 58 auf 76 Prozent und bei der Zentralbehei-
zung von 25 auf 47 Prozent angehoben werden. Bei rund acht 
Millionen Menschen hatte sich der Wohnkomfort durch Hone-
ckers Bauprogramm deutlich verbessert. Die Statistik verdeckt 
jedoch, dass als Nebeneffekt des Massenwohnungsbaues in 
Neubausiedlungen etwa 70 bis 80 Prozent der Wohnungen in 
älteren Stadtgebieten sowie in den vor 1900 errichten Häu-
sern auf dem Land ohne diese Annehmlichkeiten auskamen. 
Im Jahr 1990 waren beispielsweise in der Zittauer Neustadt 
noch 76 Prozent der Altbauwohnungen mit einer Trockentoi-
lette (Plumpsklo) auf den Hausfluren ausgestattet. Bei 16 Pro-
zent befanden sich diese sogar auf den Hinterhöfen. Nur acht 
Prozent besaßen eine wohnungseigene Innentoilette. Landes-
weit verfügten 1990 etwa fünf Millionen DDR-Bürger weder 
über ein WC (1,76 Millionen WE) noch ein Bad (1,2 Millionen 
WE) in ihrer Wohnung.

Lösung der Wohnungsfrage

Mit den nackten Zahlen aus Neubau, Modernisierung und In-
standsetzung suggerierte die SED-Führung dem Bürger einen 
Wohnraumzuwachs, den es in der Realität nicht gab. Auch 
wenn die Partei die Reparatur, Modernisierung und Instand-
setzung als Bauaufgabe thematisierte, versuchte sie bewusst 
den Eindruck zu erwecken, als würde hauptsächlich neuer 
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Rechenschaftsberichten, Veröffentlichungen und Reden soll-
ten die massiven Qualitätsunterschiede zwischen den erbrach-
ten Leistungen verschwimmen und dem Bürger nicht auffallen. 
Auch wenn sich durch Modernisierungen die Wohnbedingun-
gen verbesserten, einen produktiven Wohnraumzugewinn 
generierten Maßnahmen wie ein Wasseranschluss oder eine 
Innentoilette allerdings nicht. Zur Überraschung der Parteifüh-
rung erweiterte sich der landesweite Wohnungsbestand nur 
von sechs Millionen bei Honeckers Machtantritt auf etwas über 
sieben Millionen zum Ende der DDR. Jährlich gingen um die 
54.000 Wohnungen durch Abriss oder baupolizeiliche Sper-
rung verloren. 1989 wiesen um die 1,2 Millionen Altbauwoh-
nungen schwere bis schwerste Schäden auf. Selbst Honecker 
gestand nach der Friedlichen Revolution ein, dass die Vernach-
lässigung der Innenstädte ein Fehler war. In einigen Stadtge-
bieten Leipzigs beschlich dem Generalsekretär das Gefühl, 
»als wenn gerade erst das Artilleriefeuer des Zweiten Weltkrie-
ges vorbeigegangen ist«. Die Verantwortung dafür übernahm 
er nicht. Die Schuld schob Honecker seinem Bauminister zu. 
Dieser habe schließlich entgegen den Zielen des Wohnungs-
bauprogramms die Werterhaltung vernachlässigt.

Der Neubaueffekt verpuffte angesichts des dramatischen 
Verfalls. Neben dem bauhistorischen Verlust hatte diese Ent-
wicklung massive Konsequenzen für den Gesamtwohnungs-
bestand. Etwa die Hälfte aller neu hinzugewonnen Wohnun-
gen diente als Ausgleich für den kontinuierlichen Abgang 
der Altbausubstanz. Setzt man die Abrisszahlen ins Verhält-
nis zum Neubau, so standen der Bevölkerung während Hone-
ckers Regierung pro Jahr nur etwa 40.000 bis 50.000 Wohnun-
gen zusätzlich zur Verfügung. Davon profitierten jährlich rund 
120.000 bis 150.000 Einwohner.

Im Dezember 1988 verkündete Honecker euphorisch: »Wir 
haben mit dem Wohnungsbauprogramm eine Leistung voll-
bracht, die noch in ferner Zukunft davon künden wird, daß 
es unter Führung unserer Partei möglich war, die Wohnungs-
frage als soziales Problem zu lösen.« Die Wohnrealität in der 
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späten DDR zeigte aber ein ganz anderes Bild. Für viele DDR-
Bürger blieb trotz der Flut an Jubelmeldungen und des gewal-
tigen Neubaus die Wohnungsfrage ungelöst. Die Wartelisten 
auf den Ämtern wurden immer länger. Im Jahr 1989 registrier-
ten die Behörden über 778.000 als berechtigt eingestufte An-
träge. Allein in Ost-Berlin lagen 70.000 und in Frankfurt an der 
Oder knapp 29.000 vor. Mittelstädte zählten im Schnitt 1.500 
bis 2.000 Suchende. Und sogar in Gemeinden bewegte sich 
die Quote zwischen 10 und 15 Anträgen. Rund 28 Prozent der 
landesweit über 300.000 wohnungssuchenden Familien be-
saßen keine eigene Wohnung. Bei etwa 460.000 Singles be-
traf dies sogar 83 Prozent.

Die Ursache für die enorme Zahl an Anträgen ist vor allem 
im Wohnungsneubau zu suchen. Zum einen band dieser einen 
Großteil der notwendigen Ressourcen. Das trieb den Subs-
tanzverlust im Altbau voran und schuf zwangsläufig neue Pro-
blemfälle. Zum anderen besaß die Neubauwohnung eine hohe 
Symbol- und Anziehungskraft. Die Erfolgsmeldungen auf dem 
Gebiet der Wohnungspolitik und die nicht zu übersehenden Er-
gebnisse der Baupolitik anhand der vielerorts aus dem Boden 
gestampften Neubausiedlungen trugen dazu bei. Ununterbro-
chen pries die Partei alle Vorzüge einer Neubauwohnung an. 
Seit den 1960er-Jahren lautete das Motto: Die Neubauwoh-
nungen ist da, »um Glück zu produzieren«. Der Staat schuf mit 
der Neubauwohnung einen neuen Wohnstandard. Dieser war 
politisch gewollt und ging mit dem Ziel einer modernen Wohn-
form und sozialistischen Wohnverhältnissen konform. Unge-
wollt stiegen zum Leidwesen der staatlichen Wohnraumlen-
ker merklich die Wohnansprüche, denn die Neubauwohnung 
wurde zum qualitativen Maßstab. Die Vorstellung der Bürger 
wandelte sich hinsichtlich der baulichen Zumutbarkeit sowie 
des Komforts. Vor allem junge Menschen, die in der DDR ihre 
Sozialisation erfuhren, stellten höhere Ansprüche als die Ge-
nerationen der Vorkriegszeit.

Dem Anstieg der Wohnansprüche konnte die Partei kaum 
etwas entgegensetzen, sondern trug durch die Förderung von 
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Ungerechtigkeiten zur Beschleunigung dieser Entwicklung bei. 
Das zeigte sich u. a. bei den staatlich festgesetzten Wohnungs-
kosten. Mit höchstens 80 Pfennig entsprach der Quadratmeter-
preis im gut sanierten Altbau fast dem einer ländlichen Neubau-
wohnung. Im Mittel lag dieser bei etwa 75 Prozent. Die geringen 
Mieten machten das Wohnen in der DDR überaus erschwing-
lich. Sie blieben in etwa auf dem Stand von 1936/37. Für die 
SED besaß das niedrige Mietniveau ein hohes ideologisches 
und soziales Legitimationspotenzial. Außerdem entsprang es 
ihrem sozialen Gewissen, denn gerechte und bezahlbare Mie-
ten stellten eine frühe Forderung der Arbeiterbewegung dar. 
Mieterhöhungen zur Regulierung des Wohnraumbedarfs wur-
den von der SED-Führung stets ausgeschlossen.

In Ost-Berlin zahlte man für eine ab 1967 errichtete Neu-
bauwohnung zwischen einer und 1,25 Mark pro Quadratme-
ter, im übrigen Teil der Republik zwischen 80 und 90 Pfen-
nig. Eine fernbeheizte Drei-Raum-Wohnung im Neubaugebiet 
Dresden-Prohlis mit drei Zimmern, Küche, Bad, Balkon und Kel-
lerverschlag kostete monatlich 71,20 Mark Kalt-Miete. Auch 
die massiv subventionierten und staatlich festgelegten Neben-
kosten für Strom, Heizung und Wasser waren mit höchstens 40 
Pfennig pro Quadratmeter überaus moderat. Insgesamt um-
fassten Mietaufwendungen eines Drei-Personenhaushalts nur 
sechs Prozent des Monatsnettoeinkommens. Bei kinderrei-
chen Familien reduzierte sich die Miete ab dem vierten Kind 
um 80 Prozent. Eine Verbesserung der Wohnsituation durch 
den Wechsel von einer Alt- zu einer Neubauwohnung war mit 
äußerst niedrigen Mietmehrausgaben verbunden und damit 
sehr attraktiv. Durch die marginalen Mietunterschiede sahen 
sich Altbaubewohner oft ungerecht behandelt und forderten 
deshalb erst recht eine Neubauwohnung vom Staat.

Die geringen Kosten bargen nicht nur bei Wasser, Heizung 
und Strom großes Verschwendungspotenzial zum Schaden 
der Volkswirtschaft, auch Wohnraum wurde vielfach nicht aus-
reichend genutzt. Die niedrigen Mieten boten vor allem bei 
älteren Ehepaaren, deren Kinder ausgezogen waren, keinen 
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längeren Wartezeit – ohne großen körperlichen, finanziellen 
und logistischen Aufwand gratis vom Staat.

Die Sehnsucht nach einer Neubauwohnung entwickelte 
eine Eigendynamik unter der Bevölkerung, die sich in einer 
unaufhaltsamen Antragswelle äußerte. Und das überdurch-
schnittlich an denjenigen Orten, wo die größte Neubautätig-
keit stattfand. Der Ansturm auf die Neubauwohnungen in den 
Siedlungen ging mit einer Migration aus den Innenstädten ein-
her, was die dortige Verwahrlosung vorantrieb. In der Konse-
quenz drängten von den verbliebenen Bewohnern umso mehr 
auf eine Neubauwohnung und damit auf einen Wechsel ins 
Neubaugebiet. Die SED erzeugte mit ihrer Fokussierung auf 
den industriellen Massenwohnungsbau bei gleichzeitiger Ver-
nachlässigung der Werterhaltung einen landesweiten Mangel 
an Neubauwohnungen. Die Nachfrage übertraf bei Weitem die 
Produktionsziele von Honeckers großem Wohnungsbaupro-
gramm, weshalb es trotz seiner vermeintlichen Erfüllung im 
Jahr 1988 den tatsächlichen Bedarf nicht decken konnte.

Unter Honecker hatte sich die SED eine sozial gerechtere 
Wohnraumverteilung auf die Fahnen geschrieben. Kriterien bil-
deten die soziale Dringlichkeit, Arbeitskräftesicherung sowie 
der gesellschaftliche Verdienst des Wohnrauminteressenten. 
Die Vergaberichtlinien ließen sich in der Praxis nicht immer 
vollständig umsetzen, obwohl die Wohnungsverantwortlichen 
einen gewissen Ermessensspielraum besaßen. Prioritäten bei 
der Arbeitskräftesicherung in Betrieben konnten sozialen Pro-
blemlagen vorgeschoben werden. Zu sehr unterlag die staatli-
che Wohnraumvergabe inneren Widersprüchen sowie ideolo-
gischen, sozialen und wirtschaftlichen Zwängen, die sich nur 
schwer auszugleichen schienen. Gegenüber der Bevölkerung 
war diese Praxis kaum plausibel vermittelbar.

Spätestens 1989 schenkten weite Teile der Bevölkerung 
den offiziellen Erfolgsmeldungen im Wohnungsbau kei-
nen Glauben mehr. Hunderttausende Wohnungssuchende 
und der unübersehbare Verfall sprachen für eine geschei-
terte Wohnungspolitik, mit der die Partei keinesfalls von der 





92

Überlegenheit des Sozialismus zu überzeugen vermochte. 
Das Wohnungsbauprogramm verlor seine stabilisierende und 
machtsichernde Wirkungskraft für die SED. Die angestaute Wut  
Tausender Bürger über die ungelöste Wohnungsfrage sollte 
sich auch bei den landesweiten Demonstrationen im Herbst 
1989 entladen.
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lebte jeder dritte Bürger in einer industriell gefertigten Woh-
nung. In der Bundesrepublik hingegen nur jeder 60. 

Ein weiteres Merkmal sozialistischer Wohnbedingungen 
war, der gesamten Bevölkerung komfortable und somit mo-
derne Wohnmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. So bo-
ten Neubauwohnungen, stets mit einem eigenen Bad, eige-
ner Toilette, fließend Warm- und Kaltwasseranschluss, Herd 
und entweder mit Heizkörpern oder Kohleöfen ausgestattet, 
erhebliche Annehmlichkeiten und einen deutlichen Gewinn 
an Lebensqualität im Vergleich zu den meisten Altbauwoh-
nungen oder einer Notunterkunft.

Trotz relativ einheitlicher Bausysteme bestanden bei den 
Neubauwohnungen regionale Abweichungen. Wohnungen auf 
dem Land wiesen wesentlich bescheidenere Standards auf als 
ihre Pendants in den Wohnkomplexen der Groß- und Indus-
triestädte. Dort waren Neubauwohnungen in der Regel groß-
zügiger geschnitten. Dennoch blieben sie im Vergleich zu den 
meisten Altbauwohnungen aufgrund von Rationalisierungen 
recht klein. Im Mittel betrug die Wohnfläche 58,4 Quadratme-
ter und bewegte sich damit unter dem Landesdurchschnitt von 
64 Quadratmetern. Jedem DDR-Bürger standen somit 27 bis 
28 Quadratmeter Wohnraum, in einer Neubauwohnung aber 
nur rund 20 Quadratmeter zur Verfügung. Das war im Vergleich 
zu den 36,7 Quadratmetern eines Bundesbürgers relativ we-
nig. Selbst ein Arbeits- oder zweites Kinderzimmer stellte für 
viele DDR-Familien einen seltenen Luxus dar.

Bei den Wohnungskategorien dominierte die klassische 
Drei-Raum-Wohnung. Ausgelegt für einen Vierpersonenhaus-
halt bediente sie das gängige Familienmodell: Mutter, Vater 
und zwei Kinder. Für eine Drei-Raum-Wohnung waren je nach 
Raumkonzeption und Haustyp rund 30 Plattenelemente nötig. 
In kleineren Neubaugebieten auf dem Land sowie vereinzelt in 
Vorstädten überwogen Wohnblocks mit drei oder vier Etagen 
und Satteldach. Kreisstädte verfügten hingegen über Fünf- und 
Sechsgeschosser mit Flachdach. An Vorzeigeplätzen entstan-
den vereinzelt elfgeschossige Wohnscheiben. Wohnkomplexe 
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gängigen Wohnungsmaßen an, sodass sich jede Schrank-
wand perfekt in eine Neubauwohnung einfügte. Einzig mit dem 
gelblichen Linoleum-Fußboden konnten sich die wenigsten 
anfreunden. Dieser gehörte standardmäßig zu jeder Wohnung 
und wurde in der Regel mit Teppichboden überdeckt. Trotz al-
ler Vereinheitlichungen versuchten die Mieter als Zeichen der 
Abgrenzung und Individualität, soweit wie möglich ihr eigenes 
Refugium zu schaffen. Auch wenn Ratgeber kreative Ideen zur 
platzsparenden Nutzung der beengten Räume bereithielten, 
lief bei der Gestaltung doch vieles auf den Einfallsreichtum 
der Bewohner hinaus. Beispielsweise schuf man ausreichend 
Stauraum mit Schränken oberhalb der Wohnungstür. Jede Neu-
bauwohnung verfügte zusätzlich über einen Kellerraum oder 
Verschlag. Etwa jede dritte besaß einen Balkon. Dieser bot 
einen zusätzlichen Bereich für individuelle Gestaltungen so-
wie für die Erholung bzw. Freizeitaktivitäten.

Die Atmosphäre in den Wohnhäusern und -gebieten emp-
fanden die Bewohner zu DDR-Zeiten unterschiedlich. Die nach 
der Wiedervereinigung oft unterstellte und vielbeschriebene 
Anonymität, Isolation, Bedrücktheit sowie Unpersönlichkeit 
lässt sich nicht pauschal bestätigen. Die Spannweite der 
Empfindungen reichte von Zufriedenheit bis Ablehnung, wo-
bei das Positive überwog. Dem Wohlgefühl zuträglich war der 
DDR-weit verbreitete und intensiv gepflegte Gemeinschafts-
gedanke. Feste Hausgemeinschaften entwickelten sich in fast 
jedem Wohnblock. Zu ihren Stärken gehörten die gegensei-
tige Hilfeleistung und die Geselligkeit. Der hohe Anteil von 
Beschäftigten aus einem Betrieb sowie von jungen Familien 
mit etwa gleichaltrigen Erwachsenen und Kindern schuf zu-
sätzliche Interessens- und Aktionsüberschneidungen. Fei-
ern, Schlachtfeste sowie Musik- und Spieleabende festigten 
den Zusammenhalt. Im besten Fall konnten sich aus nach-
barschaftlichen Bekanntschaften langjährige Freundschaften 
entwickeln. Im schlechtesten Fall blieben Bewohner vom Ge-
meinschaftsleben unerfasst, was zu Absonderung und Ver-
einsamung führte. 
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Während für Erwachsene und Kinder meist Beschäftigungs-
möglichkeiten vorhanden waren, hatten Jugendliche vielfach 
das Nachsehen. Speziell auf sie zugeschnittene Freizeitein-
richtungen, wie Klubräume oder Sportstätten, verwirklichte der 
Staat nur an wenigen ausgewählten Orten. Die angebotenen 
Kapazitäten deckten selten die Nachfrage. Heranwachsende 
fühlten sich in den Wohngebieten oftmals gelangweilt, deplat-
ziert, ungehört und vernachlässigt. Bauplaner gingen bei der 
Konzeption und Umsetzung der Siedlungen kaum auf deren 
Bedürfnisse ein, obwohl gerade dort die Zahl der Jugendli-
chen, wie auch der Kinder, sehr hoch war. Generell zeichneten 
sich alle Wohnkomplexe und Neubaugebiete durch eine junge 
Einwohnerschaft aus. Beispielsweise lag das Durchschnitts-
alter in Halle-Neustadt bei 27,2 Jahren. Das Miteinander und 
die Lebenswelt in manchen Punkthochhäusern oder hochge-
schossigen Wohnscheiben wurde zum Teil als familiär, fast 
dörflich erlebt. Vor allem Kinder teilten diese Wahrnehmung. 
Für sie waren die Siedlungen ein Abenteuerspielplatz. Die 
Außenbereiche um die Wohnblocks glichen direkt nach der 
Fertigstellung oft einer »Schlammgrube« aus Schmutz, Bau-
resten und Brettern. Geteerte Straßen, Gehwege oder Grün-
anlagen fehlten.

Der Staat erwartete von den Bewohnern ein hohes Maß an 
Eigeninitiative. Hausgemeinschaften beteiligten sich an volks-
wirtschaftlichen Masseninitiativen zur Gestaltung des Wohn-
umfeldes. Die Einwohner legten Grünflächen und Blumenra-
batten an, pflanzten Bäume und bauten Garagenkomplexe, 
Kleingartenanlagen, Ruheecken, Wäsche- und Spielplätze so-
wie Wege. Gepflasterte Fußwege und Teerstraßen durch die 
staatlichen Baubetriebe ließen mitunter Monate, in kleineren 
Neubaugebieten sogar Jahre auf sich warten.

Großwohnsiedlungen wie Halle-Neustadt punkteten mit 
einer Schnellbahn, die in ca. elf Minuten die Chemiewerke 
Buna und Leuna erreichte. Hingegen ersehnten sich die meis-
ten Bewohner Jena-Lobedas seit den frühen 1980er-Jahren 
einen Straßenbahnanschluss. Bis zur Wiedervereinigung ging 
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das Vorhaben über die Planung nicht hinaus. Erst 1993 be-
gann der Streckenbau. Unzureichende Anbindungen an den 
Personennahverkehr stellten landesweit ein Dauerbeschwer-
dethema dar. Dennoch schätzten viele Bewohner einen zen-
tralen Vorteil der Wohnkomplexe. Alle entwarf man nach dem 
Prinzip möglichst kurzer Wege. Verkaufsstellen, Schulen oder 
Kindergärten waren im Schnitt innerhalb von fünf bis sieben 
Minuten erreichbar. Trotz einer sehr engen Bebauung lagen 
Erholungsbereiche wie Spielplätze und Schrebergärten in der 
Nähe. Der Anteil an Grünflächen am Stadtgebiet Halle-Neu-
stadts betrug sogar 42 Prozent. In den meisten Wohngebie-
ten beschränkte sich der Grünanteil jedoch auf Rasenstrei-
fen zwischen den Häuserzeilen mit vereinzelten Bäumen und 
Büschen.

Neubaugebiete (ab 1.000 Einwohner bzw. 300 WE) und 
Wohnkomplexe bzw. Großwohnsiedlungen (über 6.000 Ein-
wohner oder 2.000 WE) wurden als moderne, funktionale 
»Wohn-Städte« bzw. sozialistische Idealstädte geplant, die 
sich den Bedürfnissen ihrer Bewohner anpassen sollten. Dazu 
wurden sie mit Gesellschafts- und Infrastruktureinrichtungen 
ausgestattet. In Plattenbauweise entstanden je nach Größe 
der Siedlung verteilt auf das gesamte Gebiet Kaufhallen oder 
Verkaufsstellen der volkseigenen Handelsorganisation (HO) 
sowie der Konsumgenossenschaft, Schulen, Kindergärten, Alt-
papiersammelstellen, Sporthallen und Jugendclubs. Wohn-
komplexe besaßen zusätzlich Schwimmhallen, Bibliotheken, 
Wohngebietsgaststätten und -restaurants sowie Gesundheits-
einrichtungen. Letztere realisierten Architekten in der Regel in 
sogenannten Wohnkomplexzentren, wo diese in Kombination 
mit Verkaufseinrichtungen angesiedelt wurden. Die forumsar-
tigen Plätze, oftmals ein Arrangement aus Wasserspielen, Blu-
menbeeten und betonierten Freiflächen, waren das Herzstück 
der Siedlungen. Sie vereinigten die Funktion des Versamm-
lungs-, Kultur- und Marktplatzes.

Bis 1990 entstanden 70 Großsiedlungen mit über 5.000 
und 55 mit mindestens 2.500 Wohneinheiten. In Kreisstädten 
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schufen Baubetriebe zumeist Neubaugebiete mit ca. 800 Ein-
heiten und in fast jeder Klein- und Mittelstadt etwa 300 bis 
600 Einheiten. Spitzenreiter unter den Großsiedlungen war 
Berlin-Marzahn mit 60.000 WE. Orte mit einer sehr hohen 
Dichte an industriell gefertigten Wohnungen – verteilt auf meh-
rere Siedlungen – waren unter anderem Schwedt (85 Prozent), 
Frankfurt an der Oder (72 Prozent) oder Rostock (65 Prozent).

Die Wohnstädte sollten beeindrucken und vom Fortschritt 
der DDR zeugen. Aber nicht alle fühlten sich dort gleich wohl 
und angekommen. Manch neuen Bewohner überforderten 
die Häuserschluchten und Plattenensembles. Auch bestan-
den hinsichtlich der Bebauungsqualität zwischen den Siedlun-
gen sowie innerhalb eines Wohnkomplexes erhebliche Unter-
schiede. Eine zu enge, hochgeschossige Bebauung sowie zu 
monotone Architekturvarianten schmälerten die Wohnzufrie-
denheit. Besonders ärgerlich für Bewohner waren nachträgli-
che Eingriffe der Siedlungsplaner. Um Bauland zu sparen kam 
es in den 1980er-Jahren vielfach zu Nachverdichtungen bzw. 
Lückenschlüssen durch Blockergänzungen, wofür Grün- und 
Erholungsflächen weichen mussten. Infolgedessen standen 
Blocks noch näher beieinander.

Für Abwechslung im Einheitsgrau oder -rotbraun der Be-
tonplatten sorgte die Wohngebietskunst. Diese bildete einen 
festen Bestandteil der Objektplanungen. Aufgrund von Ma-
terial- und Personalengpässen sowie Zeitdruck ließ sie sich 
nur selten vollständig realisieren. Meist folgten vereinfachte 
Varianten. Zur besseren Orientierung im »Wohnblockdschun-
gel« und Auflockerung der Häuserkompositionen wurden auf 
Plätzen und Grünflächen Skulpturen und Plastiken installiert 
oder in einigen Fällen ganze Häuserfassaden mit Farbmoti-
ven oder -mosaiks versehen. Die bildkünstlerische Gestaltung 
diente aber nicht allein als Schmuckelement. Die oft ideali-
sierten Bilder und Skulpturen transportierten die Botschaft 
einer sich entwickelnden idealen sozialistischen Gesellschaft. 
Die Wohnkomplexe entsprachen den Vorstellungen der SED-
Führung von sozialistischen Wohn- und Lebensbedingungen, 
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die bei der Bevölkerung eine positive Grundeinstellung zum 
Sozialismus erzeugen und zur Entwicklung einer sozialisti-
schen Gesellschaft beitragen sollten. Die Siedlungen galten 
als Gegenentwurf zu den Wohnvierteln aus der Zeit vor 1945 
und standen nach Ansicht der SED für Modernität, Sauberkeit, 
Gesundheit und Wohlbefinden.

Während Schulen, Kindergärten und Verkaufsstellen schnell 
auf die Wohnobjekte folgten, ließen in den meisten Neubau-
gebieten die Gesellschaftseinrichtungen aufgrund nachran-
giger Priorität auf sich warten. Bauverzögerungen oder zu ge-
ring bemessene Kapazitäten in den Freizeitobjekten sorgten 
bei den Bewohnern für Unmut. Eine Mitte der 1980er-Jahre 
im über 9.000 Einwohner zählenden Erfurter Wohnkomplex 
Rieth durchgeführte Umfrage ergab, dass das Komplexzen-
trum in seiner Mitte alle wichtigen Versorgungsaufgaben, wie 
zum Beispiel die medizinische Betreuung in einer Ambulanz 
oder die Versorgung mit Waren des täglichen Bedarfs in Ge-
schäften, sicherstellte, es aber auf der Gesamtfläche an Kul-
tur- und Freizeiteinrichtungen, vor allem für die Jugend, fehle. 
Besonders bei der Gastronomie beständen massive Defizite, 
was 83 Prozent monierten. Geringen Anklang unter den Be-
fragten fand das Wohnumfeld, welches durch die wenig ab-
wechslungsreiche Gestaltung als nicht attraktiv genug emp-
funden wurde. Angesichts dessen gaben nur 47,9 Prozent dem 
Wohnkomplex eine gute Note. Mit ihren Neubauwohnungen 
waren hingegen 69 Prozent vollkommen zufrieden. Rund 21 
Prozent schätzten sie weitgehend positiv ein. Dieses Ergeb-
nis lässt sich auf die meisten Wohnkomplexe und Neubauge-
biete übertragen. Der Anspruch, mit einem modernen Umfeld 
einen besonders hohen Wohlfühlcharakter zu erzeugen, er-
füllte sich selten. Für diejenigen, die weder einen Garten be-
saßen noch einen Ruhe- und Freizeitbereich im Freien nutzen 
konnten bzw. wollten, beschränkte sich das Wohnen im Kom-
plex oder Neubaugebiet zumeist darauf, sich in der Wohnung 
aufzuhalten und dort zu regenerieren.
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Alltagserfahrung Wohnungssuche

Vom Wohnungsantrag zur Wohnungszuweisung (1980er-Jahre)

»Damit wird Ihr Wohnraumproblem für Sie zufriedenstellend ge-
löst.« Diesem Satz aus dem Mund des zuständigen Sachbearbei-
ters beim Wohnungsamt fieberten Hunderttausende DDR-Bürger 
entgegen. Bei der Wohnungssuche sammelte jeder seine eige-
nen Erfahrungen, die vielfältiger nicht sein könnten. Gemeinsam 
haben sie aber eines: Die Wohnungszusage galt vielen Suchen-
den als Sechser im Lotto.

Die Wohnung besaß nicht nur Einfluss auf den Lebensalltag, 
sondern auch auf den persönlichen Lebensweg. Sie entschied oft 
über das persönliche Glück und die familiäre und berufliche Zu-
kunft. Ging beispielsweise der Antritt der Wunschanstellung mit 
einem Ortswechsel einher, entschied allein die Wohnungszuwei-
sung darüber, ob sich dieser Traum erfüllte oder zerschlug. Und 
auch im Zwischenmenschlichen konnte der Erhalt oder Nicht-
erhalt einer Wohnung wegweisend sein. Das lange Warten, die 
Unsicherheiten und die erschwerten Wohn- und Lebenslagen er-
wiesen sich für viele Beziehungen als Stresstest, dem auf Dauer 
nicht alle gewachsen waren.

Der Weg zur eigenen oder neuen Wohnung war mit vielen Hür-
den gespickt und gestaltete sich für einen Großteil der DDR-Be-
völkerung keineswegs als Kinderspiel. Bis auf wenige Privilegierte 
musste die breite Masse selbst aktiv werden. Die Mehrheit emp-
fand die Wohnungssuche als eine mühsame Angelegenheit, als 
Spagat zwischen Bürokratie und Selbsthilfe. Oft war die Suche 
konfliktgeladen und von Beharrlichkeit und Glück genauso wie 
von Frustration und Wut geprägt. Nicht wenige resignierten.
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Wohnungsamt

Anders als in der Bundesrepublik gab es in der DDR keinen 
freien Wohnungsmarkt, bei dem der Preis das Angebot und 
die Nachfrage regelte. Bis zum Schluss bestand das Prinzip 
der staatlich gesteuerten Zuweisung von Wohnraum. Entschei-
dend waren nicht die finanzielle Situation des Interessenten 
und die Bereitschaft, die geforderte Miete zu entrichten. Viel-
mehr musste sich jeder Wohnungssuchende der Hoffnung hin-
geben, die Partei- und Staatsführung werde das persönliche 
Wohnanliegen schon erfüllen.

Erste Anlaufstelle waren die dem Fachorgan Wohnungs-
politik/Wohnungswirtschaft unterstellten kommunalen Woh-
nungsämter bei den Räten der Städte und Gemeinden. Diese 
entschieden über die Vergabe des gesamten freien Wohn-
raums in ihrem Zuständigkeitsbereich auf der Grundlage ge-
setzlicher Regelungen. Gleichzeitig hatte die Wohnbehörde 
den gesamten Wohnungsbestand mit allen Zu- und Abgän-
gen zu überblicken. Jede gemeldete Wohneinheit war in einer 
Kartei mit den folgenden Angaben erfasst: Anzahl der Wohn-
räume, Ausstattung (Innen-Bad/WC), Baualter, Gebäudetyp, 
Zustand des Wohnobjektes, Eigentumsform sowie Mieter 
nebst Bewohndauer. Die erhobenen Daten galt es möglichst 
aktuell zu halten. Obwohl im Fachorgan Wohnungspolitik/
Wohnungswirtschaft bei den Räten der Städte und Gemeinden 
alle für das kommunale Wohnungswesen zuständigen Kräfte 
gebündelt waren, kam es in der Praxis aber immer wieder zu 
organisatorischen Schwierigkeiten und Defiziten in den Ab-
stimmungsprozessen unter den beteiligten Entscheidungs-
trägern. Oft standen Altbauwohnungen bis zu über einem 
Jahr leer. Trotz regelmäßiger Wohnungskontrollen erfolgten 
Freimeldungen verzögert. In den Spätjahren der DDR halfen 
Entwicklungen auf dem Gebiet der elektronischen Datenver-
arbeitung. Mit der Anwendung von Computerprogrammen ver-
sprach sich die SED eine effektive Auslastung des Bestandes, 
um dem Mangel nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden 
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Ressourcen besser begegnen zu können. Dennoch registrier-
ten die Behörden im Jahr 1985 einen republikweiten Leerstand 
von 235.133 WE. Nach der Wiedervereinigung wurde auf der 
Basis realistischer Parameter der Leerstand für das Jahr 1989 
sogar auf über 400.000 Wohnungen geschätzt.

Angehörigen von Großbetrieben und größeren Institutio-
nen, wie Universitäten, standen eigene Wohnungsbüros als 
Anlaufstelle zur Verfügung. Die Wohnungsabteilungen be-
saßen unter Einhaltung aller gesetzlichen Normen ein Bele-
gungsrecht (Wohnraumlenkungsbefugnis) für alle Wohnungen, 
die ihnen der Staat neu zuteilte, sowie für den betriebs- bzw. 
institutionseigenen Wohnungsbestand. Dieser setzte sich vor 
allem aus Werkswohnungen zusammen, die der Staat Betrie-
ben durch jährliche Zuteilungen zur langfristigen Eigennutzung 
und Bewirtschaftung überließ. So konnten Betriebe über Jahre 
hinweg große Wohnungsfonds aufbauen. Institutionen hat-
ten es damit hingegen schwerer. Die gewährten Wohnungen 
waren nur teilweise Werkswohnungen gleichgesetzt. Gehörte 
eine Wohneinheit nicht dieser Kategorie an, musste sie nach 
dem Auszug des Mieters an die Kommune abgegeben werden. 
Werkswohnungen konnten die Wohnungsbüros der Betriebe 
und Einrichtungen hingegen wieder neu mit wohnungssuchen-
dem Personal belegen.

Wohnungsantrag

Der Wohnungsantrag war ein bürokratischer Akt, ein in sich 
durchgeregeltes Verwaltungsverfahren. Der Interessent musste 
beim zuständigen Wohnungsamt oder -büro vorstellig werden 
und einen Antrag auf Wohnraum einreichen. Eine Begründung 
des Bedarfes durfte nicht fehlen. Jeder Antrag wurde innerhalb 
von sechs Wochen auf seine Berechtigung hin geprüft. Dies er-
folgte in der Regel durch die von den Wohnungsämtern gebil-
deten örtlichen Wohnungskommissionen. In diesen standen 
den Vertretern des Wohnungsamtes ausgewählte Bürger als 
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sogenannte Aktivmitglieder beratend zur Seite. Ihre Funktion 
übten sie ehrenamtlich aus. Die Zuständigkeit einer Kommis-
sion beschränkte sich auf denjenigen Wohnbezirk, in denen die 
ehrenamtlich tätigen Mitglieder sowie der Antragsteller lebten. 
Arbeiterwohnungsgenossenschaften sowie Betriebe und Einrich-
tungen mit der Befugnis zur Wohnraumvergabe besaßen eben-
falls Kommissionen. Diese setzten sich aus Sachbearbeitern 
des jeweiligen betrieblichen oder institutionellen Wohnungsbü-
ros, Gewerkschaftsvertretern (FDGB), Mitgliedern der Betriebs-
leitung, ehrenamtlichen Vertretern der Nationalen Front sowie 
ausgewählten Beschäftigten zusammen. Alle Entscheidungen 
hatten sie mit dem zuständigen kommunalen Wohnungsamt ab-
zustimmen. Beispielsweise gab es im Jahr 1986 in rund 7.000 
Betrieben und Einrichtungen eine Wohnungskommission.

In sogenannten Aktivsitzungen der Wohnungskommissio-
nen wurde über die Annahme jedes Antrags entschieden. Den 
Sitzungen gingen Wohnungsbesichtigungen voraus, bei denen 
sich die Kommissionsmitglieder ein Bild von den Wohnbedin-
gungen des Antragstellers verschafften und den realistischen 
Bedarf prüften. Die Prüfkriterien fußten auf zentralen gesetzli-
chen Bestimmungen sowie wohnungspolitischen Beschlüssen 
des zuständigen Bezirks-, Kreis- und Stadtrates. Die Entschei-
dungen der Räte orientierten sich an den jeweiligen territoria-
len und lokalen wirtschafts- und sozialpolitischen Zielstellun-
gen der SED-Führung. Die so festgelegten Vergabegrundsätze 
galten verbindlich für alle Stellen mit einer Wohnraumlen-
kungsbefugnis.

Bei Annahme des Antrages bekam der Suchende eine 
schriftliche Benachrichtigung der Wohnungsabteilung. Darin 
wurde er über das weitere Vorgehen informiert. Gleichzeitig 
erfolgte dessen Aufnahme in die Wohnungssuchendenkartei. 
Entsprechend der Reihenfolge des Antragseinganges sowie der 
Dringlichkeit erhielt dieser eine Platzierung auf der Warteliste.

Anhand von drei »Dringlichkeitsstufen« entschieden die 
Wohnraumverantwortlichen darüber, ob man zu den »bevor-
rechtigten« Wohnraumempfängern zählte und nicht nur einen 



109

vorderen Platz auf der Warte-, sondern auch auf der Dringlich-
keitsliste bekam. Die höchste Stufe bildeten soziale Härtefälle 
aufgrund fehlenden, maroden oder zu beengten Wohnraums 
unter kinderreichen Familien oder alleinstehenden Müttern. 
Familien mit drei oder mehr Kindern besaßen laut den zen-
tralen Beschlüssen absoluten Vorrang. In den Leitlinien hieß 
es: »Diesen Familien ist bei der Bereitstellung von geeigne-
tem Wohnraum größtmögliche Unterstützung zu gewähren. 
[…] Dabei sind die Bedürfnisse auf ausreichenden und quali-
tativ hochwertigen Wohnraum zu berücksichtigen.« 

Für verheiratete oder unverheiratete Paare ohne Kinder war 
es praktisch unmöglich, zeitnah, innerhalb weniger Jahre, eine 
gemeinsame Wohnung zu bekommen. Verheiratete erhielten, 
mit wenig Aussicht auf Erfolg, noch einen der hintersten Plätze 
auf der Warteliste. Bei Unverheirateten wurde der Antrag in der 
Regel abgewiesen. Nicht wenige bekamen zu hören: »Kommen 
Sie wieder, wenn Sie verheiratet sind und Kinder haben«. In 
der Konsequenz begründete dies eine große Heiratsfreudig-
keit unter jungen Erwachsenen.

Der Nachwuchs ließ oft nicht lange auf sich warten. Laut 
statistischem Jahrbuch der DDR heirateten rund 40 Prozent al-
ler Bürger im Alter von 18 bis 20 Jahren. Für viele verheiratete 
Paare war es üblich, bis zur eigenen Wohnung über Jahre hin-
weg bei den Eltern oder Schwiegereltern zu leben. 

Die zweite Stufe war bestimmt von volkswirtschaftlichen Er-
wägungen, wodurch vor allem Fachkräfte der Schlüsselindus-
trien Berücksichtigung fanden. Neben sozialen und wirtschaft-
lichen Komponenten waren auch ideologische entscheidend. 
Personen mit besonderen gesellschaftlichen Verdiensten, wie 
Bestarbeiter, ausgediente Angehörige der Nationalen Volksar-
mee (NVA), Parteiveteranen, Kämpfer gegen den Faschismus 
oder Verfolgte des Faschismus, sowie Funktionsträger in Partei, 
Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft gehörten zur dritten.

Nicht jeder, der einen desolaten Bauzustand, beengten 
Wohnraum oder keine eigene Wohnung vorweisen konnte, galt 
als sozialer Härtefall. Bei der Zuordnung spielte der subjektive 
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Blickwinkel der Verantwortlichen eine wesentliche Rolle. Per-
sönliche Erfahrungen und die Bewertung der örtlichen Wohn-
bedingungen entschieden über die Dringlichkeit. Gesell-
schaftliche, soziale und wirtschaftliche Erfordernisse fanden 
bei jeder Entscheidung Berücksichtigung. Trotz fester Richtli-
nien gab es immer einen gewissen Ermessensspielraum. Kurz-
fristige Entscheidungen zu Gunsten oder Ungunsten des An-
tragstellers waren stets möglich. Politisches Wohlverhalten, 
aktive Gewerkschaftsarbeit und ein hohes Ansehen des An-
tragstellers im Arbeitskollektiv wirkten sich positiv aus und 
konnten mit der Aussicht auf eine eigene Wohnung honoriert 
werden. Problematisch war hingegen ein »Mangel an sozialis-
tischer Persönlichkeit«. Ein Anecken mit der Staats- und Par-
teiführung erwies sich als nachteilig. Von Vorteil war die »Zu-
gehörigkeit zur Arbeiterklasse«, wobei der Personenkreis in 
der Praxis sehr weit gefasst wurde und sich nicht allein auf 
Produktionsarbeiter in Betrieben beschränkte. Der staatlich 
vorgegebene Vergabeschlüssel sah vor, dass insgesamt 60 
Prozent der Wohnungen an Arbeiterfamilien, vor allem junge 
Familien und Schichtarbeiter, zu verteilen seien. Die SED hatte 
sich die »systematische Verbesserung der Wohnbedingungen 
der Arbeiterklasse« auf die Fahnen geschrieben. Um vor der 
Parteiführung zu glänzen, versuchten Produktionsbetriebe auf-
grund ihres hohen Arbeiteranteils diesen Wert zu überbieten. 
Der VEB Carl Zeiss Jena wies sein Wohnungsbüro an, bis Mitte 
der 1970er-Jahre den Anteil auf 65 und danach auf 70 bis 75 
Prozent zu steigern. Trotz der Durchsetzung und Kontrolle ein-
heitlicher Vergabenormen waren der Quoteneinhaltung Gren-
zen gesetzt. Während Betriebe problemlos den Wert anziehen 
konnten, hatten Universitäten, wie z. B. die Karl-Marx-Universi-
tät Leipzig, Schwierigkeiten, überhaupt die zentral festgelegte 
60-Prozent-Vorgabe zu erfüllen. Naturgemäß hoch war der »In-
telligenzanteil« unter den Wohnungssuchenden. Auseinander-
setzungen mit dem Rat der Stadt blieben deshalb nicht aus.

Im Prozess der Wohnungszuteilung fand jeweils zum Jah-
resende eine abschließende Aktivsitzung statt, auf der die 
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Wohnungskommissionsmitglieder endgültig über die Dring-
lichkeit jedes Antrages befanden und Vorschläge für eine in 
ihren Augen gerechte Verteilung unterbreiteten. Ob ein Woh-
nungssuchender die ersehnte Zuweisung bekam, hing vom 
persönlichen Urteil der Kommissionsmitglieder ab. Im Ergeb-
nis der Aktivsitzung entstand unter Federführung der kommu-
nalen, betrieblichen oder genossenschaftlichen Wohnungsab-
teilungen der offizielle Vergabeplan auf der Grundlage der zu 
erwartenden Wohnungszu- sowie Wohnungsabgänge.

AWGs sowie Betrieben und Einrichtungen mit einer Wohn-
raumlenkungsbefugnis wurden durch den Rat des Bezirkes 
jährlich Kontingente aus Neu- und Altbauwohnungen zuge-
teilt. Für die Zuführung der Wohneinheiten an die neuen Trä-
ger waren die Räte der Städte zuständig. Deren Zustimmung 
bedurften auch die Wohnraumvergabepläne. Ferner mussten 
diese den SED-Leitungen vorgelegt werden. Genauso wie im 
Staatsapparat besaß der Parteiapparat auf Stadt-, Kreis- und 
Bezirksebene Fachabteilungen für Wohnungspolitik, welche 
die Vergabe beeinflussten und hinsichtlich der Einhaltung al-
ler Normen überwachten.

Auf den Vergabeplänen waren alle Wohnungssuchenden 
namentlich aufgelistet. Bei den Räten der Städte und Gemein-
den, an den Universitäten oder in Betrieben wurden die Lis-
ten öffentlich ausgehängt. Sie boten stets aufs Neue Anlass 
für Kritik und Auseinandersetzungen. Kaum ein Vergabeplan 
war nicht umstritten. Einen Klageweg gegen dieses Verfahren 
gab es nicht.

Häufiger Streitpunkt war die Einhaltung der »Belegungs-
normative« entsprechend der Haushaltsgröße. Vor allem Fa-
milien mit zwei Kindern spekulierten darauf, für jedes Kind 
ein eigenes Zimmer zu bekommen. Aber als Maximallösung 
war eine Drei-Raum-Wohnung mit einem kleinen Kinderzim-
mer vorgesehen:

–– 1-Personenhaushalt › 1-Raum-Wohnung
–– 2- bis 3-Personenhaushalte › 2-Raum-Wohnung
–– 3- bis 4-Personenhaushalte › 2- und 3-Raum-Wohnung
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–– 4- bis 5-Personenhaushalte › 3- und 4-Raum-Wohnung
–– größere Haushalte › 4-Raum-Wohnung und größer.

Die Wohnungsvergabe nach Plan erwies sich in der Pra-
xis nicht ganz so starr wie zuvor beschrieben. Durch den kon-
tinuierlichen Zu- und Abgang von Wohnungen und Anträgen 
war die Wohnraumlenkung ein komplexer, vielschichtiger und 
bewegungsreicher Prozess. Plötzlich konnte Wohnraum frei 
werden, weshalb Vergaben auch außerhalb des festgelegten 
Planes möglich waren. Ohnehin wurden nie alle freien Woh-
nungen bei der Festlegung offizieller Vergabepläne herange-
zogen. Ämter sowie Betriebe hielten rund 20 bis 30 Prozent 
ihrer freien Wohnungen aus dem eigenen Bestand sowie aus 
den staatlich festgelegten Wohnungskontingenten als Reserve 
bzw. Sonderfonds zurück. Diese Wohneinheiten dienten fle-
xiblen, schnellen Lösungen bei einem unvorhergesehenen 
Bedarf. Kurzfristige Änderungen im Wohnungsneubau nach 
unten oder oben konnten ebenfalls den Vergabeplan durch-
einander rütteln. 

Einfluss auf die Vergabe besaßen neben der Platzierung auf 
der Vergabeliste auch die örtlichen Bedingungen. Hier ist zwi-
schen Groß- und Kleinstadt sowie Industrieregion und ländli-
chem Gebiet zu differenzieren. Der industrielle Wohnungsbau 
erfolgte vor allem in Mittel- und Kleinstädten nicht wie in den 
Großsiedlungen Berlin-Marzahn, Halle-Neustadt oder Leipzig-
Grünau kontinuierlich über Jahre hinweg. Kurzfristige Baupha-
sen mit einem raschen Zuwachs an Wohnraum wurden abge-
löst von jahrelangen Durststrecken, in denen keine oder nur 
wenige Neubauwohnungen hinzukamen. Zusätzlicher Wohn-
raum ließ sich fast ausschließlich über den Um- und Ausbau 
sowie den Eigenheimbau gewinnen. Diese Einschränkungen 
bereiteten lokalen Staats- und Parteifunktionären stets Kopf-
zerbrechen.
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»Warten und wieder warten!«

Nicht jeder gehörte zu den Bevorrechtigten, hatte das Glück 
oder die erforderliche politische Gesinnung, um die ge-
wünschte Wohnung von den Behörden in kurzer Zeit zugeteilt 
zu bekommen. Für die meisten hieß es: »Warten!«. Die durch-
schnittliche Wartezeit betrug in den 1980er-Jahren fünf bis 
sechs Jahre. Im besten Fall erhielt man schon nach wenigen 
Wochen die Zusage und im schlimmsten Fall nach zehn Jahren. 
Eine hartnäckige Jungfamilie mit beengtem, eigenem Wohn-
raum und Nachwuchs bekam zumeist innerhalb von zwei bis 
drei Jahren eine Altbauwohnung und innerhalb von drei bis 
vier Jahren eine Neubauwohnung. Wem das Warten zu lang war 
oder die nötige Geduld fehlte, der machte Druck, und das erst 
einmal vor Ort im Wohnungsamt oder -büro. Die meisten DDR-
Bürger teilten die Erfahrung, vom zuständigen Sachbearbeiter 
immer wieder aufs Neue vertröstet und hingehalten zu werden. 
Gefühlt schien das Amt Vorgänge bewusst zu verschleppen. 
In der Konsequenz musste man sich eine Strategie überlegen 
und große Beharrlichkeit entwickeln. Das bedeutete: stetes 
Vorsprechen auf dem Wohnungsamt zur Bürgersprechstunde, 
am besten alle 14 Tage, um die Forderung zu wiederholen und 
mit Nachdruck zu bekräftigen. Damit verbunden war die kon-
krete Hoffnung, auf der Warteliste aufzusteigen oder gar einen 
begehrten Platz auf der Dringlichkeitsliste zu erlangen.

Beim Vorsprechen mussten die Antragsteller Verhandlungs-
geschick beweisen und Überzeugungsarbeit leisten. Sehr aus-
führlich und in drastischen Worten galt es, die persönliche 
Notlage, die Unzumutbarkeit der bestehenden Wohnsitua-
tion zu schildern. Sich Übertreibungen zu bedienen, erschien 
ebenfalls sehr hilfreich. Schließlich befand man sich in einem 
harten Konkurrenzkampf. Ein solches Vorgehen führte aber 
nicht zwingend zu einem schnellen Erfolg. Die zu erfüllenden 
Kriterien für eine Verbesserung der Wohnsituation waren hoch. 
Keinesfalls alle Wohnraumverantwortlichen schenkten der be-
schriebenen Dramatik und Unerträglichkeit vollen Glauben. 
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Verbreitet war die Mentalität, dass der DDR-Bürger weiterhin 
noch Einschränkungen zu akzeptieren habe. Anträge erhiel-
ten schnell eine Ablehnung oder eine weit hinten angesiedelte 
Platzierung auf der Warteliste, wenn die Notlagen weder plau-
sibel noch nachweisbar dokumentiert waren.

Für die betroffenen Bürger blieb die Vergabepraxis intrans-
parent, unberechenbar und oft nicht nachvollziehbar. Mancher 
fühlte sich dem Gutdünken des Sachbearbeiters ausgeliefert. 
Jederzeit konnte man auf der Vergabe- und Dringlichkeitsliste 
raufklettern, aber auch wieder im Rang zurückfallen. Das war 
besonders dann der Fall, wenn plötzlich Wohnungen für einen 
Betrieb oder für wichtige Kader bereitgestellt werden muss-
ten. Erfolgte eine Rückstufung in der Vergabeliste oder wurde 
die Wohnungszusage des Amtes plötzlich widerrufen, waren 
die Verantwortlichen für Wohnungswesen oftmals Diffamie-
rungen ausgesetzt. Zumeist handelte es sich um Korruptions-
vorwürfe. Staatliche, gewerkschaftliche und parteiliche Stel-
len wurden in Beschwerden und Eingaben verärgerter Bürger 
damit konfrontiert.

Je länger ein Vorgang dauerte und je mehr sich die Wohnbe-
dingungen mit der Zeit verschlechtern, desto rauer wurde der 
Umgangston. Frustration konnte in Aggression umschlagen. 
In einigen Fällen entlud sich die angestaute Wut. Mitarbeiter 
von Wohnungsämtern fühlten sich als Prellbock. Verbale und 
körperliche Drohungen oder Attacken erboster Antragsteller 
blieben nicht aus. Die Verantwortlichen standen jedoch oft 
genug vor einer schwierigen, mitunter unlösbaren Aufgabe. 
Angesichts beschränkter Möglichkeiten konnten sie weder 
die Wohnraumwünsche der Bürger noch die zentralen woh-
nungspolitischen Vorgaben vollständig erfüllen. Der Druck 
von »unten« und »oben« überforderte. Von Resignation, Ver-
zweiflung und Angst berichten heute mehrere ehemalige An-
gestellte von Wohnungsämtern und -büros. Die hohe Personal-
fluktuation in den Wohnungsabteilungen bereitete den Räten 
der Städte sowie Betriebsleitungen Sorge.



115

Beziehungen

Nicht selten unterstellten die Wohnungssuchenden den Woh-
nungsämtern Ignoranz, ein »Sich-Quer-Stellen« und »persön-
liche Machtspielchen«. Der Vorwurf der Cliquen- und Vettern-
wirtschaft sowie Bestechlichkeit stand im Raum und wurde 
allerorts geäußert. In staatlichen, parteilichen oder betrieb-
lichen Akten zum Wohnungswesen finden sich nur wenige 
konkrete Vorfälle. Und wenn Hinweise für Käuflichkeit oder 
Bevorzugung dokumentiert sind, dann eher versteckt. Aber 
es gab sie, denn der langwierige »offizielle Weg« ließ sich – 
wenn man den richtigen Fürsprecher hatte – über Beziehun-
gen abkürzen. Gute Kontakte zu Funktionsträgern in Betrieben, 
der Verwaltung sowie bei der SED aufzubauen und zu nutzen, 
konnte den Aufstieg auf der Warteliste beschleunigen. In we-
nigen Fällen gab es die neue Wohnung unter der Hand. Verga-
belisten und Kommissionen wurden dabei gezielt umgangen. 
Fehlten persönliche Kontakte, leisteten das auch DM-Zahlun-
gen oder andere Zuwendungen. Gängige Praxis schienen Be-
stechungen aber nicht gewesen zu sein.

Bittgesuch

Sich mit mündlichen oder schriftlichen Bittgesuchen an den 
Stadtrat, Bürgermeister oder die Werksleitung als die nächst-
höhere Instanz nach dem Wohnungsamt bzw. -büro zu wen-
den, war ebenfalls ein probates Mittel. Bei abschlägigen oder 
unzureichenden Antworten hinsichtlich des Wohnungswun-
sches arbeitete man sich über den Rat des Kreises bis hin zum 
Bezirksrat hoch. Gleiches galt auch für die Parteischiene. Zu 
den Adressaten zählten neben den Parteisekretären der Be-
triebsparteiorganisationen insbesondere die 1. oder 2. Se-
kretäre der Stadtbezirks-, Stadt-, Kreis- und Bezirksleitungen. 
Um Unmut oder konkrete Forderungen kundzutun, nutzte man 
die von der SED abgehaltenen Einwohnerforen in den Städten 
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und Gemeinden. Wohnungsanliegen kamen dort wie auch zu 
den wöchentlichen Sprechstunden von Parteisekretären, Ge-
werkschaftsvertretern, Werksleitungen oder Bürgermeistern 
zur Sprache.

Unter ausführlicher Begründung des Bedarfs sollten die 
Entscheidungsträger zum Handeln bewegt werden. Bittstel-
ler machten sich die offizielle Argumentation der Staats- und 
Parteiführung zur Wohnungspolitik und zu den Vergabegrund-
sätzen zu eigen. Befürwortungen eines Vorgesetzten, Gewerk-
schaftsvertreters oder eines Parteisekretärs duften bei schrift-
lichen Bitten nicht fehlen. Die sozialen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Vorteile einer Lösung des konkreten Woh-
nungsproblems galt es darin hervorzuheben. Eine positive Be-
urteilung war ebenfalls vorteilhaft. Gesellschaftliches Engage-
ment in Gewerkschaften oder anderen Massenorganisationen 
sowie die Bescheinigung einer hohen Arbeitsbereitschaft im 
Kollektiv mit Verweis auf Auszeichnungen, wie das »Banner 
der Arbeit« oder als »Aktivist«, besaßen Zugkraft.

Schalteten sich übergeordnete Instanzen in einen Vor-
gang ein, mussten die Ämter und Kommissionen erneut prü-
fen. Dies war in der Regel mit weiteren Wohnraumbegehungen 
verbunden. Gleichzeitig bemühten sich die Verantwortlichen, 
angespannte Situationen zu entschärfen. Derartige Maßnah-
men umfassten keinesfalls nur das Vertrösten und die Abgabe 
einer wagen Zusicherung, sondern konkrete Hilfestellungen 
als Möglichkeit zur Überbrückung von Schwierigkeiten bis zur 
endgültigen Wohnungszuweisung. Bei beengten Wohnverhält-
nissen unterbreiteten Kommissionsmitglieder beispielsweise 
Vorschläge zur effektiveren Nutzung des Wohnraumes. Bei 
baulichen Defiziten gaben sie Anleitungen für Reparaturen in 
Eigenregie oder Angebote für Baumaßnahmen durch den Be-
trieb, in dem der Wohnungssuchende tätig war.



117

Eingabe

Wer das lange Warten leid war und bei wem alles Vorspre-
chen und Anmahnen nichts half, dem blieb nur noch die Ein-
gabe. Die Eingabe war das wirksamste Mittel zur Durchsetzung 
eigener Wohnrauminteressen, zur Aufdeckung von Missstän-
den und zur Bewältigung von Auseinandersetzungen mit den 
Wohnraumverantwortlichen. Das Eingaberecht war gesetzlich 
garantiert und wurde im Laufe der Zeit stark normiert. Mit Ein-
gaben ließen sich anders als in den meisten Bereichen der 
DDR-Gesellschaft Kritik und Wünsche äußern, ohne dabei Re-
pressalien der Staatsmacht zu befürchten. Jede Ahndung war 
per Gesetz verboten. Vielmehr musste nach einer Frist von vier 
Wochen eine schriftliche Antwort vorliegen.

Bis zur Friedlichen Revolution bildeten Wohnraumangele-
genheiten landesweit mit einem Anteil von ca. 40 bis 60 Pro-
zent den Eingabeschwerpunkt und spiegeln somit die größte 
Alltagssorge der Menschen wider. Hunderttausende Woh-
nungssuchende bedienten sich der Eingabe, denn die Ver-
fahrensweise war einfach. In der Regel schriftlich und unter 
Umständen auch mündlich konnte man formlos und ohne Ein-
haltung bestimmter Instanzen sich an jedes Staats- und Par-
teiorgan, jeden Volksvertreter sowie an Gewerkschaften und 
Massenorganisationen, Betriebe, Einrichtungen und sozialisti-
sche Genossenschaften wenden. Der persönliche Erfahrungs-
schatz im Umgang mit parteilichen, staatlichen oder betrieb-
lichen Stellen bei der Wohnungssuche, die gesellschaftliche 
und politische Position, berufliche bzw. persönliche Bezie-
hungen sowie die Eigenwahrnehmung über die Dringlichkeit 
des Wohnungsproblems bestimmten die Wahl des Adressaten.

Üblich war es, die Eingaben zuerst an die den Wohnungs-
ämtern direkt übergeordneten Funktionäre bzw. Entschei-
dungsträger zu richten. Innerhalb von Betrieben rangierten 
die Werks- bzw. Kombinatsleitungen sowie Parteisekretäre als 
Eingabeempfänger an erster Stelle. Auf kommunaler Ebene 
waren es die Bürger- bzw. Oberbürgermeister. In größeren 
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Betrieben sowie bei den Räten der Städte konnte man zu fes-
ten Sprechzeiten dem Betriebsleiter oder Bürgermeister sein 
Anliegen persönlich vortragen. Der Gesprächsinhalt wurde 
schriftlich fixiert und galt damit als Eingabe. Konnte das Pro-
blem nicht zur Zufriedenheit gelöst werden, wählte man die 
nächsthöhere Hierarchieebene. Wer dies umgehen wollte, 
richtet seine Eingabe an den Ministerrat oder direkt an den 
Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker. Die Erfahrung zeigte, 
dass die höchste Instanz den größten Erfolg versprach, um 
Wünsche zu äußern oder Protest gegen die Arbeit staatlicher 
Wohnraumlenker einzulegen. Honeckers Büro sowie die Ein-
gabestellen beim Staats- und Ministerrat erreichten jährlich 
Zehntausende Wohnraumeingaben.

Die Reaktionen des Staats- und Ministerrats empfanden 
die meisten DDR-Bürger als ernüchternd. Statt konkreter Zu-
sagen blieben die Antworten unverbindlich und informierten 
darüber, dass die Eingabe zur Prüfung an die staatliche oder 
parteiliche Abteilung für Wohnungswesen auf Bezirks-, Kreis- 
oder Stadtebene übergeben wurde. Diese Stellen entschieden 
über das weitere Vorgehen. In der Regel wurden die Eingabe-
steller zu Aussprachen geladen und im besten Fall veranlass-
ten die Ämter zeitnah eine Wohnungszuweisung. Inwieweit 
das Anliegen tatsächlich Berücksichtigung fand, war von ge-
sellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Faktoren ab-
hängig. Nicht minder wichtig war die Intensität des von »oben« 
aufgebauten Lösungsdrucks der übergeordneten Staats- und 
Parteiorgane auf die Wohnraumlenker vor Ort.

Ein angemessener Ton und die Wahl der richtigen Schlag-
wörter in der Eingabe besaßen oft eine entscheidende Wir-
kung. Barsche system- und regimekritische Gedanken waren 
hingegen tabu. Zumeist bediente man sich der sozial- und 
wohnungspolitischen Schlagwörter der Partei- und Staatsfüh-
rung, um der Forderung Nachdruck zu verleihen. Der Verweis 
auf das in der Verfassung verbriefte Recht auf Wohnraum sowie 
auf wohnungs- bzw. sozialpolitische Beschlüsse der Parteifüh-
rung durften ebenso nicht fehlen wie die subversive Frage und 
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das damit einhergehende Unverständnis, warum es trotz der 
verkündeten Fortschritte im Wohnungsbau keine Wohnungen 
gäbe. Schließlich traf man hier einen wunden Punkt der SED-
Sozialpolitik, der sich nicht einfach leugnen ließ.

Die Beschreibung der persönlichen Notlage erfolgte nicht 
selten sehr eindringlich und etwas überspitzt. Probleme und 
Frustration wurden mitunter überbetont, da der Eingabe meist 
eine langwierige Wohnungssuche, perspektivlose Auskünfte 
durch das Wohnungsamt und schwierige Auseinandersetzun-
gen mit den dortigen Sachbearbeitern vorausgegangen wa-
ren. Oft bestanden bürokratische Hemmnisse. Subjektive Er-
fahrungen, wie eine ungerechte Behandlung, spielten eine 
wesentliche Rolle. Aber trotz mancher Übertreibung zeigten 
Eingaben in der Regel akute, reale Missstände auf. In ihnen 
spiegelten sich persönliche und familiäre Dramen wider. Zu 
beengter Wohnraum führte oft zu Reibereien innerhalb einer 
Familie. Auch die räumliche Trennung von Ehepaaren ohne 
eigene Wohnung belastete massiv Beziehungen. Nicht minder 
schwer wirkten bauliche Mängel oder defekte Heizgeräte auf 
das Wohlbefinden und den Lebensalltag. Die Schilderung ge-
sundheitlicher Probleme aufgrund baulicher Defizite bewirkte 
in der Regel ein rascheres Handeln der Verantwortlichen. Wa-
ren Kinder betroffen, reagierte die Partei überaus sensibel. 
Entsprachen die Angaben der Realität, war, wenn es die örtli-
chen Gegebenheiten hergaben, im Einzelfall eine Lösung von  
»ganz oben« möglich. In diesen besonderen Härtefällen griffen 
die Verantwortlichen zumeist auf ihre Wohnraumreserven zu-
rück. Dennoch konnte nicht allen geholfen werden. Wohnungs-
notfälle von Familien mit kranken Kindern aufgrund schlech-
ter Wohnsubstanz stellten bis 1990 ein Dauerproblem dar.

Einen weitaus empfindlicheren Nerv traf die Androhung der 
Wahlverweigerung in der Wohnraumeingabe. Es gehörte zum 
verbreiteten Alltagswissen, dass diese im Vorfeld von Volks-
kammer- oder Kommunalwahlen eine enorme Wirkungskraft 
besaß. Blieben trotz des Pochens auf das verfassungsmäßige 
Recht und wiederholter Eingaben die Wohnwünsche unerfüllt, 
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griffen Bürger zu diesem vorletzten Druckmittel, welches ge-
wisse Konsequenzen nach sich zog. Die SED-Führung reagierte 
äußerst sensibel auf jede Wahlverweigerung, sah man doch 
darin den Keim gesellschaftlicher Destabilisierung. Angesichts 
weitreichender wohnungs- und sozialpolitischer Versprechen 
bestand bei der SED eine ausgeprägte Angst vor einem Legiti-
mitäts- und Herrschaftsverlust. Grundsätzlich hielt die SED ein 
Wohnungsproblem für keinen ausreichenden Grund, nicht zur 
Wahl zu gehen. Auf kommunaler Ebene wertete man die Dro-
hung zuallererst als einen Erpressungsversuch, dem die Par-
tei- und Staatsorgane nicht kampflos nachzugeben gedachten. 
Staatliche Leiter und ganz besonders Parteisekretäre führten 
wiederholt und sehr beherzt Aussprachen mit dem Eingabe-
steller an dessen Arbeitsstelle durch, um ihn von seinem An-
sinnen abzubringen und von der Lösung seines Wohnungs-
problems in naher Zukunft zu überzeugen. Hielt der Betroffene 
dem Druck stand, wurde bei einem begründeten Wohnraum-
bedarf die Forderung nicht selten plötzlich und unbürokra-
tisch im Sinne des Eingabestellers aus speziell für die Wahl-
periode angelegten Sonderfonds bzw. Reserven erfüllt. Die 
SED glaubte damit, ihr Versprechen gegenüber dem Bürger 
gehalten zu haben. Im Gegenzug erwartete sie von ihm, aus 
Dankbarkeit und Loyalität, bei Wahlen legitimiert zu werden. 
DDR-Bürger sammelten hierbei die Erfahrung, dass vor Wah-
len plötzlich Wohnungen verfügbar waren, die es nach den 
Aussagen des Wohnungsamtes wenige Wochen zuvor nicht 
gegeben hatte.

Half die Wahlverweigerung nichts oder standen keine Wah-
len bevor, griffen viele Bürger zum äußersten Mittel, dem Aus-
reiseantrag. Seit den 1980er-Jahren vermehrten sich parallel 
zu den Erfolgsmeldungen im Wohnungsneubau speziell Wohn-
raumeingaben mit einer Übersiedlungsabsicht in die Bundes-
republik. Allein die Androhung eines Ausreiseantrags war für 
die SED ein Alarmsignal, denn der Bürger kündigte aufgrund 
seines akuten Wohnungsproblems offen »den Bruch mit der 
DDR« an. Eine ganze Maschinerie wurden in Gang gesetzt, 
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damit die Absichtserklärung aufgegeben oder ein schon ge-
stellter Antrag zurückgenommen wurde. Parteiagitatoren be-
gannen intensiv und energisch auf die Eingabesteller zuhause 
und an der Arbeitsstelle einzuwirken. Dabei nutzten sie In-
formationen über deren Lebensumstände, die das persönli-
che Umfeld preisgab bzw. das Ministerium für Staatssicher-
heit sammelte. Aber wer mit der Ausreise drohte, besaß kein 
Vertrauen mehr in Partei und Staat. Dementsprechend rau war 
der Umgangston, wie zahlreiche Parteifunktionäre berichte-
ten. Obwohl die beabsichtigte Übersiedlung offensichtlich als 
Druckmittel zur Herbeiführung einer Lösung des Wohnungs-
problems diente, war die Partei in der Regel an einer raschen 
Entschärfung des Konfliktes interessiert. Bestand jedoch keine 
zeitnahe Aussicht auf eine Wohnung, beharrten Bürger in neu-
erlichen Eingaben energisch auf ihren Forderungen und be-
kräftigten ihren Ausreisewunsch.

Parteieintritt

Drohte mancher in seiner Eingabe, mit Partei und Staat zu bre-
chen, setzten andere hingegen auf den Parteieintritt, um auf 
diese Weise schneller an eine Wohnung zu gelangen. Es war 
ein offenes Geheimnis, dass SED-Mitglieder nicht nur größere 
Chancen auf eine Zuteilung besaßen, sondern auch qualitativ 
hochwertigere Wohnungen angeboten bekamen. Annehmlich-
keiten wie ein besserer Wohnungsschnitt, der Blick ins Grüne 
sowie kürzere Wege zu Aufzügen und Versorgungseinrichtun-
gen oder zur S-Bahnstation blieben in der Regel SED-Mitglie-
dern vorbehalten.

In der Realität wagten aber nur wenige allein wegen einer 
Wohnung diesen Schritt. Groß erschienen die persönlichen 
Opfer und Kompromisse. Zur Enttäuschung vieler führte der 
Parteieintritt nicht zwangsläufig sofort zum neuen Wohnungs-
schlüssel. Während einer zweijährigen Kandidatenzeit musste 
man sich bewähren, regelmäßig an Mitgliederversammlungen 
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teilnehmen und die monatlichen Mitgliedsbeiträge beglei-
chen. Kandidaten resignierten oder scheiterten schon daran, 
über Jahre hinweg Interesse vorzutäuschen und am Parteile-
ben teilzunehmen. Inaktive wurden aus den Reihen der Par-
tei entfernt. Und wer zu sehr seine Absicht durchblicken ließ, 
konnte mit Disziplinarmaßnahmen rechnen. Ein Querstellen 
oder gar ein Konflikt mit der SED als unmittelbare Folge wirkten 
nachteilig auf jede erhoffte wohnraummäßige Verbesserung.

Wohnungsangebot und -zuweisung

Rückte der Bewerber in der Vergabeliste nach vorn, erhielt er 
innerhalb eines Jahres im besten Fall bis zu drei Wohnungsan-
gebote. Nach der Besichtigung musste er binnen einer Woche 
seine Wahl treffen. Die Wohnungsämter und -büros versuchten 
angesichts langer Wartelisten nicht immer sofort eine Neubau-
wohnung in Aussicht zu stellen. Entsprechend den örtlichen 
Bedingungen und der Dringlichkeit erhielten Antragsteller zu-
erst eine als »zumutbar« eingestufte Altbauwohnung als Ange-
bot oder eine sogenannte Ausbauwohnung. Bei Letzterer han-
delte es sich um eine marode Altbauwohnung, die man selbst 
renovieren musste. Wer sich mit den dortigen Bedingungen 
nicht einverstanden erklärte, konkrete Vorstellungen besaß 
oder gar auf eine Neubauwohnung spekulierte, lehnte kon-
sequent ab. Bei Nichtgefallen mussten alle Gründe auf einer 
Wohnungsbesichtigungskarte vermerkt werden.

Die Wohnungsämter registrierten seit den 1970er-Jahren 
zunehmend hohe Ansprüche an die Ausstattung, Größe und 
Lage einer Wohnung. Über Forderungen nach einer »Wunsch-
wohnung« empörten sich wiederholt Wohnraumverantwort-
liche in ihren Rechtfertigungsberichten. Gegensätzliche Vor-
stellungen über die Zumutbarkeit oder Unzumutbarkeit einer 
Wohnung blieben ein Konfliktfeld. Bis zur Lösung eines Woh-
nungsproblems bestand oft viel Diskussionsbedarf. Mitglie-
der von Wohnungskommissionen wurden abgestellt, um mit 
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hartnäckigen und in ihren Augen uneinsichtigen Antragstel-
lern Aussprachen zu führen.

Fanden Wohnraumlenker und Antragsteller einen Konsens 
oder wurde gar die erhoffte Neubauwohnung zugesagt, ging 
das Wohnungsproblem als »gelöst« in die offizielle Statis-
tik ein. Die Aushändigung der Wohnungszuteilung erfolgte je 
nach Motivation des zuständigen Sachbearbeiters der Woh-
nungsabteilung in einem feierlichen Akt. Der Bürger sollte die 
Wohnung bewusst als eine Sozial- und Fürsorgeleistung des 
Staates empfinden, die ihn im Gegenzug zu Staatstreue und 
Leistungsbereitschaft verpflichtete.

Wohnungstausch

Bei einer notwendigen Wohnungsvergrößerung oder -verklei-
nerung, beispielsweise durch die Geburt eines Kindes oder 
den Auszug des erwachsenen Kindes, eine Trennung oder 
bei einem berufsbedingten Ortswechsel, nutzten zahlreiche 
DDR-Bürger die Möglichkeit des Wohnungstausches. Entwe-
der fanden sich die potenziellen Tauschpartner über Zeitungs-
annoncen bzw. Suchanzeigen selbst zusammen oder baten 
Wohnungsämter und AWGs um Unterstützung. Mit einem 
Tauschanliegen stieß man in der Regel auf offene Ohren. Stadt-
verwaltungen, große Betriebe und Einrichtungen sowie Woh-
nungsbaugenossenschaften unterhielten Tauschzentralen, 
über welche sich die Interessenten rekrutierten. In Kreisstäd-
ten lagen pro Jahr im Schnitt 200 Tauschanträge vor.

Seit dem VIII. Parteitag wurden die Wohnraumverantwort-
lichen verstärkt dazu angehalten, aktiv Wohnungstausche 
zu fördern. Ende der 1980er-Jahre hieß es in zahlreichen Be-
schlüssen: »Der Wohnungstausch ist als Hauptform zur Lösung 
von Wohnraumproblemen zu entwickeln.« Der Tausch sollte 
in erster Linie zu einer effektiveren Auslastung der Fonds bei-
tragen. Auf diese Weise konnte beispielsweise unterbelegter 
Wohnraum als ungenutztes Potential abgebaut werden. Auch 
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ließen sich dringende Wohnungsprobleme unter Verwendung 
vorhandener Kapazitäten beheben. Das war zwingend notwen-
dig, denn vielerorts erfolgte der Wohnungsneubau mit größe-
ren zeitlichen Abständen.

Bereitwillige Tauschinteressenten für eine größere Woh-
nung fanden sich oft schnell, für eine kleinere hingegen eher 
zögerlich. Wohnungskommissionen suchten adäquate Part-
ner. In Gesprächen sollten diese von einer kleineren Wohn-
lösung überzeugt werden. Umzugs- und Renovierungshilfen 
erleichterten den Entschluss zur räumlichen Reduktion. Bei 
der AWG Erfurt konnten allein im Jahr 1976 gut 111 und 1988 
sogar 205 Tausche vollzogen werden. An der Universität Jena 
ließen sich in den 1970er-Jahren durch Tauschaktionen rund 
20 Wohnraumfälle jährlich beheben.

Beim Tausch wechselten keinesfalls immer nur zwei Woh-
nungen den Mieter. Meist waren vier oder fünf wechselwillige 
Mietparteien beteiligt. In schwierigen Fällen sogar 10 oder 
mehr. Deren Wohnwünsche wurden im sogenannten Ring-
tausch erfüllt. Das komplexe Verfahren war aufwendig, lang-
wierig und konnte sich über die gesamte Republik erstrecken. 
Bei einem überörtlichen Wohnungswechsel blieb der Tausch 
die aussichtsreichste Lösungsvariante, wenn der Betrieb nicht  
mit einer freien Wohnung helfen konnte.

Jeder Tauschantrag bedurfte einer Prüfung und Genehmi-
gung durch die zuständigen Wohnraumlenkungsbehörden. Zu-
sätzlich war die Zustimmung des Vermieters notwendig, wenn 
es sich um eine AWG handelte. Der zu tauschende Wohnraum 
musste den örtlichen Vergabekriterien entsprechen. Gab es 
Bedenken hinsichtlich der Qualität und Gleichwertigkeit, 
konnte das alle Bemühungen der Wohnparteien zunichtema-
chen. Generell missbilligt wurde der Tausch einer Neubauwoh-
nung gegen eine unsanierte Altbauwohnung aus unterschied-
lichen Wohnungsfonds.
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Do it yourself

Der Einfallsreichtum, das Finden praktischer Lösungen und 
das Selbermachen in jeglichen handwerklichen Bereichen 
waren in der DDR-Gesellschaft tief verwurzelt. Der Staat ver-
suchte, sich dieser Talente zu bedienen und die Bürger zur 
eigenständigen Lösung ihrer Wohnprobleme zu mobilisieren. 
Auf diese Weise sollte das staatliche Wohnungswesen ent-
lastet werden.

Instandsetzung, Modernisierung und Ausbauwohnung

Das Wohnen im Altbau hatte in der öffentlichen Wahrnehmung 
gelitten. Angesichts eines oftmals unzureichenden Komforts 
weckte es bei den wenigsten positive Gefühle. Im Zuge der 
neuen wohnungspolitischen Zielstellungen versuchte des-
halb der Staat, die Altbauwohnung wieder salonfähig und 
einer breiten Masse schmackhaft zu machen. Ratgeber wie 
zum Beispiel die Zeitschriften »Wohnen im Altbau«, »Kultur 
im Heim« mit dem Sonderheft »Wohnideen für den Altbau« 
oder »Guter Rat« mit ihrem Sonderheft »Mach was aus Deiner 
Altbauwohnung« lobten seit Anfang der 1970er-Jahre die Vor-
teile und das Potenzial des Altbaus. Ausführlich und hübsch 
bebildert gaben sie ebenso wie spezielle Fachbücher Anlei-
tungen für materialsparende Baukonstruktionen und hilfrei-
che Tipps zur Gestaltung eines gemütlichen Refugiums. Prä-
sentiert wurde dem Leser ein helles, sauberes und modernes 
Heim, das einer Neubauwohnung ebenbürtig sei. Die Ratge-
ber ermutigten dazu, die eigenen Wohnvorstellungen kreativ 
und selbstbestimmt im Altbau zu verwirklichen.

Adressiert waren die Ratgeber unter anderem an Altbau-
bewohner, die keine Perspektive auf eine neue Wohnung be-
saßen und keine andere Wahl hatten, als zu bleiben. Andere 
wollten hingegen bleiben. Der Umzug in eine Neubauwohnung 
und das Leben in der Großsiedlung waren keinesfalls für jeden 
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erstrebenswert. Mancher schätzte das vertraute Wohnumfeld, 
nur verbunden mit dem Wunsch nach mehr Annehmlichkeiten 
und weniger Baumängeln. Reparaturen und Modernisierungen 
durch den Staat oder den privaten Eigentümer erwiesen sich 
oft als aussichtslos oder harte Geduldsprobe. Ohne Partei-
mitgliedschaft konnten bis zum Einsatz einer Baubrigade der 
personell unterbesetzten und materiell mäßig ausgestatteten 
Betriebe der Kommunalen Wohnungsverwaltungen im Schnitt 
bis zu zwei Jahre vergehen. Private Mietshauseigentümer er-
hielten seitens des Staates keine oder nur geringe Unterstüt-
zung bei der Erhaltung ihrer Objekte. Zahlreiche Mieter kom-
munaler und privater Wohnungen besaßen keine andere Wahl, 
als die Instandsetzung bzw. Modernisierung in Eigenregie und 
zum Teil auf eigene Kosten zu übernehmen. Noch schwerer als 
Wohnungsmieter hatten es Eigenheimbesitzer. Handwerkliche 
oder materielle Beihilfen waren für sie nicht vorgesehen. Alle 
Auslagen mussten sie selbst tragen. Ihr Anteil bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern lag 1989 bei 84,4 Prozent. Rund 60 Pro-
zent der Bausubstanz stammte aus der Zeit vor 1945 und be-
saß somit einen hohen Sanierungsbedarf.

War ein Wohnungswechsel dringend nötig, konnte der Alt-
bau, wie in den Ratgebern beschrieben, dennoch eine gute 
Alternative zur Neubauwohnung sein. Vertröstete Wohnungs-
suchende wurden oft selbst aktiv. Gezielt suchten sie nach 
leerstehenden, heruntergewirtschafteten Wohnungen, wie der 
folgende Bericht zeigt: »Wir liefen durch die Straßen Leipzigs 
und hielten Ausschau. Fand man was Passendes, mussten 
Hausnachbarn nach dem Eigentümer befragt werden. Man no-
tierte sich Straße und Hausnummer und ging damit zum Woh-
nungsamt in der Hoffnung, dass einem die Wohnung als Aus-
bauwohnung zugeteilt wird.«

Bei einer Ausbauwohnung handelte es sich um eine leer-
stehende Altbauwohnung, die aufgrund eines maroden bau-
lichen Zustandes und fehlender Komfortausstattung unver-
mietbar war. Der offizielle Weg zur Ausbauwohnung verlief 
über das Wohnungsamt. Von sich aus oder bei eigener 
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Interessensbekundung des Wohnungssuchenden boten die 
Ämter gezielt derartige Wohnungen als günstige und schnelle 
Alternative an. Die Wartezeiten waren relativ kurz und bürokra-
tische Hürden bestanden nur wenige. Der Interessent schloss 
einen Ausbauvertrag mit der KWV bzw. VEB Gebäudewirtschaft 
sowie dem Wohnungsamt. Darin verpflichtete sich der zukünf-
tige Mieter, die Wohnung selbst zu sanieren. Das entlastete 
zum einen die Baureparaturbetriebe, die keinesfalls in der 
Lage waren, alle maroden Altbauwohnungen in einen vermiet-
baren Zustand zu versetzen. Zum anderen sparten sich die 
Städte und Gemeinden gegebenenfalls den teuren Hausab-
riss und konnten durch die Vergabe einer Ausbauwohnung die 
Statistik aufbessern sowie Anträge zügig abarbeiten. Genauso 
wie Neubauwohnungen wurden Ausbauwohnungen seit den 
1970er-Jahren als feste Größe im jährlichen Wirtschaftsplan 
bilanziert. Aber trotz der Menge an baufälligen Wohnungen 
besaßen nur etwa 30 Prozent das Potenzial zur Ausbauwoh-
nung, und das nur solange sie sich in einem Schwebezustand 
zwischen Komplettverfall und gerade noch zu retten befanden.

Ausbauwohnungen waren attraktiv für junge Paare, die ge-
trennt bei den Eltern lebten, keine Chance auf eine Neubau-
wohnung besaßen und sich gemeinsam ein Heim schaffen 
wollten. Das galt ebenso für Familien, die vor längeren War-
tezeiten standen, bei denen aber der Druck nach Verände-
rung aufgrund baulicher oder räumlicher Probleme groß war. 
Mit der Ausbauwohnung eröffnete sich diesem Personenkreis 
eine echte Alternative. Dort konnten sie sich nach den eige-
nen Vorstellungen und mit Blick auf die Familienplanung ent-
falten. Der großzügig gewährte Freiraum in der Gestaltung bot 
im Gegensatz zur Neubauwohnung viele Vorteile zur Verwirkli-
chung eigener Ideen. Das lockte enthusiastische, handwerk-
lich begabte Bürger. Sogar bei den Wohnungsgrößen gab es je 
nach Verfügbarkeit Spielraum nach oben. Mit kleineren Neu-
bauwohnungen musste man sich nicht unbedingt abfinden.

Eigenverantwortliche Instandsetzungen bzw. Moder-
nisierungen sowie die Übernahme einer kommunalen 



128

Ausbauwohnung blieben in erster Linie eine rein praktische 
Selbsthilfe. In der Praxis war das eine Frage der persönlichen 
Ansprüche, der eigenen handwerklichen Fähigkeiten, der fi-
nanziellen Mittel sowie der richtigen Organisation. Das betraf 
zuallererst die Mobilisierung von Familienmitgliedern, Freun-
den, Bekannten, Nachbarn oder Kollegen für die manuellen 
Arbeiten. Schließlich waren der Gemeinschaftsgedanke und 
die Bereitschaft zur gegenseitigen Hilfe sehr ausgeprägt und 
bildeten einen wichtigen Pfeiler der DDR-Gesellschaft. Fach-
leistungen, wie Elektroarbeiten, ließen sich durch die Pro-
duktionsgenossenschaften des Handwerks (PGH) einholen. 
Vielfach boten Bauhandwerker aus staatlichen Betrieben 
ihre Dienste in ihrer Freizeit gegen Geldleistungen in Form 
von Schwarzarbeit an. Kostspieliger war hingegen die Beauf-
tragung privater Handwerkerfirmen. Inhabern einer Ausbau-
wohnung wurde deren Einsatz zumeist untersagt, weil die Ver-
pflichtung zur selbstständigen Wohnungsherrichtung bestand 
und die Kapazitäten der privaten Bauwirtschaft nicht dafür in 
Anspruch genommen werden sollten. Aufgrund ihrer geringen 
Zahl waren private Handwerker ohnehin nur schwer zu bekom-
men. Genauso mühsam gestaltete sich die Ausstattungs- und 
Materialbeschaffung sowie die Organisation der Transportmit-
tel und Baumaschinen. Beziehungen halfen meist. Ohne Be-
ziehungen war die Bewältigung mancher Alltagsanforderung 
kaum möglich.

Für die Wohnungsherrichtung hatte man anfangs neben der 
reinen Arbeitszeit und -kraft alle Kosten selbst zu tragen. Mit 
Ausgaben von durchschnittlich 25.000 Mark war zu rechnen. 
Angesichts niedriger Einkommen griffen viele auf die günsti-
gen Kredite der Staatsbank zurück. In den 1980er-Jahren konn-
ten Mieter staatlicher Altbauwohnungen beim Nachweis einer 
notwendigen Instandsetzung, zu der man sich in Eigenregie 
verpflichtete, sowie bei Vorlage eines Ausbauvertrages Beihil-
fen einfordern. Um einen höheren Anreiz zu schaffen, lockte 
der Staat mit Aufwandsentschädigungen für geleistete Arbeits-
stunden, auch für die von Freunden und Kollegen, mit je fünf 
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Mark die Stunde sowie mit der Kostenübernahme für einen 
Teil der Materialien. In Reparaturstützpunkten der Kommu-
nalen Wohnungsverwaltungen bzw. der Gebäudewirtschaft 
standen Maschinen und Werkzeuge zum Ausleihen bereit. Bei 
Bedarf erhielt man eine Unterweisung zur sicheren und fach-
gerechten Benutzung von Baugeräten oder Anleitungen zur 
Durchführung von Reparaturen. Arbeiten an der Elektronik so-
wie an Gas- und Wasserleitungen durften ausschließlich von 
Fachhandwerkern der Wohnungsverwaltungen oder der PGHs 
durchgeführt werden.

Grundsätzlich ließen sich über die 6.800 Verkaufsstellen 
der Bäuerlichen Handelsgenossenschaft (BHG) Farben, Werk-
zeuge, Arbeitsbekleidung und Baustoffe beziehen. Die Men-
gen waren pro Haushalt begrenzt. Je nach Verfügbarkeit wur-
den beispielsweise nur bis zu fünf Säcke Zement verkauft. Das 
reichte aber oft nicht aus. Inhabern eines Ausbauvertrags ge-
währte der Staat ein Anrecht auf Baumaterial. Für den Erhalt 
war ein Antrag beim Kreis- oder Stadtbauamt zu stellen. Auf 
diese Weise sollten Verschwendung und Schwarzhandel ver-
mieden werden sowie die staatliche Verfügungsgewalt über 
die Bauressourcen gewahrt bleiben. Das Amt erteilte Freigabe-
scheine. Diese berechtigten zur Abholung in den Betriebstei-
len und Lagern der VEB Baustoffversorgung oder BHGs. Jedoch 
erwies sich das Zuteilungsmodell als sehr störanfällig. Selbst 
bei rechtzeitigen Vorbestellungen haperte es oft an der Verfüg-
barkeit. Selten war alles gleichzeitig und zur passenden Zeit 
erhältlich. Eine nicht bedarfsgerechte Belieferung der Versor-
gungsbetriebe durch den Großhandel und fehlende verbind-
liche Warenbereitstellungspläne machten die von der SED-
Führung zugesicherte Baustoffzuteilung an die Bevölkerung 
zu einem Glücksspiel. Die Materialbeschaffung entwickelte 
sich für den Bürger oftmals zu einer Odyssee durch den ge-
samten Bezirk und über dessen Grenzen hinaus von einem 
Baustofflager zum anderen. Häufig scheiterte es schon am 
Transport, weil Lastkraftwagen defekt oder in geringer Zahl 
vorhanden waren. Ende der 1980er-Jahre stand das System 
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vor dem Kollaps. 1988 mehrten sich folgende Meldungen von 
Versorgungsbetrieben: »Die augenblickliche Versorgungslage 
der Bevölkerung mit Baustoffen ist auf das seit Jahren nied-
rigste Niveau gesunken. Unsere Lagerflächen sind fast leer.« 
Um Lücken einigermaßen zu schließen, half bedingt der Wa-
rentausch zwischen den Lagern. Auch Arbeiter-und-Bauern-In-
spektionen, welche die Einhaltung der Parteibeschlüsse und 
Planvorgaben in der Praxis kontrollierten, schlugen Alarm. Sie 
monierten, dass »trotz aller Bemühungen eine volle Bedarfs-
deckung für die Bevölkerung nicht gesichert sei.«

Wer in einem Betrieb arbeitete, hoffte auf Materialzuwen-
dungen, Geräte zum Ausleihen und die Unterstützung der Kol-
legen. Die staatlichen Wohnraumverantwortlichen rechneten 
fest mit der Einsatzbereitschaft von Betrieben und Einrichtun-
gen. Sowohl für die örtlichen Räte als auch für die Betriebe 
sollte sich diese Art der Hilfestellung zum beiderseitigen Vor-
teil erweisen. Der Betrieb erschloss zur Entlastung des kom-
munalen Bauwesens eigene Reserven und konnte gleichzei-
tig die Wohnungsprobleme seiner Belegschaft beheben. Im 
Jahr 1989 unterstützte beispielsweise der VEB Schweinezucht- 
und Mastkombinat Eberswalde (SZME) seine Mitarbeiter bei 
der Herrichtung von sechs Ausbauwohnungen. Vor allem in 
den 1980er-Jahren erhielten Betriebe und Einrichtungen der-
artige Wohnungen in größerer Zahl durch die Kommunen zu-
geteilt. Besonders zu Jahrestagen initiierte der Staat Son-
derkampagnen zur Gewinnung von ausbauwilligen Bürgern. 
Nach diesen suchten Wohnungsbüros von Universitäten ge-
zielt unter ihren Absolventen, die weiterhin als Forschungs-
studenten tätig waren und in Wohnheimen lebten. Auf diese 
Weise sollten Heimplätze für Neubelegungen frei werden. Glei-
ches galt für Lehrlingswohnheime von Betrieben, in denen un-
verheiratete Jugendliche bzw. junge Erwachsene nach Aus-
bildungsabschluss oft verblieben. Trotz der Vorteile für die 
betriebliche Sozialpolitik ließen sich Ausbauaktivitäten nicht 
umfänglich erweitern. Sie banden Ressourcen, die oftmals an 
anderer Stelle fehlten. Selten konnten alle übernommenen 
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Ausbauwohnungen saniert werden. Tausende blieben unge-
nutzt in Betriebswohnungsfonds »hängen« und konnten so-
mit potenziellen Interessenten außerhalb der Betriebe nicht 
angeboten werden. Derweil verfielen die Objekte weiter.

Waren manche Baustoffe und Maschinen über den Betrieb 
oder gegen Geld nicht zu bekommen, ließen sie sich oft auch 
tauschen. Ging das nicht vor Ort oder im Bekanntenkreis, 
wurde in der Zeitung inseriert. Tauschen war eine wichtige Er-
werbstaktik. Mit viel Erfindungsreichtum fanden zahlreiche 
gebrauchte Geräte und Ausstattungsgegenstände weiter eine 
Verwendung. Auch neuwertige Baumaterialien und Werkzeuge 
konnten auf diese Weise organisiert werden. Die Tauschnetz-
werke und -wege konnten sich in sogenannten »Bogenfahrten« 
über die gesamte Republik erstrecken, wie der Bericht eines 
Altbaumieters aus Wernigerode zeigt: »Ich baute ein neues 
Bad und brauchte noch dringend Fliesen. Von einem Kollegen 
erfuhr ich damals, dass in Dessau jemand einen Satz Fliesen 
übrig hätte. Der benötigte für seinen Wartburg bestimmte Er-
satzteile. Also fuhren wir los nach Bernburg mit einer Wasch-
maschine im Gepäck. Dort gab es einen Autoschlosser, der die 
speziellen Teile gegen eine Waschmaschine tauschen wollte. 
Nachdem das geklappt hatte, ging es weiter richtig Dessau, 
wo wir die Fliesen im Tausch gegen die Ersatzteile bekamen. 
Am Ende dieser Fahrt hatte ich meine Fliesen und konnte das 
Bad endlich fertigstellen.«

Wer über eine finanzkräftige »Westverwandtschaft« ver-
fügte, konnte sich auch moderne und hochwertige Sanitär-
anlagen, Tapeten, Öfen, Bodenbeläge oder Fließen leisten. 
Per Post oder im Zuge des Verwandtenbesuches gelangten die 
begehrten Bau- und Ausstattungselemente über die Grenze. 
Wem das zu aufwendig war, kaufte gleich vor Ort. In den Inter-
shops der Bezirksstädte gab es seit den späten 1970er-Jah-
ren gegen DM ein vielfältiges Angebot an Wasserklosetts, Ba-
dewannen, funktionalen Duschkabinen sowie hochwertigen 
Waschbecken und -kommoden mit hochglanzpolierten Arma-
turen. Diese sanitären Sehnsuchtsobjekte vieler DDR-Bürger 
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entstammten entweder bundesdeutscher Produktion oder 
wurden in der DDR für das »nichtsozialistische Wirtschafts-
gebiet« hergestellt. Beim Betrachten der Ausstellungsstücke 
konnten Intershopbesucher ohne genügend Forumschecks 
nur erahnen, was ihnen im Gegensatz zu den Einheitsmus-
tern der DDR-Sanitäranlagenindustrie an Wohnluxus vorenthal-
ten blieb. Der Erwerb und die Installation dieser hochwertigen 
Einrichtungsgegenstände zur Komfortaufwertung war staat-
licherseits bilanziert und somit Bestandteil der Modernisie-
rungsbestrebungen des Wohnungsbauprogramms. Der Staat 
sparte dadurch nicht nur Ressourcen, sondern erhielt sogar 
Devisen. Jedoch legte diese Verkaufsstrategie den Grundstein 
für eine Zweiklassengesellschaft bei der sanitären Wohnungs-
ausstattung, was zwangsläufig Neidreaktionen und eine Unzu-
friedenheit mit den DDR-eigenen Sanitärprodukten hervorrief.

Wohnungsbesetzung: »Das Schwarzwohnen«

Trotz des offensichtlichen Leerstandes und zunehmenden Ver-
falls verweigerten Ämter die Zuteilung einer Ausbauwohnung. 
Gründe konnten der drohende Hausabriss, die Reservierung 
für lokale Betriebe oder Vorbehalte gegenüber dem Interes-
senten sein. Somit war einem kleinen Teil der Wohnungssu-
chenden selbst diese Option verwehrt.

Tausende Bürger besaßen keine Aussicht auf eine Woh-
nung. Auf den Ämtern fielen sie durchs Raster, weil sie nicht 
zum bevorzugten Personenkreis zählten. Mancher Antrag fand 
entsprechend den Vergabegrundsätzen keine Berücksichti-
gung. In offiziellen Statistiken tauchten sie als Wohnungssu-
chende nicht auf. Beim Großteil der chancenlosen Wohnungs-
suchenden handelte es sich um junge Alleinstehende unter 
30, die noch bei den Eltern oder im Rahmen einer Ausbildung 
bzw. eines Studiums in Wohnheimen lebten. Schwer hatten es 
auch junge, alleinerziehende Mütter aus gescheiterten Ehen. 
Die ihnen staatlich zugesicherte Bevorrechtigung bei der 
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Wohnungsvergabe galt nur, wenn die Eltern nicht vor Ort wohn-
ten oder sie über 30 bzw. seit den späten 1980er-Jahren min-
destens 25 Jahre alt waren. Alle anderen hatten schlechte Kar-
ten, wie eine 22-jährige geschiedene Frau aus Ost-Berlin mit 
ihrem Baby. Das Wohnungsamt sah vor, dass sie, ihr jüngerer 
Bruder und das Baby das Kinderzimmer in der elterlichen Woh-
nung zu teilen hatten. Privatsphäre wurde ihnen nicht zuge-
standen. Keine Perspektive auf eine Zuweisung besaßen unver-
heiratete Paare unterschiedlichen oder gleichen Geschlechts 
sowie alternative Lebensmodelle in Gemeinschaften. Ehe in 
Kombination mit Nachwuchs war der Schlüssel zur eigenen 
Wohnung. Aber allen, die diesem klassischen Familien- und 
Lebensmodell weder folgen wollten noch konnten, hatten oft 
keine andere Alternative als die Wohnungsbesetzung.

Wohnungsbesetzungen bzw. das Schwarzwohnen waren 
Maßnahmen der Selbsthilfe. Sie beschränkte sich nicht allein 
auf den maroden Leerstand, sondern auch auf Neubauwoh-
nungen. Das Schwarzwohnen trat vereinzelt ab den späten 
1960er-Jahren auf. Seinen Höhepunkt hatte es in den 1980er-
Jahren aufgrund des massiven Leerstands in den herunterge-
wirtschafteten Innenstädten. Neben den Bezirksstädten lag 
der Schwerpunkt auf Ost-Berlin. Während die Hauptstadt um 
die Zehntausend Wohnungsbesetzungen zählte, waren es in 
Rostock Ende der 1980er-Jahre etwa 600 bis 700. Schon 1979 
wurden allein im Ost-Berliner Stadtbezirk Friedrichshain 534 
besetzte Wohnungen von den Behörden registriert. Prominen-
teste Wohnungsbesetzerin ist Angela Merkel. Sie bezog zu Be-
ginn der 1980er-Jahre illegal eine leerstehende Wohnung. Der 
Impuls kam aus der Not heraus. Nach der Trennung von ihrem 
ersten Mann hätte sie weiter in der gemeinsamen Wohnung 
leben müssen, da ihr auf die Schnelle keine Alternativwoh-
nung durch das Amt zugeteilt werden konnte. Eine Wartezeit 
von zwei bis drei Jahren wurde ihr in Aussicht gestellt.

Im Gegensatz zur Bundesrepublik war die Wohnungsbeset-
zung in der DDR kaum politisch motiviert, sondern diente zual-
lererst der Befriedigung des Bedürfnisses nach einer eigenen 
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Wohnung. Mit dem Schwarzwohnen begab man sich in die Illega-
lität des Wohnens, was von den Wohnungsämtern als Ordnungs-
widrigkeit, aber nicht als oppositionelles Verhalten angesehen 
wurde. Das bewusste Umgehen der staatlichen Wohnraumver-
gabe zur Schaffung individueller Gestaltungsspielräume und 
selbst gewählter Lebensfreiräume mag in wenigen Fällen Aus-
druck widerständigen Verhaltens gewesen sein. Insbesondere 
in den Ost-Berliner Bezirken Friedrichshain und Prenzlauer Berg 
formierte sich eine kleine junge Schwarzwohnerbewegung unter 
Studenten und Künstlern. Politik, Musik und die Kunst waren ge-
meinsame Bindeglieder. Die Schwarzwohnung galt als Fluchtort 
vor der SED-Diktatur mit ihren Vorschriften und Repressionen so-
wie der permanenten Überwachung. Man schuf sich Freiräume 
für abweichende, individuelle Lebensentwürfe und -stile. In den 
1980er-Jahren kamen republikweit punktuell kulturoppositio-
nelle Wohnkommunen auf. Deren Schwarzwohnungen wurden 
zu einem Sammelbecken und Treffpunkt verschiedener Milieus, 
wie die DDR-Punkszene. Diese subkulturellen Gruppierungen 
bildeten aber unter den Schwarzwohnern eine Minderheit. Ge-
meinschaftliche Besetzungen ganzer leerstehender Häuser wie 
in der Bundesrepublik blieben Einzelfälle.

Einzeln oder in der Gruppe suchten Wohnungsbesetzer ihr 
neues Domizil. Zutritt verschaffte man sich durch das Aufbre-
chen der Wohnungstür. Komfort besaßen die baupolizeilich 
gesperrten Wohnungen kaum. Reparaturen in beträchtlichem 
Umfang waren zumeist nötig, und das auf eigene Kosten. An 
eine staatliche Unterstützung war nicht zu denken. Viele Be-
wohner nutzten die verlassenen Objekte als Gestaltungsspiel-
raum. Wände zwischen Wohnungen wurden zwecks räumlicher 
Vergrößerung durchbrochen, Treppenhäuser farblich gestaltet 
und Innenhöfe nach eigenen Vorstellungen begrünt. Arbeits-
kraft und Geld sparte man sich hingegen mit dem illegalen 
Bezug einer leerstehenden, aber bewohnbaren Alt- oder Neu-
bauwohnung.

Alle Wohnungsbesetzer wussten um die Gesetzeswid-
rigkeit ihres Handelns. Jederzeit drohte eine Anzeige oder 
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Zwangsräumung. Permanent bestand eine gewisse Unsicher-
heit sowie die Angst, entdeckt zu werden. Außerdem kam man 
langfristig um die Wohnsitzanmeldung bei der Polizei und Post 
nicht herum. Von Seiten des Staates blieben die meisten unbe-
helligt, da die Wohnungsämter selten Kontrollen durchführten. 
Darüber hinaus erfolgte der Informationsaustausch zwischen 
den Behörden sporadisch. Aufgedeckt wurden illegale Bezüge 
eher durch Zufall. Die wichtigsten Zuträger waren Nachbarn, 
die im Schwarzbezug einen Rechtsverstoß sowie die Missach-
tung einer gerechten Wohnraumvergabe sahen. Wurden Ille-
gale auf diese Weise dem Amt bekannt, folgte die Androhung 
eines Räumungs- und Strafverfahrens.

Zum verbreiteten DDR-Alltagswissen gehörte, dass ein 
Schwarzbezug automatisch legalisiert werde und das entstan-
dene Mietverhältnis unkündbar sei, wenn mindestens drei Mo-
nate lang die Miete gezahlt würde. 1987 gab es im Berliner Be-
zirk Prenzlauer Berg 1.270 Schwarzwohner, die monatlich über 
30.000 Mark Miete anonym an den Staat entrichteten. In priva-
ten Häusern wurden illegale Bewohner geduldet, solange sie 
den staatlich festgesetzten Mietbetrag zahlten. Die dreimona-
tige Mietzahlung führte jedoch nicht zu einem rechtlich wirksa-
men, unkündbaren Mietvertrag. In der Praxis verbesserte aber 
der Zahlungsnachweis über Bankquittungen die Verhandlun-
gen mit den Wohnungsbehörden. Bauliche Eigenleistungen, 
wie Reparaturen und ein großes Engagement bei der Instand-
haltung, lagen im Interesse des staatlichen Wohnungswesens 
und erhöhten die Aussichten auf eine bessere Behandlung so-
wie einen Mietvertrag. Dieser war schließlich vom Wohlwol-
len des Sachbearbeiters abhängig. In der Regel wurden Ord-
nungsstrafverfahren eingeleitet, die auf eine Geldstrafe von 50 
bis 500 Mark hinausliefen. Mitte der 1980er-Jahre gingen 50 
Prozent der Verfahren mit der Erteilung einer nachträglichen 
Wohnungszuweisung und der Ausstellung eines Mietvertra-
ges einher. Ende der 1980er-Jahre waren es schon 85 Prozent. 
Für die Behörden war die Legalisierung langfristig pragmati-
scher. Zum einen lag die Illegalität keinesfalls im Interesse 
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der SED. Zum anderen waren die Sanktionsmöglichkeiten be-
grenzt. Räumungen gestalteten sich überaus kompliziert. Laut 
Zivilgesetzbuch ließen sich Personen aus Wohnungen nur ent-
fernen, wenn entweder Ersatzwohnraum zur Verfügung stand 
oder eine Zwangsunterbringung in der elterlichen Wohnung 
bzw. einem Wohnheim für alle unter 30-, später 25-Jährigen 
in Frage kam. Einer Räumung kamen die Betroffenen meist zu-
vor, indem sie auf eine andere leerstehende Wohnung aus-
wichen. Angesichts knapper Wohnraumbestände erwies sich 
die Bereitstellung von Ersatzquartieren als ein aufwendiges 
und langwieriges Unterfangen. Deshalb kam es zu längeren 
Duldungen illegaler Wohnverhältnisse seitens der Behörden. 
Kein Entgegenkommen gab es beim Bezug einer bewohnbaren 
Altbauwohnung oder gar Neubauwohnung ohne Zuweisung. 
Prompt folgte ein Räumungsverfahren und eiligst die Bereit-
stellung einer Unterkunft. Wurde der Aufforderung nicht Folge 
geleistet, drohten Zwangsgelder bis zu 4.000 Mark.

Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft

Für Hunderttausende bildeten die Wohnungsbaugenossen-
schaften eine Alternative zur kommunalen Wohnungsvergabe. 
Die Mitgliedschaft blieb nur denjenigen vorbehalten, deren 
Arbeitsstelle einer AWG angeschlossen war. AWG-Träger konn-
ten Betriebe und Institutionen sein, wie Staatsorgane, Verwal-
tungen von Massenorganisationen, Universitäten oder einige 
PGHs. Vor allem kleinere Betriebe waren keiner AWG ange-
schlossen.

Aufnahme fand man bei einem berechtigten Wohnungsbe-
darf. Mitzubringen waren weiterhin die Bereitschaft zur Ab-
leistung von Arbeitsstunden und zum einmaligen Erwerb von 
Genossenschaftsanteilen. Die Zusage zur Beteiligung an der 
Werterhaltung durfte ebenfalls nicht fehlen. Mindestens 15 
Prozent der Baukosten hatten die Mitglieder aufzubringen. 
In den Gründungsjahren (1953 bis 1957) mussten pauschal 
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Anteile im Wert von 2.500 DM (der DDR) erworben werden. Da-
von waren 300 DM bei Eintritt fällig. Der Restbetrag konnte in-
nerhalb von fünf Jahren getilgt werden. Die finanzielle Belas-
tung war enorm. Der Durchschnittsverdienst eines Arbeiters 
bewegte sich zwischen 250 bis 300 DM. Das und die schwere, 
zeitaufwendige körperliche Arbeit schreckten in den Anfangs-
jahren der AWGs viele Wohnungssuchende ab.

Erwachsene und Kinder halfen gemeinsam auf den Bau-
stellen, um die erforderlichen 1.200 Arbeitsstunden in der 
Freizeit abzuleisten. Manuelle Eigenleistungen umfassten 
Erdarbeiten für Wasserleitungen, Baugrundarbeiten, Maurer-
arbeiten, Auskellerungen sowie das Bearbeiten von Steinen, 
das Zementmischen, den Materialtransport sowie den kom-
pletten Innen-, Dach- und Kellerausbau. In Abhängigkeit von 
der Mitgliederstärke sowie den handwerklichen Fähigkeiten 
der Genossenschaftler übernahmen private sowie staatliche 
Baubetriebe die Erschließung, Projektierung und Bauausfüh-
rung. Gebaut wurden in den Anfangsjahren bis auf wenige 
Ausnahmen Mehrfamilienhäuser in Massivbauweise Stein 
auf Stein.

Seit 1958 hielt schrittweise der industrielle Wohnungsbau 
Einzug. Die Montage vorgefertigter Großblöcke aus Stahlbeton 
zum Bau von zwei- bis viergeschossigen Wohnblocks durch 
staatlichen Baubetriebe dominierte spätestens ab dem ers-
ten Drittel der 1960er-Jahre. Die schwere körperliche Arbeit 
der Genossenschaftler nahm zugunsten leichterer Tätigkeiten 
ab, infolge dessen sich die AWGs eines größeren Zulaufes er-
freuten. Da vom Ende der 1960er-Jahre an bis zur Auflösung 
der DDR alle Genossenschaftswohnungen in der mehrge-
schossigen Platten- und Großblockbauweise im maschinierten 
Taktverfahren errichtet wurden, waren die bezirklichen Woh-
nungsbaukombinate auf den handwerklichen Einsatz der Ge-
nossenschaftler beim Rohbau nicht mehr angewiesen. Zum 
neuen Aufgabenspektrum gehörten nun einfache Schacht-
arbeiten für Kabelgräben, zum Teil der Innenausbau, der We-
gebau sowie Wohngebietsverschönerungsmaßnahmen. Das 



138

war für die meisten Interessenten ein bewältigbarer Aufwand. 
Üblich war, Familienmitglieder, Bekannte und Freunde mit ein-
zuspannen, um mehr Arbeitsstunden abzurechnen. In Aus-
nahmefällen konnte man seit den 1970er-Jahren einen Teil 
der Stunden sogar abbezahlen.

Die Leistungs- und Anteilssätze der AWGs wurden den 
neuen Bauverfahren angepasst. Statt Pauschalbeträgen orien-
tierten sich die Anteile an der Wohnungsgröße. Diese betru-
gen gestaffelt für eine 1-Raum-WE 1.200 Mark, 2-Raum-WE 
1.800 Mark, 3-Raum-WE 2.400 Mark und eine 4-Raum-WE 
3000 Mark. Obwohl weiterhin 300 Mark bei Eintritt zu beglei-
chen waren, konnte der übrige Betrag in monatlichen Raten in-
nerhalb von zehn statt fünf Jahren abbezahlt werden. Die Zahl 
der Pflichtstunden reduzierte sich bis Anfang der 1970er-Jahre 
schrittweise von 1.200 (Mitte der 1950er-Jahre) auf 300. Alle 
manuellen Arbeiten und Geldleistungen entsprachen weiter-
hin 15 Prozent der Baukosten. Die übrigen 85 Prozent wurden 
über Kredite der AWGs bei den Sparkassen abgedeckt.

Sowohl über die Mitgliederaufnahme als auch die Woh-
nungsvergabe konnten die AWGs nicht allein entscheiden. 
Sie mussten sich stets mit den kommunalen und betriebli-
chen Wohnraumlenkungsorganen abstimmen. Wie bei den 
Wohnungsämtern und -büros griffen auch hier die staatlich 
festgelegten Berechtigungs- und Vergabekriterien. Der Woh-
nungsverteilungsplan wurde vom Genossenschaftsvorstand 
in Kooperation mit den Leitungen der Trägerbetriebe sowie 
dem kommunalen Wohnungsamt ausgearbeitet und von der 
Mitgliederversammlung beschlossen.

In den mitgliederschwachen Anfangsjahren verlief die 
Aufnahme relativ problemlos. Die Genossenschaften warben 
durch Plakate sowie Annoncen in Betriebszeitungen oder 
Mundpropaganda. Die Wohnungszuteilung erfolgte entspre-
chend der Reihenfolge des Genossenschaftseintritts und den 
erbrachten Leistungen. Die gewünschte Wohnung war inner-
halb von rund drei Jahren bezugsfertig. Mit der zeitweisen Re-
duzierung und Einstellung des Neubaus für Genossenschaften 
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herum. Vorteilhaft war, wenn eine Kombinatsleitung das Statut 
ihrer AWG umging und direkt Einfluss auf die Vergabe nahm. 
Höhergestellte Mitarbeiter oder Parteifunktionäre bekamen zu-
meist nicht nur schneller eine Mitgliedschaft oder Wohnung, 
sondern auf Wunsch mehr Wohnraum zugewiesen als ihnen 
zustand. Die Vorstände sowie Mitgliederversammlungen der 
Genossenschaften hatten in der Regel die Entscheidungen von 
Kombinatsleitungen zu billigen.

Für viele Betriebsangehörige lohnte sich trotz aller Hürden 
die AWG-Mitgliedschaft, denn diese erhöhte die Chance auf 
eine Neubauwohnung. Die landesweite Verteilung sah seit 
1976 vor, 60 Prozent der neu gebauten Wohnungen den Ge-
nossenschaften und nur 40 Prozent den kommunalen Woh-
nungsverwaltungen zu überlassen. Einfluss auf die Lage der 
Wohnungen in einem Wohnkomplex gestattete der Staat den 
AWGs hingegen nicht. Die Neubauwohnungen wurden zumeist 
kurz vor der Fertigstellung des Rohbaus den Genossenschaf-
ten durch die Wohnungsabteilungen der Räte der Städte zuge-
wiesen. Etwas mehr Einfluss besaßen die AWGs bei Wohnun-
gen in Neubaugebieten oder in kleineren Siedlungen, weil die 
Leistungen des staatlichen Bauwesens hier geringer ausfielen 
und der Staat von den Genossenschaftlern deutlich mehr Kraft-
anstrengungen beim Innenausbau sowie der Wohngebietsge-
staltung verlangte als in den Wohnkomplexen.

Die zukünftigen Mieter durften teils Ausstattungswünsche 
vorbringen. Beim Tapetenmuster, Linoleumbelag, den Badflie-
sen oder bei der Einbauküche gab es in der Regel zwei Wahl-
möglichkeiten. Aller Konformität zum Trotz freuten sich die 
meisten Familien über die damit verbundene Zeit-, Arbeits- 
und Kostenersparnis.

Der Gesamtbestand an AWG-Wohnungen betrug 1988 ca. 
eine Million. 1989 lebte etwa jeder sechste DDR-Bürger in 
einer Genossenschaftswohnung.
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Eigenheim aus der Bundesrepublik. Der Eigenheimbau erwies 
sich oft genug als Glücksspiel und Abenteuer. Einfach begin-
nen konnte man nicht. Bei den kommunalen Wohnungsämtern 
sowie Bauämtern bestand eine Antragspflicht. Für ein staat-
lich gefördertes Eigenheim musste man sich zusätzlich bewer-
ben, denn es durfte nur eine begrenzte Anzahl pro Jahr gebaut 
werden. In den Volkswirtschaftsplänen wurde der Eigenheim-
bau jährlich bilanziert. Die Bauämter auf Kreis- und Stadt-
ebene mussten die benötigten Materialien zweckgebunden 
für diese Objekte einplanen. In einer Kleinstadt wie Clingen 
(Kreis Sondershausen) mit ihren 1.200 Einwohnern erhielten 
innerhalb von zehn Jahren gerade einmal 26 Familien die be-
gehrte Genehmigung.

Die Auswahl der Bewerber trafen eigens dafür gebildete 
Kommissionen bei den Räten der Städte und Gemeinden unter 
Leitung des Stadt- oder Gemeinderates für Wohnungswirt-
schaft. Vorrangig sollten Arbeiter und kinderreiche Familien 
Berücksichtigung finden. Bestimmt wurden nur diejenigen, 
deren Wohnungsproblem den Vergabegrundsätzen entsprach 
und die bereit waren, mindestens 25 Prozent der Bauleistung 
selbst zu erbringen.

Standorte waren in erster Linie bestehende Einfamilien-
haussiedlungen der Groß- und Kreisstädte, aber auch Klein- 
und Mittelstädte sowie Dörfer, in denen der industrielle Mas-
senwohnungsbau nicht oder nur eingeschränkt erfolgte. 
Dadurch versuchte die SED ein Mindestmaß an Wohnraum-
neuzugängen an diesen Orten sicherzustellen.

Die Genehmigung zum Eigenheimbau konnte mehrere 
Jahre auf sich warten lassen. Einmal erhalten, war sie ein un-
schätzbares Privileg, welches zwischen 1971 und 1990 knapp 
200.000 Haushalten zuteilwurde. Das zukünftige Eigenheim 
konnte der Bauherr durch einen Architekten selbst entwer-
fen lassen oder aus einem Typenkatalog auswählen. Etwa die 
Hälfte aller Eigenheime entstanden als Fertigteilbau in Form 
von Reihen-, Einzel-, und Doppelhäusern mit ca. 80 bis 120 
Quadratmetern Wohnfläche. Im VEB Vereinigte Bauelemente 
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Stralsund wurden u. a. die Bauteile (Holzkonstruktion mit 
Dämmstoffen) in Serie gefertigt und durch spezielle Bautrupps 
vor Ort montiert. Insbesondere LPGs bestellten für Betriebsan-
gehörige Fertigteilhäuser im Rohzustand zur Selbstausgestal-
tung. Ihren Standort fanden sie stets an Dorfrändern. Je nach 
Potenzial der LPG errichteten die Baubetriebe im Laufe der Zeit 
ganze Fertigteilhaussiedlungen. Eine der ersten und größten 
war diejenige in Pantelitz (Bezirk Rostock). Die Kosten pro Fer-
tigteilhaus bewegten sich zwischen 80.000 und 120.000 Mark.

Günstige Kredite gewährte der Staat. Bauland wurde eben-
falls bereitgestellt. Das notwendige Material gab es sowohl 
in den BHGs als auch in den staatlichen Baustofflagern auf 
Zuteilung. Wie beim Wohnungsausbau waren dafür Freigabe-
scheine bzw. Materialbezugsscheine der Kreis- und Stadtbau-
ämter nötig. Wer hingegen die Genehmigung zum Initiativbau 
erhielt, dem wurden weder Bezugsscheine ausgestellt noch 
Bauland zur Verfügung gestellt. Initiativbauten waren nicht 
Teil des Wirtschaftsplanes. Der Bauherr musste alles selbst 
organisieren und finanzieren. Wer sich darauf einließ, hatte, 
wie auch die staatlich geförderten Hausbauer, in der Regel die 
Unterstützung seines Betriebes sicher.

Betriebe und Einrichtungen waren laut wohnungspoliti-
schen Weisungen nicht nur dazu verpflichtet, sondern grif-
fen auch zum Zweck der besseren Arbeitskräftebindung oder 
zur Anerkennung von Leistungen ihren Angehörigen unter die 
Arme. Im Schnitt beteiligte sich ein großer Kombinatsbetrieb 
pro Jahr am Bau von 20 bis 25 Eigenheimen für seine Mit-
arbeiter. Ganze Betriebskollektive waren in ihrer Freizeit auf 
der Baustelle eines Kollegen aktiv. Diese Unterstützung war 
oft nötig, denn Bauämter untersagten zumeist die Einbindung 
von privaten Handwerkerfirmen. Leisteten die Betriebskolle-
gen keinen Freundschaftsdienst, so konnte ein Betriebshand-
werker dem Bauherrn schon um die 12 Mark die Stunde kos-
ten. Auch private Handwerker verdienten sich nebenbei etwas 
dazu. Dass es sich in beiden Fällen um Schwarzarbeit han-
delte, störte die Wenigsten.





146

Genauso illegal gestalteten sich die Bezugswege eines Teils 
der Baustoffe. Fast alle Hausbauer machten die bittere Erfah-
rung, dass Freigabescheine keinesfalls den tatsächlichen Erhalt 
der zugesagten Geräte, Transportkapazitäten, Materialien und 
Ausstattungen garantierten. Ohnehin waren die vom Bauamt bi-
lanzierten Kontingente zu gering bemessen und vor Schwierig-
keiten mit den Versorgungsbetrieben blieben auch Hausbauer 
nicht verschont. Meist half schon etwas Ideenreichtum, wie man 
das staatliche Verteilungssystem »austrickste«. BHGs verkauften 
nur begrenzte Stückzahlen eines jeden Baustoffs pro Haushalt 
innerhalb eines festgelegten Zeitraumes. Eigenheimbauer ver-
anlassten Verwandte und Bekannte zum Erwerb der jeweiligen 
Maximalabgabemengen, um so an die notwendigen Bretter oder 
Zementsäcke zu gelangen. Zwangsläufig begab man sich in die 
Welt der DDR-Schattenwirtschaft. Das Ausnutzen von Beziehun-
gen und das Schmieren, beispielsweise mit Kaffee, Schokolade 
oder Bargeld aus der Bundesrepublik, gehörten ebenso dazu 
wie das Tauschen oder der Diebstahl »sozialistischen Eigen-
tums« von den Baustellen der bezirklichen Wohnungsbaukom-
binate und Kreisbaubetriebe. »Baustellen galten des Nachts als 
Selbstbedienungsladen für Kies, Sand oder Steine und alles, 
was man sonst noch so benötigte«, wie ein Eigenheimbauer aus 
Merseburg berichtete. Auch Abbruchhäuser dienten als Mate-
rialreservoir für Fenster, Türen, Geländer, Ziegel, Bretter, Öfen 
und Bodenbeläge. Unter Hausbauern ebenso wie unter Woh-
nungsausbauern gehörte es zum Alltagswissen, sich dort mit 
allem Fehlenden versorgen zu können. Verbotsschilder, welche 
auf die Gefahren im Abbruchhaus oder auf der Baustelle hinwie-
sen, hielten kaum jemanden ab und Skrupel zeigten die Wenigs-
ten. Die Rechtfertigung des Eigenheimbauers aus Merseburg war 
einfach: »Schließlich handelte es sich um Volkseigentum und 
wenn der Staat das Versprochene nicht bereitstellen konnte, 
nahm man sich das Benötigte eben selbst.« Um dem Verselbst-
ständigen von Baustoffen Herr zu werden, griff die Staatsmacht 
zum Mittel der Aufklärung und Bestrafung. Diese Maßnahmen 
erreichten in der Regel nicht den gewünschten Erfolg.
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Neben Versorgungslücken machten Qualitätsmängel bei 
den Gebäudeausrüstungen sowie die Verschleppung von Ka-
nalarbeiten und Elektroinstallationen den Hausbauern zu 
schaffen. Nicht selten konnte erst mit Verzögerung begonnen 
werden, weil die amtliche Zuweisung von Bauland auf sich 
warten ließ. Die in Verzweiflung und Wut verfassten Beschwer-
den und Eingaben über Probleme beim Hausbau gingen zu 
Zehntausenden bei der Partei- und Staatsführung ein, ohne 
dass sich grundsätzlich etwas an den Zuständen änderte.

Die zahlreichen Tücken des DDR-Eigenheimbaues persifliert 
der DEFA-Film »Der Baulöwe« mit dem beliebten DDR-Komi-
ker Rolf Herricht aus dem Jahr 1980. Die kollektiven Alltags-
erfahrungen der Zuschauer und etwas DDR-Selbstkritik ließen 
den Film zusammen mit Herrichts Schauspieltalent zum Er-
folg werden. Statt Schönfärberei bewegte sich der Film hart 
an der DDR-Wirklichkeit. Überraschenderweise bildeten Pro-
bleme der DDR-Mangelwirtschaft am Beispiel der frustrieren-
den Suche nach Baumaterialien und Handwerkern sowie die 
körperlichen Belastungen beim Hausbau zentrale Elemente 
der Story, die Herricht humorvoll auf die Spitze trieb. Der Ko-
miker selbst sah seine Rolle hingegen mit gemischten Gefüh-
len: »Wir lachen über einen Mann, der einem Problem nicht 
gewachsen ist, über das es eigentlich nichts zu lachen gibt. 
Wir schütten mit unserem Humor ein Problem zu, das viel tie-
fer liegt, statt seine Wurzeln freizulegen«.

Der bequemste Weg zu den eigenen vier Wänden war das 
schlüsselfertige, komplett und mit hohem Wohnniveau ausge-
stattete Fertigteilhaus der Geschenkdienste und Kleinexporte 
GmbH, kurz Genex genannt. Um in den Genuss eines solchen 
Hauses zu gelangen, war jedoch eine finanzstarke »Westver-
wandt- oder -bekanntschaft« notwendig. Bei der Genex han-
delte es sich um ein Unternehmen der DDR, über das Bürger 
der Bundesrepublik eine Vielzahl von Waren zumeist west-
deutscher Produktion aus einem Katalog (»Geschenke in die 
DDR«) gegen DM bestellen und direkt in die DDR liefern lassen 
konnten. Das Angebot reichte von Schokolade, Spirituosen, 
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Spielzeug bis hin zu Kraftfahrzeugen und eben auch Fertig-
teilhäusern. Die Häuser stammten im Gegensatz zum Großteil 
der angebotenen Waren aus der DDR. Seit 1982 produzierte 
der VEB Fertighausbau Neuruppin ca. 300 hochwertige Fertig-
teilhäuser pro Jahr. Durch den Einsatz von Maschinen aus der 
Bundesrepublik und 1.500 Fachkräften gehörte der Betrieb zu 
einer der modernsten Produktionsstätten auf diesem Sektor in 
Europa. Der Hausrohbau stand innerhalb von zwei Tagen. Nach 
20 Tagen konnte das Objekt mit voller Sanitärausstattung so-
wie komplett gefliest und tapeziert dem Eigentümer überge-
ben werden. Modernität, Qualität, Professionalität und Schnel-
ligkeit hatten ihren Preis. Ein Haus kostete zwischen 100.000 
und 170.000 DM, weshalb Bestellungen für DDR-Bürger über-
schaubar waren und Genex-Häuser nur einen marginalen An-
teil am DDR-weiten Eigenheimbau besaßen. Rund 20 von ca. 
300 Häusern des VEB Fertighausbau Neuruppin wurden jedes 
Jahr im Auftrag der Genex für Empfänger in der DDR hergestellt. 
Die Parteiführung sah in den Fertigteilhäusern »Made in GDR« 
ein doppeltes Gewinngeschäft. Sie waren nicht nur ein Bau-
stein zur Lösung der Wohnungsfrage, sondern auch ein prakti-
scher Devisenbringer. Zum Leidwesen vieler DDR-Bürger über-
wogen finanzielle Überlegungen. Die übrigen Fertigteilhäuser 
der Luxusklasse blieben nicht im Land. Der Staat verkaufte sie 
direkt in die Bundesrepublik, wo die Objekte durch Monteure 
des VEB Fertighausbau aufgestellt wurden.
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Altbaurettung im Wohnquartier (späte 
1980er-Jahre)

»Ruinen schaffen ohne Waffen« spottete einst der Volksmund 
über die Maßnahmen der SED auf dem Gebiet der Erneuerung 
der Altbausubstanz. Zehntausende unbewohnte Häuser wa-
ren ein Fall für die Abrissbirne. Ganze Wohnquartiere wurden 
bewusst abgeschrieben. Eine bewahrende Sanierung ließ sich 
mit den überschaubaren Möglichkeiten der Reparaturbetriebe 
in den wenigsten Fällen auf hohem Niveau realisieren. Aber es 
mangelte nicht nur an den technischen und fachlichen Voraus-
setzungen, sondern auch am politischen Willen. Hinter man-
cher Vernachlässigung stand System. Wohnungsökonomen  
sowie Stadt- und Verkehrsplanern ging es um die flächenhafte 
Umstrukturierung historischer Innenstädte. Trotz eines Denk-
malpflegegesetzes aus dem Jahr 1975 und einer Instandset-
zungsanordnung neun Jahre später kam dem Denkmalschutz 
in der DDR nur eine beratende Funktion zu. Bauämter setzten 
sich großzügig über die Bestimmungen hinweg.

Ende 1989 sowie in der Folge sollten mehrere historische, 
teils denkmalgeschützte Stadtkerne abgerissen werden. Al-
lein in Dresdens Neustadt standen 8.000 Altbauwohnungen 
zur Disposition. Der enorme kunst- und bauhistorische Verlust 
rief Unzufriedenheit in der Bevölkerung hervor. Vor allem die 
betroffenen Bewohner wollten ihren zentralen Wohn- und Le-
bensraum nicht einfach aufgeben. All das gipfelte schließlich 
im offenen Protest. Bürger formierten sich in Initiativgruppen 
bzw. Bürgerbewegungen, um gegen die Pläne vorzugehen. Ak-
tiv begann man, selbstständig und auf eigene Kosten die Bau-
substanz zu bewahren. Im Herbst 1989 verhinderten massive 
Bürgerproteste u. a. in Dresden, Merseburg oder Erfurt einen 
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geplanten Flächenabriss der Altstädte im Rahmen sozialisti-
scher Rekonstruktionsmaßnahmen.

Seit 1978 bestand für das Erfurter Andreasviertel ein Sanie-
rungsstopp, was die bauliche Ruinierung vorantrieb. Im Zuge 
des Innenstadtumbaus sollte das historische Viertel neuen 
Wohnquartieren in Plattenbauweise sowie einer vierspurigen 
Magistrale weichen. In der Öffentlichkeit waren die Pläne des 
Stadtbauamtes kaum bekannt. In November 1986 wurde erst-
mals unter Bürgern über die Problematik diskutiert. Dazu traf 
man sich in den Räumen der »Offenen Arbeit« der Evangeli-
schen Kirche. Um den weiteren Verfall und drohenden Abriss 
aufzuhalten, gründeten Mitglieder der evangelischen Kirch-
gemeinden der Altstadt die »Arbeitsgruppe Stadt- und Wohn-
umwelt«, aus der schließlich die »Bürgerinitiative Altstadtent-
wicklung« hervorging. Man wollte nicht den Fehler Ende der 
1960er-Jahre wiederholen, als wertvolle historische Bausubs-
tanz bei der Errichtung des Juri-Gagarin-Rings mit einer vier-
spurigen Schnellstraße, elfgeschossigen Wohnscheiben und 
16-geschossigen Punkthochhäusern für immer verloren ging. 
Zu dieser Zeit gab es in der Erfurter Bevölkerung noch gegen-
teilige Einstellungen zur Bewahrung historischer Bausubstanz. 
Im Tausch gegen eine Neubauwohnung gaben Eigentümer oft-
mals bereitwillig ihre kleinen, heruntergekommenen und un-
komfortablen Fachwerkhäuschen mit Ofenheizung und Tro-
ckentoilette zum Abriss frei.

Ein Teil der Bewohner des denkmalgeschützten Andreas-
viertels und anderer Altstadtbereiche taten 20 Jahre später 
indes ihr Möglichstes, um mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln sowie der Unterstützung freiwilliger Helfer so viele Häu-
ser wie möglich zu bewahren. Gleichzeitig suchte die Bürger-
initiative nach Öffentlichkeit, denn die Stadtverwaltung schien 
allen Argumenten des Kultur- und Denkmalschutzes unzugäng-
lich und die Oberbürgermeisterin drängte angesichts der aku-
ten Wohnungsnot auf eine rasche Umsetzung des Rekonstruk-
tionsvorhabens. Ausstellungen in der Michaeliskirche, u. a. 
zum Kirchentag 1988, führten den Erfurtern die drohende 
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Gerade der Bauverfall war ein Aspekt der DDR-Wirklichkeit, 
an dem sich das politische und wirtschaftliche Scheitern der 
SED-Diktatur offenkundig ablesen ließ. Der drohende Abriss 
der Altstadt bildete in Erfurt einen zentralen Protestpunkt der 
Friedlichen Revolution. Und so folgten am 10. Dezember 1989 
Tausende Erfurter einem gemeinsamen Aufruf der »Interes-
sengemeinschaft Alte Universität« sowie der »Interessenge-
meinschaft Altstadtentwicklung« zu einer symbolträchtigen 
Aktion, bei der die Teilnehmer eine über sechs Kilometer rei-
chende, geschlossene Menschenkette um die Altstadt zogen. 
Erfolge erzielte schon der wenige Wochen zuvor gegründete 
Runde Tisch »Arbeitskreis Innenstadt«, dem Bürger, Architek-
ten, Stadtplaner und Politiker angehörten. Ende November er-
reichte man für das Andreasviertel einen vorläufigen Stopp 
aller Abbrucharbeiten. Eine Vereinbarung zum Schutz erhal-
tenswerter Gebäude wurde getroffen, woraufhin Mitglieder der 
Interessenvereinigungen erste notwendige Sicherungsarbei-
ten durchführen konnten. Die Arbeit des Runden Tisches so-
wie einzelne Protestaktionen erzielten eine enorme öffentliche 
und mediale Aufmerksamkeit, die schließlich zum Einlenken 
der Staats- und Parteiorgane bis auf Bezirksebene führten. Im 
Januar 1990 beschloss der Stadtrat offiziell, alle Umgestal-
tungspläne aufzugeben und stattdessen die Denkmalschutz-
maßnahmen der Bürgerinitiativen materiell und finanziell zu 
unterstützen.
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Wohnwende und neue Wohnungsfrage

Mit dem Zusammenbruch der DDR verlor die Wohnungsfrage 
schrittweise an Bedeutung. Die Neubauwohnung hatte plötz-
lich als Begehrobjekt ausgedient. Innerhalb kürzester Zeit er-
öffneten sich neue, ungeahnte Wohnmöglichkeiten. Bauma-
terial und Ausstattungen gab es ohne Bezugsscheine in nie 
dagewesenen Mengen und in höherer Qualität. Viele Bürger 
konnten durch den Bau eines Eigenheimes das nachholen, 
was ihnen zuvor verwehrt war. Die massenhaft hergestellte 
und relativ kleine Neubauwohnung stand dem Wunsch nach 
Individualität und räumlicher Erweiterung entgegen.

Die offene Grenze gewährte den DDR-Bürgern einen Blick 
in die vielfältigere, farbenfrohere Architektur- und Wohnland-
schaft der Bundesrepublik. Das Wohnumfeld in den DDR-Neu-
baugebieten und das Aussehen der Wohnblocks mit blanken, 
uniformen Plattenelementen oder grau verputzen Fassaden 
wurden nun weitaus stärker als trist, unwirklich und unhei-
melig wahrgenommen. Mit der Wiedervereinigung entwickelte 
sich eine starke öffentliche und mediale Polemik gegen das 
Leben in der Neubauwohnung sowie gegen die Architektur 
des DDR-Wohnungsbaues. Die Neubauwohnung als Errungen-
schaft der DDR wurde in kürzester Zeit abgewertet. Diese von 
Verachtung bestimmte Sichtweise kam einer Abrechnung mit 
dem Regime gleich. Als Symbolträger der SED-Sozialpolitik ge-
riet die Plattenbauwohnung zum Sinnbild eines gescheiterten 
Systems. Honeckers Wohnungsbauprogramm wurde selbst in 
der alten Bundesrepublik nicht mehr als vermeintlich positive 
Wirtschafts- und Sozialleistung der SED wahrgenommen. Viel-
mehr schien sich die über Jahrzehnte verfestigte Annahme, 
wonach es in der DDR nur eine geringe Wohn- und Lebensqua-
lität gab, nicht nur bei den Altbauwohnungen in den maroden 
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Innenstädten, sondern auch bei den Neubauwohnungen zu 
bestätigen. Die »grauen« Plattenbausiedlungen prägten spä-
testens mit der Wiedervereinigung das kollektive Bild vom Aus-
sehen der ehemaligen DDR bzw. der neuen Bundesländer, was 
zur Vorstellung eines bedrückenden, öden und einförmigen 
Lebens der dortigen Bewohner beitrug. Als abfällige Bezeich-
nung für die in Plattenbauweise errichtete Neubauwohnung 
kam der Begriff »Platte« auf und verbreitete sich in der gesamt-
deutschen Umgangssprache. In seiner Bedeutung stark nega-
tiv belegt, suggeriert er, dass die Neubauwohnung nichts ge-
taugt und über eine geringe Wohnlichkeit verfügt habe.

In den ersten 20 Jahren nach der Wiedervereinigung fand in 
allen Neubaugebieten und Wohnkomplexen ein Rückbau statt. 
Der Bevölkerungsschwund in Form einer massiven Abwande-
rung in die rasant wachsenden Eigenheimsiedlungen und ins-
besondere in die alten Bundesländer führte zu einem hohen 
Leerstand. Davon betroffen waren beispielsweise im Jahr 2001 
über 6.200 Neubauwohnungen in Halle-Neustadt. Die Einwoh-
nerzahl Halle-Neustadts ging von 90.000 im Jahr 1990 auf 
58.000 im Jahr 2000 zurück. Mit dem Strukturwandel traten 
gerade in Wohnkomplexen und größeren Neubaugebieten so-
ziale Probleme auf, welche den Prozess beschleunigten. Zuerst 
zog es junge Leute und dann die einkommensstarke Mittel-
schicht fort. Zunehmend konzentrierten sich dort sozial schwa-
che Bevölkerungsgruppen. Siedlungen gerieten als Brenn-
punkte für Raubüberfälle, Drogenkonsum, Verwahrlosung und 
Vandalismus in Verruf. Oftmals boten sie keine Zukunftsper-
spektive mehr. Mit dem Zusammenbruch der DDR wandelte 
sich der Wohnkomplex vom erfolgreichen Expansionsmodell 
zum Sinnbild städtischer Schrumpfungsprozesse. Wohnungs-
leerstände von über 30 Prozent blieben keine Seltenheit. Aber 
auch Altbauviertel waren betroffen. Anfang der 2000er-Jahre 
registrierte die Stadt Leipzig etwa 69.000 unvermietete Alt- 
und Neubauwohnungen. Der hohe Leerstand in den Platten-
bauwohnungen verursachte enorme Kosten. Eine weitere Be-
wirtschaftung war unrentabel. Das Nachrichtenmagazin »Der 
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Spiegel« brachte die dramatische Entwicklung zur Jahrtau-
sendwende auf den Punkt: »Da hilft nur noch Dynamit.« An-
dere forderten, die »Platte platt zu machen.«

Den kostenintensiven Abriss förderte der Bund. 2001 be-
schloss die Bundesregierung das Programm Stadtumbau Ost, 
um den städtischen Schrumpfungsprozessen in den neuen 
Bundesländern begegnen zu können. Finanzielle Hilfen zum 
Abbruch von 300.000 bis 400.000 Wohnungen bis 2009 bilde-
ten einen Schwerpunkt. Davon betroffen waren neben Altbau-
wohnungen insbesondere die in der DDR produzierten Neu-
bauwohnungen. Diese Maßnahme brachte für die Bevölkerung 
eine erhebliche Veränderung ihrer gewohnten, über Jahrzehnte 
vom DDR-Wohnungsbau geprägten Lebens- und Wohnumwelt 
mit sich. Unter anderem wurden in Stendal von einst 13.000 
WE etwa 6.000 abgerissen. Hohe Abgänge sind ebenfalls in 
Cottbus mit etwa 9.500 WE zu verzeichnen. Auch der Dresd-
ner Stadtrat beschloss 2002, den Bestand bis 2010 um 7.000 
Einheiten zu reduzieren. Vom Abriss waren neben den hochge-
schossigen Wohnscheiben vor allem die architektonisch und 
bautechnisch sehr anspruchsvollen Punkthochhäuser (PH) be-
troffen. Die Sanierung der Fassade und die Erneuerung der Auf-
zugstechnik des PH 16, eines vom Wohnungsbaukombinat Er-
furt entwickelten Objekttyps aus dem Jahr 1969, erwies sich 
als besonders kostenintensiv. Vom PH 16 stehen nur noch we-
nige in Erfurt, Leipzig, Magdeburg und Gera. So schnell wie 
die Blocks und Hochhäuser durch die Baukombinate errich-
tet wurden, so schnell kam der Abbruch. In Weißwasser ver-
schwand ein ganzes Neubaugebiet. Zwischen 2002 und 2004 
wurde Weißwasser-Süd, wo 1990 die letzten der 2.200 Woh-
nungen entstanden, komplett abgetragen.

Die durch den Abriss gewonnenen Freiräume schufen Platz 
für Neues. Auf die Wohnblocks folgten Wald- und Grünflächen, 
Spielplätze oder Einfamilienhäuser. Industrie und Gewerbe 
zeigten ebenso Interesse an einer Nachnutzung der Flächen. 
Deshalb erkannten manche Kommunen im Umbauprogramm 
trotz radikaler Eingriffe auch eine Chance zur nachhaltigen 
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Erneuerung und Stärkung. Obwohl die Massenreduktion Maß-
gabe war, setzte man nicht allein auf den Komplettabriss gan-
zer Siedlungen. Der Teilrückbau, also die Kombination aus 
Rückbau durch Abriss und Aufwertungsmaßnahmen in Form 
von Modernisierungen, erwies sich als attraktive Erneuerungs-
strategie. Ein behutsamer Rückbau kam ebenfalls durch den 
Etagenabbau zum Einsatz. Mehrgeschosshäuser wandelten 
sich in sogenannte Terrassenhäuser. Die obersten, meist we-
nig attraktiven und daher selten vermieteten Etagen wurden 
abtragen und teilweise durch Dachgärten ersetzt.

Parallel zum Rück- und Umbau gewährte der Staat Förder-
mittel zur Rundumsanierung von Neubaublocks. Außendäm-
mungen, Heizungen, Bäder sowie Fenster konnten erneuert 
werden. Vielerorts wechselte das triste Grau verputzter Fassa-
den oder das Braun, Beige sowie Grau der Plattenelemente zu-
gunsten einer bunteren, ansprechenderen Farbgebung. Durch 
die Modernisierungsmaßnahmen gewannen Neubaugebiete 
deutlich an Attraktivität und schufen ein Mehr an Lebensqua-
lität. Eine hohe Wohnzufriedenheit ist keine Seltenheit. Dafür 
stehen Tausende Erstbezieher, die sich noch heute in ihrer 
Wohnung bzw. ihrem Neubauviertel wohl fühlen.

Nicht alle industriell gefertigten DDR-Wohnobjekte waren 
oder sind automatisch Abrisskandidaten. Obwohl die Relikte 
des DDR-Wohnungsbauprogramms bis heute die Öffentlich-
keit polarisieren und eine geringe Meinung über die Archi-
tekturqualität verbreitet ist, gelten einige Häuser als schüt-
zenswert. 1999 wurde z. B. die »Lange Lene« in Leipzig unter 
Denkmalschutz gestellt, weil das Gebäude laut Landesamt für 
Denkmalpflege Sachsen ein »seltenes Dokument sozialisti-
schen Städtebaus« ist. Schon 1984 verlieh der Staat dem ers-
ten WBS 70-Block der DDR (Neubrandenburg) eine Denkmal-
plakette, wodurch das Objekt nach 1990 von Abrissgedanken 
völlig unberührt blieb.

Eine kritische Auseinandersetzung mit der massenhaf-
ten Dezimierung von Neubauwohnungen fand bisher selten 
statt, obwohl 90 Prozent aller Rückbaumaßnahmen diese 
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Am Rückbau wird weiterhin festgehalten. Zur Verhinderung 
eines akuten Wohnungsleerstands müsste einer Prognose von 
Wohnungsökonomen aus dem Jahr 2018 zufolge die Marke 
von 624.000 Abrisswohnungen bis 2030 erreicht sein. Die-
ses Ansinnen scheint sich aber nicht zu verwirklichen. Die 
Bereitschaft zu einer radikalen Bestandsreduktion ist seit 
einigen Jahren rückläufig. Kommunen fokussieren sich weit 
mehr auf die zuvor beschriebenen punktuellen Eingriffe, bei 
denen durch einen Teilrückbau einzelne Blocks aus den Neu-
baugebieten herausgenommen sowie umgebaut werden. Flä-
chenabrisse finden nur noch in Orten mit einer kontinuierlich 
sinkenden Einwohnerzahl statt. Dazu gehört die ehemalige 
Bezirksstadt Suhl. Geht es nach Plan, wird 2025 das Neubau-
gebiet Suhl-Nord (1990 etwa 5.000 WE) komplett aus dem 
Stadtbild verschwunden sein.

Rückkehr der Wohnungsfrage

Durch allzu düstere Prognosen über den Wohnraumbedarf wur-
den in einigen Orten zu viele Wohnungen abgerissen. Das be-
trifft die Boom-Städte der 2000er- und 2010er-Jahre. Auf einen 
massiven Bevölkerungsschwund folgt bis heute ein kontinu-
ierlicher Zuzug. Hohe Mieten und knappe Kapazitäten in den 
begehrten Wohnlagen der Innenstädte führten zu einem Re-
vival der »Platte«. Spätestens Ende der zweiten Dekade des 
21. Jahrhunderts ist die Neubauwohnung wieder en vogue. 
Mutige Investoren und Architekten entdecken angesichts ra-
tioneller Grundrisse und geringer Kosten die Systembauweise 
der Blocks für sich, um zeitgemäße Wohnräume nach neuesten 
energetischen Standards aus alten Plattenbauwohnungen zu 
schaffen. Die sanierte oder umgestaltete Neubauwohnung 
avanciert zu einem begehrten Wohnobjekt in den Wachstums-
städten der neuen Bundesländer. Die Wohnungen punkten 
durch ihre Größe, Funktionalität, praktische Zimmerauftei-
lung und nicht zuletzt durch bezahlbare Mieten. Das macht sie 
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gerade für junge Menschen und Familien attraktiv. Aufgrund 
der hohen Nachfrage kann der Interessentenkreis in Großstäd-
ten wie Berlin, Leipzig, Erfurt, Jena oder Rostock, aber auch in 
Mittelstädten wie Weimar und Gotha, schon nicht mehr voll-
ständig bedient werden. Seitdem kursiert das Wohnen erneut 
in den Schlagzeilen und gibt Anlass für lokalpolitische Aus-
einandersetzungen. Die Wohnungsfrage kehrt zurück auf die 
politische Agenda und in den Lebensalltag der Bevölkerung. 
Nach Jahren eines überschaubaren sozialen Wohnungsbaus, 
dem Rückbau Hunderttausender DDR-Neubauwohnungen und 
vor dem Hintergrund rasant steigender Mieten herrscht erneut 
ein Wohnungsnotstand in einigen Mittel- und Großstädten der 
ehemaligen DDR.
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Abkürzungsverzeichnis

AWG	 Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft
BHG	 Bäuerliche Handelsgenossenschaft
DDR	 Deutsche Demokratische Republik
DEFA	 Deutsche Film AG
DM	 Deutsche Mark
FDJ	 Freie Deutsche Jugend
FDGB	 Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
GDR	 German Democratic Republic
Genex	 Geschenkdienste und Kleinexporte GmbH
HO	 Handelsorganisation
KPdSU	 Kommunistische Partei der Sowjetunion
KWV	 Kommunale Wohnungsverwaltung
LPG	 Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft
MfS	 Ministerium für Staatssicherheit
NAW	 Nationales Aufbauwerk der DDR
NÖS	 Neues Ökonomisches System der Planung und Leitung 

der Volkswirtschaft
ÖSS	 Ökonomisches System des Sozialismus
PH	 Punkthochhaus
SBZ	 Sowjetische Besatzungszone
SDAG Wismut	 Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft Wismut
SED	 Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SZME	 VEB Schweinezucht- und Mastkombinat Eberswalde
VEB	 Volkseigener Betrieb
WBK	 Wohnungsbaukombinat
WBS 70	 Wohnungsbauserie 70
WE	 Wohneinheit
ZK	 Zentralkomitee
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Quellen

Neben der einschlägigen Forschungsliteratur wurden unge-
druckte und gedruckte Quellen verwendet. Die staatlichen 
Archive in den neuen Bundesländern sowie in Berlin verfügen 
über umfangreiche Bestände mit Schriftgut des DDR-Staats- 
und Parteiapparates zum Bereich Wohnen. Diese Publikation 
stützt sich vor allem auf Material aus thüringischen Archiven 
(z. B. die Bestände Bezirksleitung der SED Erfurt und Kreislei-
tung der SED Sömmerda im Landesarchiv Thüringen – Haupt-
staatsarchiv Weimar). Kenntnisse über den DDR-Wohnalltag 
konnten u. a. aus Mitschriften von Zeitzeugengesprächen ge-
wonnen werden. Fachzeitschriften und spezielle Monografien 
von DDR-Verlagen ergänzten diese. Weiterhin wurden Veröf-
fentlichungen der Staats- und Parteiführung zum Wohnungs-
bau und zu den Parteitagen herangezogen. Gleiches gilt für 
die Statistischen Jahrbücher der DDR. Bei Interesse können 
die genauen Quellenangaben über die Kontaktmöglichkeiten 
der Landeszentrale für politische Bildung Thüringen beim Au-
tor erfragt werden.




